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Soeben erschien:

Verordnung über die Fürsorgepsllchi
vom 13. Februar 1924

einschließlich der für Voraussetzung, Art undMaß der öffentlichen Fürsorge geltenden Reichs­
grundsätze und der Nebengesetze sowie der einschlägigen landesrechtlichen Vorschriften

Erläutert von V. Ä. Vaath
Eehcimer Regierungsrat, Mitglied des Bundesamtes für das Leimat. 
wesen, Beisitzer aus der sozialen Fürsorge im Reichsvcrsorgungsgericht.

Vierte vermehrte Auflage — 1926. In Leinen gebunden 15 NM.
Die neue Auflage des bewährten Baathschen Kommentars, der bei den einschlägigen Behörden 
bestens eingeführt ist, bedarf eigentlich keiner besonderen Empfehlung mehr. EL-sind nicht nur die viel- 
fachen inzwischen ergangenen Aenderungen, wie das Reichsgesetz vom 8. Juni 1926 betr. Abänderung 
der Fürsorgeverordnung usm., berücksichtigt, sondern auch das Zugendwohlfahrtsgesetz und die für die 
Fürsorgebehörden in Frage kommenden Bestimmungen der Aufwertungsgesetze sind neu ausgenommen.

Verlag von Franz Dahlen In Berlin BZ 9. Link st ratze 16.

Für den Landkreis Sonneberg wird zum sofortigen 
Antritt eine

KmsBkforgmn
iiiiiiiiiiiiiiiiimiiiiiimiiiiiiimiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiimiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiii

gesucht. Bewerberinnen müssen die staatliche Prüfung 
als Wohlfahrtspflegerinnen abgelegt haben, mindestens 
25 Jahre alt fein und auf dem Gebiete der Säuglings-, 
Kleinkinder- und Tuberkulosenfürsorge bereits praktisch 
gearbeitet haben. Die Anstellung erfolgt nach Gr. VI 
des Tarifs der staatlichen Wohlfahrtöpflegerinnen mit 
Ausrückung nach Gruppe VII. Bewerbungen sind Zeug­
nisabschriften, ausführlicher Lebenslauf sowie Lichtbild 
beizufügen.

Thüringisches Kreisamt Sonneberg 
(Kreiswohlfahrtsamt)

üinder^eiaesiingsAeiiii
Ostseebad Arendsee / Brunshaupten

Beste Leilerfolge bei bettnäffcnden Kindern, 
individ. Behandlung. Borzüql. Winterkuren.

Arztl. geleitet. 
FrauS. Jacob!

Kinder-Erhokmgsheim Vorderhindelang
im bayr. Allgäu, 9ü0 m ü. M. Das ganze Jahr geöffnet. Auf­
genommen werden erholungsbedürft, u. nervöse Kinder von 4—18 J. 
Ansteck. Fälle ausgeschlossen. Familiäre Behandlung Pensionspr. pro 
Tag5Mk.,einschl.ärztl.Uebenvachg, Schulunterr.nach Vereinbarung. 
Aniragen: Dr.Qerl, Arzt, Hindelang; Dr.Sumpf, Nervenärzt.,Hindelang.

In der Kreisverwaltung 
Sternberg ist die Stelle einer

des Kreises West-

Krmsfürjorgerm
(Dauerangestellte) mit staatlicher Anerkennung als 
Wohlfahrtspflegerin sofort zu besehen.

Besoldung erfolgt nach Gruppe VI der preußischen 
Besoldungsordnung, Ausrückung nach 3 jähriger prakt. 
Tätigkeit in die Besoldungsgruppe VII vorgesehen. 
Auswärtige Dienstzeit kann angerechnet werden

Bewerbungen bis zum 10. Oktober 1926 mit 
Lebenslauf und Zeugnisabschriften.

Neppen, den 13. September 1926.
Der Vorsitzende des Kreisausschusses.

Das Hauptgesundheitsamt dev Stadt Berlin
sucht zu baldigem Eintritt eine

leitende Fürsorgerin.
In Frage kommen nur erstklassige Kräfte, welche die 
staatliche Anerkennung als Wohlfahrtspflegerin im 
Hauptfach I „Gesundheitsfürsorge" besitzen.

Ferner werden mehrjährige praktische Etfahrung auf 
den verschiedenen Gebieten der Gesundheitsfürsorge 
und gute Kenntnisse deü Heilstättenwesens, der öffent­
lichen und privaten Wohlfahrtspflege sowie besondere 
Gewandtheit im Llmgang mit Publikum und Behörden 
verlangt.

Anstellung als Beamter auf Kündigung, Besoldung 
nach Gruppe 8 der Besoldungsordnung.

Bewerbungen mit Lebenslauf und Zeugnisabschriften, 
sind biö zum l. Oktober 1926 zu richten an den Magistrat 
Berlin. Personalbüro. IX, 3, Berlin E 2. Rathaus/ 
Königstr.

Berlin, den 3. September 1926.
Der Direktor bei dem Magistrat.

Zum l. Dezember d. I. wird für den 
ManSfelder Scekreis eine vierte evangelische

Kreisfürsorgerin
gesucht. Bedingung: praktische Erfahrung auf. 
alle» Gebieten der Wohlfahrtspflege, insbeson- 
tere Tuberkulose-, Säuglings-, Krüppel-, Fa­
milien- und Jugendfürsorge. Erwünscht isti 
Abschluß-Examen einer staatlich anerkannten' 
Wohlfahrtsschule.

Bewerbungen mit Lebenslauf, Zeugnis­
abschriften, Gesundheitsattest eines beamtetenj 
Arztes und Lichtbild bis zum lö.Okt. !926erbeten.

Gehalt nach Gruppe VI, Reisekosten-Ent- 
schädigung wird gewährt, Fahrrad wird gestellt.

Nach Ablaufeines Probejahres u b.Bewäh'- 
rung erfolgt Anstellung mit Beamteneigenschast! 
KreiswoblfahrtsamI des tmansfelder SeekreistS, 

Eisleben, Lindenstraße 41.
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Gemeindefinanzen und Wohlfahrtspflege.
Von Ministerialrat Or. H a n s /M a i e r - Dresden.

Die Regelung eines neuen Finanzaus­
gleichs zwischen Reich, Ländern und Gemein­
den wird zu einer der wichtigsten und schwie­
ligst zu lösenden Aufgaben der staatlichen und 
parlamentarischen Körperschaften im Winter 
1926/27 gehören. An der Erledigung dieses 
Ausgleichs ist die Wohlfahrtspflege im stärk­
sten Matze interessiert, de», ihre Gestaltung 
hängt zü einem erheblichen Teile von der 
finanziellen Lage ihrer Träger ab. Im 
grundlegenden 8 42 der Dritten Stcuernot- 
vcrordnung vom 14. Februar 1924 steht die 
Wohlfahrtspflege an erster Stelle. Auch für 
den zum 1. April 1927 zu schaffenden neuen 
Finanzausgleich wird die Belastung durch 
wohlfahrtspflcgcrifche Aufgaben bei dem 
Wcttlauf um Steuerzuteilunge» im Vorder­
grund der Erörterungen stehe». Es ist da­
her zu bcgrühcn, datz die Fachkreise der Wohl­
fahrtspflege auch nach autzcn hin zeigen, datz 
sic nicht die „uferlosen Verbraucher der von

der Wirtschaft aufgebrachten öffentlichen 
Mittel sind, die ohne Rücksicht auf die Not­
lage der Steuerzahler ihren Idealen, in der 
wirtschaftlichen Enge des deutschen Volkes aber 
unerfüllbaren Utopien nachjagcn" und der 
materiellen Kehrseite ihres Wirkens keine 
Beachtung schenken. Gegenüber solchen in 
weiten, und vor allem nicht cinflutzloscn 
Kreisen verbreiteten Anschauungen ist es nötig, 
immer wieder den produktiven Charattcr jeder 
Wohlfahrtspflege aufzuzcigen, zugleich aber die 
Ursachen der gesttcgcnen Ausgaben und 
Sparmöglichkciten ohne sachliche Schädigung 
zu erhalten und den Willen, diese durch- 
zuführen nach nutzen zu bekunden.

Letzterem Zweck dient die diesjährige 
Hauptausschuhtagung des Deutschen Vereins 
für öffentliche und private Fürsorge in Hil- 
desheim. Als Vorarbeit zu dieser Tagung 
wie zu den Erörterungen über die Kosten der 
Wohlfahrtspflege und den künftigen Finanz-
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ausgleich hat der Deutsche Berein als Heft 7 
feiner Schriftenreihe „Aufbau und Ausbau 
der Fürsorge" eine Abhandlung des Frank­
furter Magistralsrates Or. Michel „Städti­
scher Eemeindchaushalt und soziale Lasten" 
vorgelegt. Die Schrift tst eine wertvolle 
Monographische Abhandlung, die an Hand 
der Frankfurter Haushaltspläne die finan­
ziellen Auswirkungen sozialer Kommunal­
betätigung vor und nach dem Kriege — 
wohl erstmalig in einer so ins einzelne gehen­
den und zugleich alle Gebiete umfassenden 
Darstellung — aufzcigt und Schlüsse für die 
künftige Entwicklung daraus zieht. Ich will 
an dieser Stelle nicht ihren Inhalt wiedcr- 
geben, von den Lesern der „Deutschen Zeit­
schrift für Wohlfahrtspflege" darf man er­
warten, daß sie selbst das Büchlein durch­
arbeiten werden. Je stärker aber die er­
wünschte Verbreitung dieser Broschüre ist, 
eine um so größere Rolle werden die in ihr 
gezogene» Schlüsse und die in ihr aufgestell­
ten Forderungen bei den künftigen Ausein­
andersetzungen über den Finanzausgleich 
innerhalb und außerhalb der Parlamente 
spielen. Man wird die Ergebnisse der Schrift 
nach folgenden Fragestellungen gruppieren 
können:

1. In welcher Weise sind die Ausgaben 
für soziale Leistungen gestiegen?

2. Ist dies« Steigerung zurückzufühlen aus 
erhöhten Vcrwaltungsaufwand, er­
weiterte Ziele in der Wohlfahrtspflege 
oder vermehrte Notstände?

3. Sind die kommunalen Einkünfte diesen 
gesteigerten Ausgaben angepaßt worden?

4. Welche Forderungen ergeben sich aus den 
Feststellungen zu 1 bis 3 für den groß­
städtischen Kommunalpolitiker und für 
die Wohlfahrtspflege im allgemeinen?
Für die nachfolgende kritische Besprechung 

möchte ich die au '«m Wcrkchcn zu er­
kennende Mi che Ische Auffassung in drei 
Sätzen zusammengestcllt voranschicken: Die 
über das Maß anderer kommunalen Aufgaben 
hinausgehendc Steigerung der Soziallastcn ist 
weder auf erhöhten Verwaltungsaufwand 
noch auch qualitative Vermehrung der Wohl­
fahrtsleistungen, sonder» nur auf die infolge 
gesteigerter Rot erhöhte Zahl der zu unter­
stützenden Hilfsbedürftigen zuxückzuführcn. Die 
Einnahmen der kommunalen Träger der 
Wohlfahrtslastcn sind nicht den Ausgaben 
angepaßt worden, wobei die Großstädte be­
sonders schlecht fahren. In der künftigen Ge­
staltung sind daher die Interessen der Groß­
städte gegenüber dem Lande, sowie die finan­

zielle Leistungsfähigkeit aller kommunalen 
Körperschaften besser zu berücksichtigen.

Im einzelnen ist zu dem von mir auf 
die obigen vier Gesichtspunkte zusammen­
gezogenen Inhalt des Buches folgendes zu 
bemerken.

Hinsichtlich der Steigerung der Ausgaben 
für soziale Zwecke stellt Michel an den 
Ziffern des Frankfurter Stadthaushalts fest, 
daß die Aufwendungen von 9,18 Millionen 
Mark im Jahre 1919 aus 39,297 Millionen 
Mark im Voranschlag für 1926 gestiegen 
sind, die reinen Fürsorgcmaßnahme», also 
größtenteils Ausgaben im Rahmen der 
Fürsorgepflichtverordnung von 3,74 Mil­
lionen Mark auf 18,7 Millionen Mark. 
Mit Recht weist Michel darauf hin, 
daß die Ziffern von 1913 und der Nach­
kriegszeit nicht schlechthin verglichen weiden 
dürfen, weil die Kaufkraft der Mark erheb­
lich gesunken ist. Berücksichtigt man diese 
Minderung, so sind 1,40 Mark der Jetztzeit 
1 Mark der Vorkriegszeit glcichzusetzen. Die 
Ausgabensteigerung zeigt daher bei den ge­
samten Sozialaufwendungen eine Mehrung 
um 300%, nach dem inneren Werte um 
200»/«, bei den Fürsorgeleistungen allein um 
400% und 250%. (Roch höhere Ziffern 
weist Köln aus: Steigerung von rund 3 auf 
24 Millionen, siche Wohlfahrtsblätter der 
Stadt Köln 1926, S. 17.) Auch der An­
teil der Fürsorgeausgabcn an den Eesamt- 
aufwendungcn der Stadt ist erheblich ge­
wachsen, von 6,25 % der Vorkriegszeit auf 
17,6% im Jahre 1926; gleiches gilt von 
dem Anteil des kommunalen Zuschusses zur 
Fürsorge im Verhältnis zu den übrigen Zu- 
schußetats, die Erhöhung beträgt hier von 
10 °/<> zu 28 o/o, und wenn man gar die ge­
samten sozialpolitischen Leistungen zusammen­
nimmt von rund 28»,'» auf 49°/o, also fast 
die Hälfte des gesamten städtischen Zu­
schusses, der durch Steuern aufzubringcn ist. 
Auf den Kopf der Bevölkerung entfallen 
39,50 Mark gegen 8,50 Mark vor dem 
Kriege. Bei diesen ungeheuer hohen ab­
soluten Aufwcndnngsziffern und der Höhe der 
Anteilsbcträgc der Fürsorge an dem städti­
schen Steueraufkommen ist die Lösung der 
Frage nach de» Ursachen dieser Steigerung 
besonders bedeutsam.

Michel weist nach, daß die Ausgaben- 
stcigcrung weder auf eine »»verhältnismäßige 
Mehrung des Vcrwaltungsaufwandes, noch 
auf eine erhebliche qualitative Steigerung der 
Fürsorgeleistungen, sondern im wesentlichen 
auf das übermäßige Anwachsen der Zahl zu 
unterstützender Hilfsbedürftiger zurückzuführsn
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ist. Trotz des stark erweiterten Aufgaben- 
lrcises ist der gesamte Personalaufwand der 
Stadt nur um 5°/o gestiegen, eine Vermeh­
rung, die, worauf Michel durchaus mit 
Recht hinweist, hinter den Ziffern bei Wirt- 
ichaftsoerbänden und ihren öffentlichen Körper­
schaften weit zurückbleibt. Im Fürsorgewesen 
int besonderen ist die Zahl der Beamten und 
Angestellten oon 82 aus 227 gewachsen, weist 
also eine Vermehrung um das Dreieinhalb­
fache auf, während allein die Zahl der Unter­
stützungsempfänger um das mehr als Vier­
fache gestiegen ist, wobei noch berücksichtigt 
werden mutz, dah die Art der Hilfsbedürftig- 
fcit vielgestaltiger als vor dem Kriege ist, 
die gesetzlichen Bestimmungen der Hilfe aber 
wesentlich komplizierter sind und die Durch­
führung der Fürsorge eine Dezentralisation 
des Amtes in den verschiedenen Stadtbezirken 
notwendig machte. Zn der Zahl der Hilfs­
bedürftigen liegt denn auch die wesentliche 
Ursache der Ausgabensteigerunz begründet.

Es standen sich gegenüber:
1913

3344 Fälle mit 8111 Köpfen 
April 1926

13 800 Fälle mit 24959 Köpfen.
Fürsorgepolitisch wichtig ist auch die Ver­
teilung dieser Fälle auf die einzelnen 
Gruppen. Es gehören zu
u) allgem. Hilfs­

bedürftige .. 7797 Fälle mit 14814 Köpfen
b) Sozialrentner 3086 „ „ 4938 „
c> Kleinrentner. 1117 „ „ 1787
ck> Erwerbslose 

ohneAnspruch
auf E.-U. . . 1800 „ „ 3420

e) Kriegsbeschä­
digte ............ 822 „ „ 1648

f) Kriegshinter­
bliebene . . . 4117 „ „ 7078

Hinsichtlich der Belastung der Kommunal- 
finanzcn können die Gruppen zu e und k 
autzer acht gelassen werden, weil Kriegs­
beschädigte und Kriegshinterbliebene, die 
laufende Unterstützung beziehen, diese fast aus- 
schlietzlich aus den Mitteln der vom Reich zu 
tragenden Zusatzrcntcn erhalten. Zn der 
Struktur der Hilfsbedürftigen zeigt sich übri­
gens gegenüber der Vorkriegszeit eine ge­
ringere Acndcrung, als dies von manchen 
Seite behauptet wird. Rur die Hilfsbedürf- 
tiglcit der ziffcrnmätzig kleineren Gruppe der 
Kleinrentner ist eine völlig neue Folgeerschei­
nung der Inflationszeit. Wenn man die Grup­
pen a, b und ck zusammenfatzt, so dürfte hier

nur eine unbedeutende Aenderung gegenüber 
der sozialen Zusammensetzung der Unter­
stützten vor dem Kriege festzustcllen sein, da 
bereits damals eine nicht ganz unerhebliche 
Zahl oon Rentenempfängern ergänzend von 
der Armenpflege unterstützt werden mutzte und 
mangels einer besonderen Erwcrbslosenfür- 
svrgc mittellose Erwerbslose der Armenpflege 
anheimfielen. Es ist daher m. E. nur eine 
quantitative, nicht eine qualitative Verände­
rung der Unterstützten zu beobachten. Diese 
Feststellung erscheint mir auch gegenüber den 
matzgebenden Instanzen im Reiche bedeutsam, 
die entgegen den Wünschen der kommunalen 
Spitzenverbände und der Fachkreise für die 
Gruppenfürsorge eintraten in der unrichtigen 
Annahme, datz es bei den allgemein Hilfs­
bedürftigen um die kleinste Zahl und um 
mehr oder minder schuldhaft in Not Geratene 
handele. Die oon Michel scstgestellte sehr 
starke prozentmätzige Steigerung der Aus­
gaben für Jugendfilrsorgc fällt im Rahmen 
des Eesamthaushalts nicht so stark ins Ge­
wicht, weil die absoluten Ziffern mit ins- 
gesanit 3,4 Millionen Mark nur einen Bruch­
teil der übrigen Fürsorge darstellen. Aber 
auch hier bildet die der llnterstützungsfürsorge 
glcii^usetzende Erhöhung der Pflegcsätze für 
Pflegekinder die Hauptursache dieser Steige­
rung. Vor dem Kriege waren 1798 Kinder, 
1926 hingegen 3042 in Pflege unterzubringen, 
der Pflcgesatz ist oon durchschnittlich 240 Mark 
auf 470 Mark, bei Berücksichtigung der inneren 
Kaufkraft der Mark immer noch um 136 Mark 
jährlich gestiegen. So beweisen die Michel- 
schen Untersuchungen, datz die Steigerung der 
Fürsorgelasten überwiegend auf die Vermeh­
rung der Kosten für die offene Fürsorge 
zurückzuführen ist. Ueberraschcnd waren mir 
die Berechnungen Michels hinsichtlich des 
oerhältnismätzigcn kleineren Anteils der Kosten 
der geschlossenen Fürsorge. Obwohl auch hier 
der Durchschnitt der Pflegcsätze auf fast das 
Doppelte gestiegen ist und die Zahl der auf 
öffentliche Kosten Untergcbrachten allein schon 
dadurch erheblich gewachsen ist, datz bei Alten 
und Siechen diese Unterbringung früher teils 
auf eigene Kosten, teils in Fieiplätzen von 
Stiftungshäusern und Einrichtungen der ftcicn 
Licbestätigkcit erfolgte, so ist doch die Zahl 
der Heiniinsassen <803 Alte und Sieche gegen 
528) nicht so grotz, datz im Nahmen des 
Eesamthaushalts die Untcrbringungskosten 
stark ins Gewicht fallen. Die Entwertung 
der Stistungsocrmögcn bedeutet naturgemätz 
eine weitere Belastung der öffentlichen Für­
sorge; mit jährlichen Aufwendungen oon 
432 000 Mark konnten die öffentlichen, milden
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Stiftungen einen beträchtlichen Anteil der 
Fürsorge vor dem Kriege übernehmen, der 
Rückgang der Erträgnisse auf rund 34000 
Mark hat den Anteil der Stiftungen an der 
öffentlichen Fürsorge zu einem unbeachtlichen 
Bruchteil herabsinken lassen.

Die Mi che Ische Schrift verfolgt neben 
der Klarstellung durch diese zugleich apolo­
getische Zwecke. Sie wendet sich gegen die 
aus den Wirtschaftskreisen der öffentlichen 
Verwaltung gemachten Vorwüffe, datz diese 
in ihren sozialen Leistungen für ein besiegtes 
und verarmtes Volk zu weit gehe. Unbedingt 
schlüssig sind die von Michel gegen diese 
Vorwürfe erbrachten Beweise, datz nicht ein 
Ausbau der Fürsorge und die Erschlietzung 
neuer fürsorgeris^r Gebiete die Ursachen der 
Kostenmehrung bilden, sondern die traurige 
Tatsache, wie stark die Zahl der Menschen 
gestiegen ist, die mangels eigener Einkünfte 
auf die Gewährung des notwendigen Lebcns- 
bedarfs durch die Allgemeinheit angewiesen 
sind. Wenn er aber darüber hinaus zu be­
weisen sucht, datz die Leistungen der öffent­
lichen Fürsorge im Vergleich zu der Vorkriegs­
zeit gesunken seien, so gehen seine hierfür ge­
zogenen Schlüsse zu weit. Aus der Steige­
rung des Anteils der Barunterstützungen an 
den gesamten Fürsorgelasten kann ein Zurück­
treten der Leistungen für vorbeugende und 
durchgreifende Hilfe nicht gefolgert werden. 
Denn in diesen Eeldbeihilfen stecken auch 
solche für Kuren, Erholungsreisen, Mietunter­
stützungen, Beschaffung von Wäsche, Heil­
mitteln usw., die zwar nicht gesondert ver­
bucht sind, aber das Ziel einer solchen vor­
beugenden Fürsorge verfolgen. Der einzige 
wirkliche sachliche Fehler in den Michelschen 
Berechnungen jtedt aber gerade in dem ver­
suchten Nachweis, datz die Unterstützungen ge­
genüber der Friedenszeit zurückgeblieben sind. 
Die Unterstützung im Einzelfall bcttug vor 
dem Krieg 285 Mark, auf den heutigen Mark­
wert bezogen 407 Mark, oder monatlich 
33,93 Mark, während die Höhe der monat­
lichen Durchschnittsunterstühung sich heute auf 
41,15 Mark errechnet. Michel glaubt nun die 
Senkung damit beweisen zu können, datz bei 
Sozial- und Kleinrentnern die Unterstützung 
60 Mark bettage und infolgedessen bei einer 
llnterstützungssumme von jährlich 720 für die 
Angehörigen dieser Gruppen von dem Ge­
samtaufwand von 5 Millionen an Unter­
stützungen nur noch 2,23 Millionen Mari 
für die Unterstützungen der sogenannten 
„übrigen" Hilfsbedüfftigen übrig bttibe, was 
bei dieser grötzten Zahl der Unterstützten 
(7463) einen Monatssatz von 25 Mar! gegen­

über 23,75 Mark dem Werte nach 33,93 
Mark vor dem Kriege entspräche. Michel 
hat bei dieser Berechnung übersehen, datz 
bei der grötzten Zahl der mit 60 Mark 
Unterstützten, den Sozialrentnern, die Rente 
mit 20 bis 30 Mark auf die Monatsbezügc 
anzurechnen ist, so datz für diese Gruppe der 
öffentliche Zuschutz weit unter 60 Mark zurück­
bleibt. Die Gesamtsumme der für die übrigen 
Unterstützten zur Veffügung bleibenden 
Summe erhöht sich hierdurch beträchtlich, so 
datz rechnerisch keinesfalls eine Senkung der 
Unterstützungen angenommen werden kann. 
Gleiches ergibt sich auch aus den von Michel 
mitgeteilten Richtsätzen für die Bemessung von 
Unterstützungen. Diese bleiben zwar nicht ab­
solut, aber dem inneren Wert der Mark nach 
bei Alleinstehenden und bei kinderarmen Fa­
milien etwas hinter den Sätzen der Vorkriegs­
zeit zurück. Aber jeder Fürsorgeprattiker 
weiß, datz heute diese Sätze von ganz an­
derer Bedeutung als früher sind. Denn in 
den meisten Fällen wurde früher ohne Be­
rücksichtigung der Sätze von den Pflegern 
unterstützt, vielfach die von den Hilfsbedürf­
tigen selbst erbetenen unter den Sätzen ver­
bleibenden Eeidbettägc gewähtt, während 
heute die Sätze bei der Bemessung der Unter­
stützung eine wesentlich gewichtigere Rolle 
spielen, so datz die Zahl der Fälle, in denen 
der volle Satz gezahlt wird, ganz erheblich 
gestiegen ist. Mit dieser Berichtigung soll 
nicht etwa behauptet werden, datz es den 
einzelnen Hilfsbedürftigen besser gehe als 
früher. Im Gegenteil, die eigenen Reserven 
und Erwerbsmöglichkciten sind stark einge- 
schräntt, die gelegentlichen, von den Ermitte­
lungen der öffentlichen Fürsorge niemals er- 
fatzten Beihilfen Bekannter, Verwandter oder 
der privaten Liebestätigkeit sind stark zu- 
sammcngeschrumpst, so datz die kommunale 
Unterstützung in sehr viel mehr Fällen als 
früher wirklich die einzige Einnahmequelle 
der Hilfsbedürftigen bildet. Gerade um der 
kommunalen Finanzpolitik willen erschien mir 
aber diese Berichtigung der Michelschen 
Zahlen notwendig, weil bei der Schlüssigleit 
seiner übrigen Feststellungen und der Bedeu­
tung seines Buches für die Fortentwicklung 
der kommunalen Fürsorge seine Behauptung 
leicht zum Kampfruf derer werden könnte, die 
einer wahllosen Erhöhung der kommunalen 
Unterstützungen das Wort reden. Solche all­
gemeinen einmaligen oder laufenden Er­
höhungen belasten aber gerade nach Michels 
Feststellungen die Gemeinden am stärksten, 
ohne datz sie fürsorgerisch Entsprechendes 
leisten. Die angebliche Senkung der Unter-
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stützungen widerspricht im übrigen gllcn prak­
tischen Erfahrungen und wäre für den aus 
der Idee genossenschaftlicher Verbundenheit 
erwachsenen neuen Staat und dessen Gemein­
den untragbar. Angriffen der Wirtschaft ge­
genüber solchen Steigerungen wird man aber 
auf die tatsächliche Not der Unterstützten und 
die guten Gründe Hinweisen können, die gerade 
Michel anführt, datz u!m der Erhaltung der 
Bolkskraft willen die Unterstützungen kinder­
reicher Familien auch die üblichen Lohnsätze 
übersteigen dürfen.

Entsprechen nun diesen gesteigerten, not­
wendig gesteigerten Aufwendungen für die 
öffentliche Fürsorge auch die Einnahmen der 
Städte? Michel verneint dies. Vom Rück­
grat der kommunalen Finanzoerwaltung, der 
Einkommensteuer, flössen 1914 der Stadt 
Frankfurt 17,9 Millionen -- 61,15 »/» des ge- 
samtstädtischen Steueraufkommens zu, aus 
den 30»/o der Gesamtausgaben gedeckt werden 
konnten. Demgegenüber erbrachten Einkom­
men- und Körperschaftssteuer im Jahre 
1925 bei erhöhtem Eesamtaufkommen in 
der Stadt nur noch 14,8 Millionen, 
während der Rest an Reich und Land floß. 
Daraus konnten nur noch 14,1 °/o der Aus­
gaben gedeckt werden. In den auf Grund 
des Rotverordnungsrechtes der Reichsregie­
rung im Winter 1923/1924 erlassenen Steuer­
ordnungen war zur Aufbringung der durch 
die Ueberwälzung der sozialen Lasten Ländern 
und Gemeinden erwachsenden Mehrkosten 
diesen ausdrücklich die Aufwcrtungs- oder 
Mietzinssteuer übertragen worden. Der für 
soziale Zwecke bestimmte Anteil dieser Steuer 
betrug in Frankfurt 2 Millionen, während 
allein die Unterstützungen für Sozial- und 
Kleinrentner diesen Betrag erreichen oder 
übersteigen dürften. Wenn Michel dann fer­
ner darauf verweist, datz Frankfurts Steuer­
aufkommen zu einem grotzen Teil dem Land 
Preutzen oder anderen Gemeinden indirekt zu­
gute kommt, so ist diese Klage vom Stand­
punkt des örtlichen Kommunalpolitikers 
durchaus verständlich. Es wird aber hierzu 
später noch cm grundsätzliches Wort zu sagen 
sein. Richtig ist an seinen Darlegungen, datz 
das Reich gegenüber der Belastung durch 
neue Aufgaben die Habenseite der Städte 
nicht durch Steuerüberweisungen in gleicher 
Höhe bedacht hat. Jeder weitere die Ge­
meinden treffende Steuerabbau mutz daher die 
Wohlfahrtspflege schwer gefährden. Von 
deren Standpunkt aus ist daher der Kampf 
der Städte um Erhaltung ihrer Einkünfte 
zu unterstützen. Dies gilt z. B. in hohem 
Matze von dem am 1. April 1927 gesetzlich

vorgesehenen Wegfall kommunaler Getränke- 
steuern, die den Städten recht erhebliche Ein­
nahmen bringen, keinerlei schwere Belastung 
darstellen und deren Abbau nur ein Geschenk 
an eine vom Standpunkt des Volksganzcn 
betrachtete Lurusindustrie darstellte. Wenn 
das Reich glaubt, Steuern abbauen zu können, 
so darf dies nicht unter Benachteiligung der 
Gemeinden geschehen, weil nach den Ergeb­
nissen des letzten Jahres sonst die Möglich­
keit wohlfahrtspflegerischer Leistung gefähr­
det wäre. Als Kernpunkt bezeichnen viele 
kommunalen Finanzpolitikei die Wiederher­
stellung der kommunalen Finanzhoheit auf 
dem Gebiete der Einkommensteuer. Mir er­
scheint diese materiell gar nicht so wichtig, da 
auch bei formeller Finanzhoheit, die Mög­
lichkeiten deren Verwendung durch den Zwang 
der Tatsachen so autzerordentlich enge wäre, 
datz für die Finanzgestaltung der Gemeinden 
eine wesentliche Aenderung nicht zu erwarten 
ist. Mit Rücksicht auf die armen Arbeiter­
wohnsitzgemeinden und Vororte der Städte, 
deren Beanspruchung durch soziale Nöte be­
sonders grotz, deren Eigeneinkommen aber ge­
ring ist, wäre ein ausgebautes selbständiges 
Steuerrecht sozial sogar recht bedenklich. Dar­
über wird nachher noch zu sprechen sein.

Die Reformvorschläge Michels gehen nach 
drei Richtungen, sie betreffen teils fürsorge­
technische Fragen, sie behandeln das Verhält­
nis der Grotzstadt zu anderen Fürsorgeverbän­
den und beschäftigen sich schliehlich mit all­
gemeinen verwaltungspolitischen Gesichtspunk­
ten. Was Michel über Ersatz- und Erstattun­
gen empfangener Unterstützungen sagt, ist be­
dingungslos zu bejahen, wenn man auch, was 
er auch durchaus nicht verkennt, hier nur im 
Verhältnis zu den Ausgaben unbedeutende 
Einnahmen erzielen wird. Die llebertragung 
von Aufgaben an die private Fürsorge kann 
auch vom finanzpolitischen Standpunkt nur 
sehr vorsichtig behandelt werden. Es ist in 
diesem Zusammenhang nicht uninteressant, datz 
Michel die Selbstkosten der Unterbringung 
von Kindern in den Prioatkindergärten vor 
dem Kriege höher errechnet als in den kommu­
nalisierten nach dem Kriege. Wenn man be­
denkt, datz auch die Einrichtungen der privaten 
Liebestätigieit heute im wesentlichen durch die 
aus öffentlichen Mitteln fliehenden Pflsgc- 
sätze finanziert und nicht mehr aus privaten 
Spenden unterhalten werden, so ist hier Vor­
sicht geboten. Wenn Michel von einem 
Pflegesatz von 1,70 Mark in einer mit Ar­
beitsgelegenheiten verbundenen vereinsmätzi- 
gcn Anstalt für Wanderer berichtet, so handelt 
es sich hier um einen Pffegcsatz, der von
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vielen öffentlichen Einrichtungen unterboten 
werden dürfte. Dagegen hat Michel durchaus 
recht, wenn er die Einschaltung ehrenamt­
licher Helfer in die öffentliche Fürsorge als 
wichtige Sparmaßnahme rühmt. Abgesehen 
von der staatspolitischen Bedeutung einer sol­
chen Organisation sind hier für viele Städte 
durch Ausgestaltung des ehrenamtlichen 
Helferdienstes weite Sparmöglichteilen ge­
geben. Lebhafte Gegnerschaft wird sein 
durchaus richtiger Wunsch finden, die sozialen 
Aemter zusammenzulegen. Durch das Neben­
einander des Innen- und gar des Außen­
dienstes wird hier noch viel überflüssige Ab- 
grenzungsarbcit nötig. Wenn man z. B. im 
letzten Nachrichtendienst die Abgrenzung der 
Unterstützungstätigkcit zwischen Frankfurter 
Wohlfahrts- und Jugendamt liest, bedauert 
man die scharfsinnige Tätigkeit der Erenzkom- 
missionen, die bei einheitlicher llntcrstützungs- 
fürsorge beider Aemter in Familienfürsorge 
ohne Schaden für die Schützlinge beider er­
spart werden könnte. Uebcr den Partikularis­
mus einseitiger Fachfürsorger und die Inter­
essen der Leiter von Spezialämtern muß hier 
eine weise Sparpolitik zur Einheitlichkeit der 
Fürsorge, bezirksweise in Familienfürsorge ge­
gliedert und durch wenige Spezialbcarbeilcr 
ergänzt, hindrängen.

Im Verhältnis der Großstadt zu anderen 
Fürsorgeverbänden vertritt Michel von seinem 
Standort durchaus berechtigt die Interessen 
der belasteten Großstadt. Die von ihm an­
geführten Vcrgleichsziffern sind unbedingt 
richtig. Dennoch wird der Fürsorgepolitilcr, 
der einen Ausgleich zwischen den Interessen 
der verschiedenen Verbände zu treffen hat, 
aus seinen an sich richtigen zahlenmäßigen 
Untersuchungen andere Schlüsse ziehen. Es 
ist für den Frankfurter Kommunalpolitiker 
schmerzlich, daß «in so erheblicher Teil des 
Franffurter Steueraufkommens zur Verwen­
dung an andere Landesteile abgegeben 
werden muß. Wenn aber die Einkommen­
steuer nach dem Grundsatz „ein jeder wird 
besteuert nach Vermögen" als die gerechteste 
Steuer anerkannt wird, dann darf die Ge­
rechtigkeit dieser Steuer nicht vor den Mauern 
der einzelnen Stadt Halt machen. Es ist das 
große Verdienst der Erzbergerschcn Steuer­
reform, daß sie diesen Grundsatz verwirklicht 
hat. Steuerliche Gerechtigkeit soll nicht nur 
dem einzelnen Steuerzahler gegenüber, son­
dern auch hinsichtlich des lokalen Aufkommens 
gelten. Dies bedingt den durch die Reichs- 
cinkommensteuer gewollten Ausgleich über das 
Reich, bei dem das örtliche Aufkommen bei 
der endgültigen Zuweisung nur eine gering­

fügige Bedeutung hat, ebensowenig wie der 
einzelne Steuerzahler verlangen kann, daß 
seine Zahlungen gerade ihm zugute kommen. 
Fürsorgcpolitisch ist dies besonders mit Rück­
sicht auf die großen Notstände wichtig, die in 
den armen Wohnsitzgemcinden mit niedrigem 
Steueraufkommen herrschen. Aus diesem 
Grunde stehen auch Verfechter kommunaler 
Selbstverwaltung der kommunalen Steuer­
autonomie sehr skeptisch gegenüber. Es ist 
sicher richtig, daß die Notwendigkeit und der 
Umfang sozialer Leistungen in den Groß­
städten erheblich höher ist, andererseits fließen 
den Großstädten auch steuerlich aus der Auf- 
wcrtungssteuer ganz andere Beträge zu. — 
es sei an die Geschäftshäuser erinnert —, da 
hier die Großstädte Nutznießer der Grundrente 
sind. Nach meinen über ein Land sich er­
streckenden Erfahrungen ist abgesehen von der 
Bildung größerer Fürsorgeoerbändc die He­
bung der ländlichen Wohlfahrtspflege zum 
größten Teil auf diesen Steuerausgleich zurück- 
zuführen, eine Hebung, die gerade wieder 
den Städten zugute kommt, da das Land 
nicht nur den Jungbrunnen städtischer werk­
tätiger Bevölkerung, sondern auch das Zu­
wanderungsgebiet der Notleidenden, Kranken 
und Verwahrlosenden in die Städte darstellt. 
Aus diesem Grunde erscheint mir auch 
Michels Liebäugeln mit dem alten Unter- 
stützungswohnsitzsystem unbedingt abzulehnen. 
Ich glaube, daß die von ihm im Anschluß 
an einen Aufsatz von Baldes in den „Frank­
furter Wohlfahrtsblättern" mitgeteilten Zif­
fern über Belastung Frankfurts durch kurz­
fristig Zugezogcne nicht über die frühere unter 
der Herrschaft des UWE. aus anderen Grün­
den (Abwarten des Jahres, auswärtige 
höhere Unterstützung für in Frankfurt Zu­
ständige) bestandene hinausgeht. Eine Neu- 
einführung des alten Systems ließe aber die 
alte unfruchtbare Verwaltungsarbeit mit dem 
Suchen nach dem UW. wieder aufleben, die 
Heranziehung des Beispieles von Wien, das 
erst nach 10 Jahre» rechtlich zur Unterstützung 
verpflichtet ist, dürfte das Gegenteil beweisen. 
Denn bei dem in Oesterreich noch geltenden 
Heimatrcchl ist Wien in sehr vielen Fällen 
zwar rechtlich nicht zuständig, muß aber man­
gels der Möglichkeit, eine Heimat zu erkunden, 
tatsächlich cintretcn, womit sicher den dortigen 
städtischen Finanzen nicht geholfen ist. Nichtig 
sind dagegen Michels Beschwerden über die 
Unzulänglichkeit des Fürsorgctarifs. Der 
preußische Tarif berücksichtigt die großstädti­
schen Mehrkosten ganz ungenügend. Bei der 
Verschicdenartigkcit des llnterstützungswesens 
in Stadt und Land, im Osten und im Westen
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kann auch ein abgestufter Fürsorgetarif mit 
festen Sähen den grobstädtischen Interessen 
nicht gerecht werden. Deshalb hat die 
sächsische Regelung vorgesehen, daß die örtlich 
festgelegten Unterstützungssätze jeweils als Ta­
rifsätze zu gelten haben, eine Ordnung, bei der 
die Vorzüge des Tarifs mit der Berücksichti­
gung der örtlichen Verschiedenheiten ver­
bunden sind.

Völlig stimme ich auch mit Michels 
oerwaltungspolitischen Vereinfachungsforde- 
rungcn überein. Vereinheitlichung der Sozial­
versicherung, Abbau des Apparates der 
ständerhoheit stellen Maßnahmen dar, die 
wirklich eine Ersparung herbeiführen. Das 
Nebeneinander staatlicher Kreisärzte neben 
kommunalen Fürsorgeärzten ist hier ein von 
Michel gut gewähltes Beispiel. Den Für- 
sorgeärzten müßten die medizinalpolizeilichen 
Angelegenheiten als Austragsangelegenhsiten 
übertragen werden, wie die meisten örtlichen 
Zweige der Staatsverwaltung durch Kommu­
nalisierung vereinfacht werden könnten. Auf 
Einzelheiten kann an dieser Stelle nicht ein­
gegangen werden, die nächsten Jahre werden 
von den Kämpfen um diese Verwaltungs­
reformen und Vereinfachung, um Reichsein­
heit und Länderhoheit erfüllt sein.

Alle Reformen sind in ihrer finanziellen 
Bedeutung, worauf Michel immer wieder 
hinweist, unbedeutend gegenüber der grund­
legenden Frage der deutschen Wirtschasts- 
gestaltung. Keine Einzelmaßnahmc kann die 
Einnahmen und ebenso die Ausgaben der 
deuten Städte so beeinflussen wie die Ent­
wicklung der Wirtschaft. Deshalb ist das viel­
gebrauchte, auf der großen Dresdener Ta­

gung des Verbandes der Industriellen in 
den Mittelpunkt gestellte Wort „eine gute 
Wirtschaftspolitik ist die beste Sozialpolitik" 
richtig aufgefaßt unbedingt zutreffend. Zur 
richtigen Auffassung gehört allerdings, daß 
man Wirtschaftspolitik nicht in Gegensatz zur 
Sozialpolitik stellt. Eine Wirtschaftspolitik, 
die keine Bevorzugung einzelner gar noch 
ziffernmäßig weniger bedeutender, aber poli­
tisch und gesellschaftlich einflußreicher Wirt­
schaftszweige bezweckt, sondern gleichzeitig der 
Steigerung der Beschäftigungsmöglichkeiten 
wie der Hebung des inländischen Konsums 
dient, wird mehr, als es alle Sozialpolitik 
vermag, der Förderung der Massenschichten 
dienen und die Zahl der Hilfsbedürftigen 
in der öffentlichen Fürsorge sinken lassen. 
Falsch wäre es dagegen, den obigen Satz so 
auszulegen, daß eine Einschränkung sozial­
politischer Leistungen, die vorübergehend die 
Erträgnisse der Wirtschaft steigen läßt, da­
mit dem Volksganzen dient. Ertragsleistungen 
aus Kosten der Volkskraft sind, auch wirt­
schaftlich gesehen, Raubbau an Volksgut. In 
der Richtigkeit des Satzes von der besten So­
zialpolitik liegt aber zugleich seine Umkehr 
eingeschlossen, daß die beste Sozialpolitik zu­
gleich die günstigste Wirtschaftspolitik dar­
stellt. Denn jede Schädigung der Volkskrast 
engt die Produktivmöglichkeiten ein und 
mehrt die Zahl der unproduktiven nichts als 
Eüteroerzehrer. Wenn es hierzu eines Be­
weises bedürfte, so hat sie uns der größte 
Vernichter menschlicher Kraft, der Krieg mit 
seinen Folgen erbracht, dessen Wirkungen wir 
an den Michclschen Darstellungen hoffent­
lich nicht ohne Nutzanwendung erkennen 
können.

Y_ Asozialenbehandlung bei der Polizei.
Von E. K. /Werber, Rcgierungsrat bei der Polizeidirektion Freiburg i. Br.

„Bettler, Landsttcichcr, Dirnen, Zigeu­
ner, Arbeitsscheue, Rabeneltcrn, Trunkenbolde 
— das gehört zur letzten Polizeiabteilung. 
Mit dem Lumpenpack ist ja doch nichts an­
zufangen. Also wandelt sie der jüngste Bc- 
zirksbeamte mit möglichster Kürze ab, sperrt 
sic ein, läßt sie laufen und harrt der Stunde, 
da er, älter und zuin Dienst geeigneter ge­
worden, den „Dreck" los wird."

Das war so im allgemeinen die Auf­
fassung zur Vorkriegszeit, in deren fettem 
Wohlstand man die „Lumpen" gleich mehr 
oder minder lästigem Ungeziefer eben schlecht 
und recht ettrug. Unsere Notzeit — besonders 
nachdem der Nullenrausch der Inflation ver­

flogen ist und Millionen, außerhalb der zu 
schmal gewordenen Wirtschastsgrundlage, auf 
die Straße gedrängt, zu verlumpen drohen 
— zwingt uns, der „Afozialcn"-Fragc ein 
wesentlich schärferes Augenmerk zuzuwendeu 
und, entsprechend den gewonnenen Erkennt­
nissen, zu ihrer Lösung neue Wege cinzu- 
schlagcn und auszubaucn.

Deren Ausgangspunkte bezeichnen das 
Jugendwohlfahrts- und Jugcndgcrichtsgefetz, 
wichtige Strecken darauf die Eefchlechtskrank- 
hcitcnoerordnung von 1918, der Strafauf­
schub auf Wohlverhalten und ganz besonders 
die Polizeifürsorge; das Hauptwerk 
wird das neue Allgemeine Deutsche
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Strafgesetzbuch sein, dessen Entwurf oor- 
liegt, aber gerade auf unserem Gebiete nur 
eine dürftige Skizze darstellt.

Wir Praktiker können angesichts der 
drängenden Not nicht warten, bis uns neue 
Werkzeuge zur Arbeit in die Hand gedrückt 
werden; wir müssen aus den vorhandenen 
praktisch, unvoreingenommen und wo und wie 
sich irgend die Möglichkeit eines Erfolges 
zeigt, das Acutzcistc herausholcn. Und da­
bei finden wir und vermögen wir wichtige 
Aufschlüsse zu geben, wie die neuen Mittel 
zweckmäßig beschaffen sein und wie sic ge­
braucht werden müssen.

Hierzu soll die folgende Darstellung der 
Freiburger polizeilichen Asozialcnbchandlung 
einen Beitrag liefern.

1. Asozial
in unserem Sinne, d. i. für die praktische 
Sicherung der öffentlichen Ordnung, nennen 
wir diejenigen Personen, die sich einerseits 
außerhalb dieser für die societas notwendigen 
Ordnung halten, andererseits aber auch nicht 
gerade feindlich zu ihr", mit gefährlicher, ver­
brecherischer Energie, antisozial, einstcllcn. 
Ihre Typen haben wir eingangs nach den 
gcmcinüblichcn Bezeichnungen aufgezählt; ver­
schiedentlich werden wir diese allerdings zu 
ergänzen haben.

Ihr gemeinschaftliches Merkmal ist die 
Schwäche und Haltlosigkeit im Daseins­
kämpfe: sic pendeln um den Nullpunkt 
zwischen sozialem, „redlichem", und antisozia­
lem, „verbrecherischem" Streben nach den 
Lcbensgütcrn. Der Soziale arbeitet, der 
Antisoziale plündert, der Asoziale bettelt —
„Ein armer Reisender.............. ", ,,. . . Was
schenkst du mir?" ...........Se micn is vcrhalde,
wcnimir nit hcn!>>" Also Schmarotzer und 
eine Last für die Gesellschaft"), aber eben­
sosehr armselige, bemitleidenswerte, hilfs­
bedürftige Volksgenossen, die uns zwischen 
Widerwillen und Mitleid schwankende Ge­

ls Sie müssen uns Unlerhalt gewähren, wenn 
wir nichts Hoden.

"> Hier sei gleich gegen die Ucberschiisl des 
lll. Buches des ADStGB.-Entwurfes, das von 
unseren Asozialen handelt, „Gemcinschädliches Ver­
halten", Stellung genommen. Dieser Ausdruck trifft 
das geschilderte Wesen des Asozialen nicht, nament- 
tich nicht im Unterschied gegenüber dem Antisozialen: 
denn dieser zeigt doch gewiß auch ein „gcmclnschäd- 
Uchcs Verhalten"! Ein richtiges Bild hüte ..Lieder­
lichkeit". Der Entwurf gebraucht dieses Wort bei 
seiner Begriffsbestimmung des Bettels- was aber 
hier darin liegt, paßt grundlegend auf alle Asozial- 
erscheinungen.

fühle erregen. Um aus diesen zu einer rich­
tigen, klaren Einstellung zu gelangen, bedarf 
es gründlicherer Betrachtung, als gemeinhin 
Üblich.

Untersuchen wir Praktiker hierzu unsere 
Fälle jeweils eindringender, so finden wir 
eine ebenso wenig gemeinhin beachtete, als 
für unsere Maßnahmen grundwichtige Eigen­
schaft der asozialen Erscheinungen: die un­
endliche Mannigfaltigkeit ihrer Ab­
stufungen und Vermischungen, und 
zwar sowohl unter sich, wie in ihren U c b e r - 
gängen zu den sozialen und den 
antisozialen Erscheinungen. So 
zieht sich aus dem Gebiete männlicher Arbeit 
eine Reihe unzähliger, unmerklich ineinander 
übergehender Verschiedenheiten vom tüchtigsten 
und fleißigsten Facharbeiter über den wan­
dernden fechtenden Handwerksburschcn, den 
Gelegenheitsarbeiter, Faulenzer, gewerbs­
mäßigen Bettler zum Zuhälter, Dieb, Ein­
brecher und Schwindler; ebenso auf dem Ge­
biete weiblichen Geschlechtslebens von dem un­
schuldigsten Mädchen über die Deflorierte, das 
Verhältnis, die Konkubine-Haushälterin, Mä­
tresse, Kavaliers-, Kaffee-, Straßen- und 
Bordclldirnc zur Beischlafsdiebin, Betrügerin, 
Erpresserin usw. Und diese Einzelerscheinun­
gen sind aufs vielfältigste, jeder Kombinatorik 
spottend, untereinander verquickt, und ver­
wirrender als das bunteste Kaleidoskop spielen 
dabei Hunger, Liebe, Genußsucht, Fleiß, 
Faulheit, Raffinement, Rohheit, Perversität, 
Geistes- und körperliche Krankheit jeder Art 
und jeder Stärke durcheinander.

Weiter befinden sich diese Erscheinungen 
in Entwicklungen, die bei der einzelnen 
Person sehr verschiedene Dauer und verschie­
dene Geschwindigkeit haben. Sic können zum 
Schlimmen wie zum Guten hin verlaufen. 
Das Wichtigste aber ist, daß sie beeinfluß­
bar sind und daß cs Ansteckungen der 
verschiedensten Art unter Sozialen, Asozialen 
und Antisozialen gibt. Aus unserer Praris 
heraus können wir voll unterschreiben, was 
Pastor Troschkc darüber in seinem „Rückblick 
und Ausblick in die Wandcrfürsorgc"^) von 
der „Oberschicht" und „Unterschicht" der 
Wanderer, von der „sozialen Ansteckungs- 
fähiglcit" der letzteren als „Träger des Vaga- 
bundagcbazillus" sagt: „Die Erfahrung zeigt, 
daß trotz der Schranke, die die Passivität 
der Unterschicht der Oberschicht gegenüber dar,- 
stcllt, doch eine dauernde Osmose von oben 
nach unten stattsindet. Der Vorgang ist psy-

s) Soziale Praxis und Archiv für Bolliswohl- 
fahrl, 14. Iahrg., Nr. 22.
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chologisch wohl zu erklären. Die Dauer der 
äußeren Not" — und dieses Moment ist 
gerade gegenwärtig doch äußerst stark! — 
„zermürbt die Aktivität der Oberschicht. Der 
Alkohol übt seine depraviercnde Wirkung, das 
Laster wird zur Krankheit, das Wollen zum 
Müssen. Die völlige Sorglosigkeit der der 
Unterschicht angchörigen Landstreicher, ihr un­
gebundenes Dahinwandcrn von Ort zu Ort, 
beides Folgen ihrer anormalen Willens­
schwäche, wiüd als erstrebenswerter Vorzug, 
als^,,Freiheit" und „Glück" empfunden. Das 
auch im geistigen Leben geltende Gesetz der 
Trägheit lähmt den anfänglichen Widerstand; 
führen die letzten Willcnszuckungcn nicht end­
lich auf den festen Boden des geordneten 
Arbcitslebens zurück, so sinkt in wenigen Jah­
ren ein Mensch herab in die Tiefe, in deren 
Dunkel selbst die Fähigkeit, zu hoffen, all­
mählich erlischt." Was hier von den Wan­
derern gesagt wird, gilt auch von den anderen 
Arten der Asozialen. Hcrvorzuhcbcn ist nur 
noch, daß die Ansteckungsgefahr wie die 
günstige Bccinflussungsmöglichkeit um so 
größer sind, je unreifer der Betreffende ist; 
hierbei ist nicht zu übersehen, daß manche 
Leute eine Nachreife haben, und darf man 
also vor dem „Schwabenaltcr" auch die Hoff­
nung nicht aufgabcn.

Endlich treten asoziale Einzelerscheinungen 
auch bei ganz sozialen Menschen auf; nur 
werden sic hier durch die Hemmungen aus 
deren übriger Persönlichkeit wieder aus­
geglichen. Auch in solchen Fällen gibt es un­
zählige Abstufungen, und niemand kann 
wissen, ob die betreffende Erscheinung eine 
harmlose Entgleisung oder ein Stück asozialen 
Absinlcns ist, das Troschke so anschaulich dar- 
st-llt.

Für den Praktiker sind diese Ausführun­
gen Binsenwahrheiten, und er möchte sich 
schämen, sie zu machen. Wenn er aber Opti­
misten und Pessimisten hört, die, um so un­
fehlbarer, je weniger von Sachkenntnis ge­
trübt, alles retten und alles laufen lassen 
wollen, und wenn er den ADStEB-Entwurf 
liest, der die praktische Asozialenbchandlung 
geradezu sabotiert, dann erwächst ihm die 
Pflicht, diese unendliche Vielfältigkeit und Bc­
cinflussungsmöglichkeit den Weltverbesserern 
und allen Fernstehenden einigermaßen vor 
Augen zu führen, damit man ihm die ent­
sprechenden Gegenmittel an die Hand gebe 
und nicht die vorhandenen nehme.

Alsdann erhält seine Arbeit durch den 
unerschöpflichen Reichtum und Wechsel der

Erscheinungen allerdings einen großen Reizft. 
Außerdem hat er auf einem Kondominat 
von Rechtswissenschaft, Medizin, Pädagogik, 
Volkswirtschaft usw., als Sitten- und Ee- 
sundheitspolizei, Strafrecht und Strafprozeß, 
Fürsorge-, Sozialversichcrungs-, Wohnungs-, 
Familien- und Vermögensrecht, Psychiatrie, 
namentlich auch Hcilpädagogik, Dermatologie, 
freier Liebestätigkeit, Seelsorge usw. mil­
zuwirken. Hier ist ein rechtes Gebiet der 
vielseitigen Verinaltung, und wer nicht viel­
seitig interessiert, wissenschaftlich gebildet und 
erfahren, auf Synthese eingestellt und prak­
tischer, konzilianter und namentlich auch den 
nervus rerum respektierender Zusammenarbeit 
geneigt ist, der soll allerdings die Hände da­
von lassen.

2. Behandlung, insbesondere 
Polizeifürsorge.

Zur richtigen Behandlung des Asozialen 
darf man vor allem sich weder von dem 
Mitleid mit dem armen, schwachen Volks­
genossen — und dem geringeren Ansporn der 
Sorge vor seiner Gefahr! —, noch von dem 
Widerwillen gegen den Schmarotzer — und 
der Bescheidenheit unseres Wirkens! — beein­
flussen lassen, sondern muß die wahre Barm­
herzigkeit suchen, die, fern von seichter Hu- 
nianität, mit der wahren Gerechtigkeit zur 
Einheit verschmilzt.

Hier heißt cs nun die geschilderte Man­
nigfaltigkeit der Abstufung und Entwicklung 
zu berücksichtigen. Daher gibt es kein Allheil­
mittel, weder Liebe noch Härte, sondern man 
muß oorbcugcn, bekämpfen, kann retten — 
und muß gewärtig sein, daß nur Unschädlich­
machen übrig bleibt. Der Prattikcr muß 
zuerst immer die kleinen Mittel anwcndcn. 
Allerdings muß er jeden Fall einer asozialen 
Erscheinung ernst nehmen; denn er kann nicht 
wissen, was daraus wird. Er muß weiter 
sich stets bewußt sein, daß der schwachic 
Willen des Asozialen zwar, wie o. Liszt 
ganz richtig bemerkt, entsprechend stärker durch 
Erziehungsmaßnahmen zu beeinflussen ist, daß 
er aber auch ebensoviel leichter dem Erreichten 
wieder entgleitet.

Darum ist hier stets besonders wichtig 
der Zwang, in jeder Form, um dem Halt­
losen sozusagen ein künstliches Rückgrat cin- 
zusctzcn. So hat z. B. ein etwas idioti­
sches Mädchen, das sich hemmungslos von

4) Reiche wechselseitige Anregung bieten ein­
ander Praxis und Dichtung auf diesem Gebiet. 
Es sei an Ibsens .,Wildente-.Gesiaiten, Nora, Re­
gine, Irene, Brcndcl, den Fremden in der „Frau 
vom Meere". Löoborg, Peer Gynt erinnert.
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jedem einladcn und gebrauchen ließ, sich ganz 
willig und danlbar durch die Polizeifürsorgc 
in einer Familie unterbringcn lassen; aber 
wenn ein Bursch ihr zurcdct oder wenn ihr 
irgend etwas quer geht, wird sie den Platz 
verlassen; daher bedarf es der llnterkommens- 
auflage und der Strafe mit Aufschub aus 
Wohlverhalten — und das Mädchen sollte 
uns überwiesen sein, derart, daß wir es sicher 
in seinem Asyl festhalten, nötigenfalls weiter 
versorgen, sowie daß wir jede Störung aufs 
rascheste mit empfindlicher Strafe abwcisen 
lönnten. Wenn man normale Menschen 
„suaviter in modo, fortiter in re“ zu be­
einflussen hat, so muh man, um auf die kaut­
schukartig haltlosen Asozialen einen einiger- 
mahen dauernden Eindruck zu machen, beide 
Mittel verstärken, die milde Form zur ver­
trauenerweckenden Hilfstat, und die feste 
Sachlichkeit zur drohenden und gegebenenfalls 
hart zuschlagenden Faust.

Unter den verschiedenen Zwangsmitteln, 
die der praktische Fall eben zeigte, unterschätze 
man die Polizeistrafc nicht! Der an­
gehende Asoziale, aber auch der Rabenvater, 
der Trinker, die Bordelldirne fürchten die 
14 Tage Haft der Polizeistrafverfügung, und 
nur ein sehr kleiner Bruchteil, wie die Land­
streicher mit 100 und mehr Vorstrafen, ist 
dagegen abgestumpft. Dem Zigeuner sind 
sogar schon wenige Tage Freiheitsentziehung 
etwas ganz Entsetzliches. Es ist daher wohl 
nur aus Mangel an praktischer Kenntnis der 
Asozialen zu erklären, wenn der ADStEB- 
Entwurf für sic die Strafe überhaupt be­
seitigt hat. Am wichtigsten erscheint sie uns 
für die angehenden Asozialen, und hier na­
mentlich mit Strafaufschub auf Wohloer­
halten. Die Aussicht, nicht bloh auf den un­
sicheren Nachweis ganz bestimmter Verfeh­
lungen, nach Erschöpfung aller möglicher 
Rechtsmittel- und Enadcninstanzcn, sondern 
schon auf jedes Uebelverhaltcn und sofort 
der Freiheit verlustig zu gehen, übt auf weit­
aus die Mehrzahl der Asozialen einen starken 
heilsamen Druck aus. Wir wenden diesen 
auch bei erstmals Ergriffenen an.

Denn wenn solche nur verwarnt 
werden — was allerdings bequemer ist —, 
so wird ihr vorwiegendes Gefühl sein und 
bleiben, dah sic glücklich „geschlupft" sind, 
in einer Anzahl von Fällen auch, dah sic 
der Behörde eine gehörige Rase gedreht 
haben, und sehr häufig, dah ihre Verfehlung 
als unbedenklich amtlich anerkannt worden 
sei u. ä.; ihre asoziale Gefährdung kann 
also sehr leicht, statt gehemmt, durch die 
bloße Verwarnung noch befördert sein. Für

deren verfehlteste Folge aber halten wir, daß 
der Vorfall für die weitere Behandlung des 
Betreffenden zumeist verloren geht. Bei Orts­
und Bezirkscinwohnern können wir allerdings 
regelmäßig auch Verwarnungen zur weiteren 
Beurteilung beiziehen, weil wir keinen Fall 
ohne Vorakten bzw. diesbezüglichen Fehl­
vermerk behandeln. Aber welche Sicherheit 
besteht, daß Asoziale, bei ihren geringen ide­
ellen und materiellen Bindungen, irgendwo 
bleiben? — Von dem Heer der Landstreicher, 
Zigeuner, reisenden Dirnen — die regelmäßig 
die raffiniertesten und am schwersten zu fassen­
den sind! — und verschwundenen Eltern ganz 
abgesehen. Die bezeichnendste Urkunde für 
sie alle, man könnte sagen, ihr „Asozialblatt", 
ist die Straflistc. Diese muß aber vollständig 
sein, um stets, für und wider den Aufgcgriffc- 
usn, die richtige Beurteilung, allenfalls durch 
Erhebung der Vorakten, zu ermöglichen; die 
Verwarnungen stehen jedoch darin nicht. — 
Erwägt man nun all dies gründlich, so wird 
man zu dem Ergebnis kommen, daß erstmalige 
oder leichtere Asozialvcrfehlungen immer durch 
Polizeistrafc mit Bewährungsfrist zu ahnden, 
die Verwarnung aber auf nicht straf­
bares asozialartiges Verhalten zu be­
schränken ist. Den schlechtesten Dienst würde 
sowohl dem asozial Gefährdeten, wie der All­
gemeinheit die Einstellung des Verfahrens 
wegen Geringfügigkeit (§ 153 StPO.) 
leisten; so häufig und gern wir diese Bestim­
mung, meist in Form der Verwarnung, sonst 
anwcndcn, hier wäre ihr Gebrauch rechts­
zweckwidriger Buchstabengöhendienst.

Zu erwägen wäre eine Vorschrift, jede 
Verfügung, also auch die Verwarnung, re- 
gistcrpflichtig zu machen. Allerdings sollte 
die Mitteilung von Polizcistrafen an dir 
Aufenthalts-, bzw. Heimatbehörde überhaupt 
stark eingeschränkt werden. So gut diese 
Strafe, besonders mit Aufschub, wirken kann, 
so vernichtend nicht nur für den oder die 
Betroffene, sondern auch für die ganze Fa­
milie können die Folgen der Nachricht in einer 
Ilcincn Ecmcindc sein, wo die nahen Be­
ziehungen, Acmtleswcttbewcrb usw. auch beim 
besten Willen eine Trennung zwischen Amts- 
und persönlicher Kenntnis naturnotwcndig 
vereiteln. Wir haben in Einzclfällen die 
Strafrcgistcrbchörde ersucht, die bctr. Orts- 
bchördc nicht zu verständigen; abgesehen von 
der Zulässigkeitsfrage ist aber die Durchfüh­
rung solcher Weiterungen gcschäftsgaugswirt- 
schaftlich unmöglich.

Die Polizeistrafc für die erwähnten 
leichteren Fälle hat vor dem Gerichtsver­
fahren den großen Vorzug der Konzentrierung



Deutsche Zeitschrift für Wohlfahrtspflege. 291

Des Verfahrens im Zusammenhang mit Er- 
inittlung und Polizeisürsorge, Vereinfachung 
und Beschleunigung sowohl im Interesse des 
Behandelten als der Behörden. Denn gewiß 
trägt die Altcnübersendung und schriftliche 
Behandlung bei Staatsanwaltschaft und 
Anitsgericht und zurück an die Polizei nicht 
zur Lcbensfrische und Eeschäftsfreudigkeit bei, 
sondern diese Sachen werden von den Justiz­
behörden mit Recht als lästiger Fremdkörper 
cuipfunden. Und die mündliche Verhandlung 
— vor dem leitenden Polizeibeamten, der 
Richtcrbefähigung hat — dürfte dem Straf­
befehlsverfahren ohnehin vorzuziehcn sein.

Jedenfalls hat der ADStGB.-Entwurf, 
indem er nur Schutzaufsicht und Arbeitshaus- 
bzw. Asylintcrnicrung unverniittelt nebenein­
ander für die schwer Asozialen und über­
haupt keine Maßnahmen gegen deren An­
fangs- und llebergangsfällc kennt, das ein­
fache und vielfach sehr wirksame Mittel der 
Polizeistrafc in einer Weise ausgcschaltet, die 
nur durch völlige Unkenntnis der Vielfältig­
keit und der Eefährdungsstufen der Asozialen 
zu erklären ist.

Eine weitere wichtige Maßnahme ist die 
Unterkommens- und Arbcitsauf- 
la ge nach §8 361» und 361' RStEB. Ge­
sellschaftlich ordnungsmäßige, soziale Daseins­
grundlage — das ist gerade das, was dem 
Asozialen beigcbracht werden muß. In der 
Vorkriegszeit, die noch Hundcrttauscnde von 
Italienern und Polen ins Land zog, um die 
erforderlichen Arbeitsstellen zu besetzen, war 
es einfach, dem oder der „unterkommens"los 
Aufgcgriffencn, bei Haft und Arbeitshaus, 
zu befehlen, sich in etwa dref Tagen Unter­
kommen zu beschaffen! bei einigermaßen ernst­
lichem Bemühen mußte das gelingen, und 
wem cs nicht gelang, der hatte seine — mit 
dem ADStEB.-Entwurf zu reden — Lieder­
lichkeit dargctan und war straf- und korrek­
tionsreif. Heute muß man auch die Mög­
lichkeit ordnungsmäßigen Daseins, d. i. der 
gesicherten Unterkunft und redlichen Erwcrbs- 
tätigkcit, polizeilich — polizeifürforgcrisch — 
beschaffen, um den Asozialen für deren 
Fehlen verantwortlich machen zu können. Bei 
1—2 Millionen deutscher Erwerbsloser ist 
das keine einfache Ausgabe, und unwillkürlich 
muß man immer wieder an das bittere Ibsen- 
wort denken vour „Aufspüren der morali­
schen Fäulnis, um dann die Bckrcffcnden für 
irgendeine vorteilhafte Stellung in Vorschlag 
zu bringen. Die Gesunden müssen sich dann 
hübsch darcinsinden, das Nachsehen zu 
haben". Diese Hyperbel führen wir unbeirrt 
auf das richtige Maß zurück im klaren Hin­

blick auf die asoziale Abstufung und Ee- 
fährung und namentlich die gewaltige Steige­
rung der letzteren durch die wirtschaftliche 
Not. Danach ist die polizeiliche Unterkom- 
mcnsbeschaffung eine wirtschafts- und damit 
ordnungspolitischc Aufgabe von ernstester Be­
deutung. Zur Ausführung wirken die besten 
Elemente unter unseren Schützlingen unter 
dem Druck der Auflage mit. Für sic und 
für die noch sonst brauchbaren finden wir 
immer noch da und dort «inen Platz. Bis zu, 
dessen Ermittlung versorgen wir sie in den 
Heimen. Die Wettbewerbsunfähigen bringen 
wir mit Hilfe der Fürsorgebehörde in der 
Kreispflegeanstalt unter, und die Schwcraso- 
zialen, die sich jeder Versorgung nicht fügen, 
erbringen damit den Beweis der Notwendig­
keit, sie ins Arbeitshaus zu verweisen. Eine 
Schwierigkeit bleibt hier nur bei hartnäckig 
widerstrebenden invaliden Landstreichern und 
dergleichen.

Ohne Untcrkommcnsauflage mit kür­
zester Frist ist die Fürsorge für die Aso­
zialen eine Sisyphusarbeit. Es ist ein ganz 
besonderer Beweis für die praktische Sach- 
unkenntnis des ADStEB.-Entwurfs, daß er 
diesen Behelf, statt ihn auszubauen, gestrichen 
hat. Denn eines Ausbaues bedarf dieser drin­
gend: gewiß ist die „Unterkommensauflage" 
nicht erfüllt, wenn der obdachlose Arbeits­
scheue eine Nacht in der Herberge nächtigt und 
einen Tag bei einem Bau schafft oder die 
Dirne einen Tag im Heim zubringt — das 
ist kein ordnungsmäßiges „Unterkommen"; 
aber wann ist die Auflage „konsumiert", wie 
die Konstruktion der entsprechenden Aufforde­
rung nach 8 361'» NStGB. für den llntcr- 
haltsoernachlässigcr lautet, die diese Bestim­
mung sabotiert? — Selbstverständlich dürfen 
heute Freizügigkeit und freie Arbcitswahl in 
keiner Weise, weder unmittelbar noch mittel­
bar, auch nicht durch die Untcrkommensaus- 
lagc, beeinträchtigt werden; wer aber ohne 
die leiseste Aussicht auf anderweitcs Unter­
kommen das ihm polizeilich verschaffte auf­
gibt, wer von der erfolglosen Arbeitssuche 
nicht ins Heim oder die Anstalt zurückkchrt, 
der hat eben die Auflage, sich ein ordnungs­
mäßiges, d. h. einigermaßen sicheres Untcr- 
lonnnen zu verschaffen, nicht erfüllt und ver­
fällt der Strafe und nach Sachlage dem Ar- 
bcitsbaus. Immerhin, die Strenge der Aus­
legung des Strafrechts und die Undeutlichkeit 
des Begriffs „Unterkommen" einerseits, so­
wie die Schwäche der Asozialen, sich redlichen 
Erwerb ihrer Lebsucht, Arbeit und Obdach, 
zu verschaffen, andererseits drängen auf schär­
fere Formulierung, sowie weiter Ausstellung
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einer grundlegenden, durch Strafen, Arbeits­
haus bzw. Verwahrung sanktionierten gesetz­
lichen Pflicht, redlichen Erwerb der Lebsucht 
jederzeit und auf eine bestimmte Zeit zurück 
nachzuweisen — ZK 381 und 381a unseres 
neuen Vorschlags. Damit wären die Asozialen 
endlich im Kern zu fassen, auf die praktische 
Probe zu stellen und entweder zur Besse­
rung zu drängen oder der unmittelbaren 
Zwangsbehandlung zuzuführen.

Diese haben wir im Arbeitshaus. 
Die offizielle Bezeichnung „korrektionelle 
Nachhaft" unterstellt, daß die dahin Ilsber- 
wiesenen alle zu korrigieren, zu bessern seien. 
Der fast ständige Vermerk des Arbeitshauses 
über den Erfolg der Nachhaft „Unverbesser­
lich zeigt", wie es in Wahrheit um diese 
Einrichtung steht. Dem ADStEB.-Entwurfc 
ist dies aber auch unbekannt, denn er will 
ausnahmslos die Ueberwiesenen „an ein ge­
ordnetes Leben gewöhnen". Allerdings sieht 
er in seiner Verweisung auf § 48 ff. auch 
unbegrenzte Verwahrung vor, glaubt also 
selber offenbar nicht ganz an seinen Tert. 
lleber die Notwendigkeit dieser Dauerverwah- 
rung für Landstreicher mit 108 und mehr 
Strafen, hartnäckige Faulenzer, zu keiner Ord­
nung zu bringende Dirnen u. dgl. sind wohl 
alle Praktiker einig. Wir möchten den Bruch­
teil der Asozialen, der, solcher Art versunken, 
aus der Gesellschaft ausgeschieden werden 
mutz, damit er nicht unmittelbar oder durch 
sein Beispiel Schaden anrichtct, aber auf 
höchstens V3 annehmen: wahrscheinlich würde 
die Aussicht auf die Daueroerwahrung ihn 
noch verringern. Aber es gibt Asoziale und 
wird es allzeit geben, die immer wieder rück­
fällig werden und deren unter dem derzeiti­
gen Gesetz längstens alle paar Jahre wieder­
kehrende polizeiliche und richterliche Behand­
lung mit Haft und Nachhaft eine Farce ist, 
die man notgedrungen aufführt, um diese 
Unverbesserlichen wenigstens für zwei Jahre 
wieder in Verwahr zu bringen. Fast ganz 
hilflos steht man den invaliden Asozialen 
gegenüber, die nicht arbeitshausfähig sind, 
aber auch nicht freiwillig in die Krcispslcgc- 
anstalt gehen. Ihre Zwangsasylierung, die

der ADStEB.-Entwurf vorsieht, ist eine 
dringende, unbedingte Notwendigkeit. Etwaige 
fiskalische Bedenken erscheinen uns recht kurz­
sichtig. Wie schon angedeutet, möchten wir 
über das neue Arbeitshaus durchaus nicht 
„Uasciate ogni speranza“ schreiben. Wir 
möchten es vielmehr sozusagen als Oberklasse 
der Fürsorgeerziehungsanstalt eingerichtet 
sehen, die allerdings einen höheren Prozentsatz 
Unverbesserlicher enthalten, aber immer wieder 
aus ihren so vielfälttg abgestuften Insassen 
minder Haltlose aussieben, in besonderen Er­
ziehungsgruppen zusammenfassen und zunächst 
versuHweise, dann bei Bewährung länger in 
die Freiheit beurlauben und gseignetenfalls 
entlassen wird. Wir erinnern auch hier an die 
Wandlungsmöglichkeit noch im „Schwaben- 
alter"!

Die Frage, wer unverbesserlich ist, kann 
man hiernach u. E. nie theoretisch-juristisch 
beantworten, sondern must man dem prakti­
schen Versuch im Einzelfalle dergestalt über­
lassen, dah, wie jetzt schon teilweise Gesetz, 
auf wiederholten Rückfall in asoziales Ver­
halten, unter Berücksichtigung des Zwischen- 
vcrhaltcns, die Ueberweisung gerichtlich aus­
gesprochen wird. Sie hätte gegenüber dem 
geltenden Recht die Ausdehnung in der Wir­
kung zu erhalten, dah sie dauernde Entmündi­
gung, Fürsorgeerziehung und Verwahrungs­
möglichkeit bedeuten würde. Die Mannig­
faltigkeit und Beweglichkeit der Maßnahmen, 
die hiermit der Polizei zustünden, ist efforder- 
lich, damit man sich der nie sicher vorauszu- 
sehenden Entwicklung des Ueberwiesenen jeder­
zeit ohne weiteres anpasscn, ihn in Familie, 
Arbeitshaus, Erziehimgs-, Trinker-, Irren­
anstalt, Jnvalidenasyl unterbringen, auf 
Wohlverhalten beurlauben, zurückholen usw., 
sowie fremde ungebührliche Einwirkungen mit 
Strafe abwehren kann. Zur Zeit sind diese 
Maßnahmen nur in rechtlich besonders günstig 
gelagerten Fällen, und auch da meist nur 
beschränkt, möglich; wir werden dies bei den 
einzelnen Asozialcnarten zeigen^).

*) Hierzu sollen besondere Abhandlungen er­
scheinen.

(Fortsetzung folgt.)

Die preußische Gefangenenzeitung, eine Wohlfahrtseinrichtung im 
\Jsc Strafvollzüge.

Bon Psarrer vr. rer. pol. Alsred Just, Geschäftsführer der Schlesischen Eesängnis-isiesellschast in Breslau.
I.

Die Verbüßung der Strafen hat für die 
Gefangenen dadurch etwas besonderes Schwe­
res und Niederdrückendes, daß sie in der Zeit 
der Strafhaft von der Außenwelt abgeschlossen

sind. Die Eefängnismauern bilden eine schaffe 
Trennung von dem Leben in der Freiheit, 
und nur selten dringen Nachrichten aus dem 
freien Leben in die enge Zelle der Gefan­
genen. Die wenigen Mitteilungen, die in dem
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spärlichen Briefwechsel des Gefangenen mit 
seinen Angehörigen ihm dann und wann ein­
mal zugehen, können ihm ein klares Bild von 
den Vorgängen in der Außenwelt nicht geben. 
Diese Nachrichten sind außerdem meistens sub­
jektiv gefärbt und aus dem Verständnis und 
der Auffassungsgabe der Absender zu ver­
stehen.

In der Zeit vor dem Kriege war das 
Halten einer Zeitung in Gefängnis- und Straf­
anstalten grundsätzlich verboten. Der Ge­
fangene war abgeschlossen von der Außenwelt, 
und jeder störende Einfluß für die Strafhaft 
mußte abgelehnt werden. Dagegen wurde nach 
dem Kriege in Verbindung mit der Reform 
des Strafvollzugs Wert darauf gelegt, daß 
die Gefangenen den Zusammenhang mit dem 
Leben in der Freiheit nicht verlieren. Die 
Gefangenen sollen nach den bestehenden Vor­
schriften über die laufenden Tagesereignisse 
unterrichtet werden. Man hat das in den 
Anstalten zum Teil durch Vorträge der Be­
amten vor den Gefangenen zu erreichen ver­
sucht, aber nur mit sehr geringem Erfolg. 
Aus demselben Beweggründe heraus wurde 
nach dem Kriege das Halten von Zeitungen 
den Gefangenen gestattet. Sie erhielten die 
Erlaubnis, die ihnen willkommene Tages­
zeitung auf ihre Kosten zu abonnieren oder von 
ihren Angehörigen für sich abonnieren zu lassen. 
Die Zusendung erfolgte an das Gefängnis, 
und die Zeitung wurde nach der üblichen Prü­
fung der Briefsachen den Gefangenen ausge­
händigt. Diese neue Einrichtung hatte sehr 
große Unbequemlichkeiten und Nachteile im 
Gefolge. Die Zeitungen mußten aus ihren 
Inhalt geprüft werden; denn bei der eigen­
artigen psychischen Einstellung des Gefangenen 
müssen Nachrichten, die für den Strafvollzug 
gefährlich sind, ferngehalten werden. Eine 
Nachricht z. B., daß in irgendeiner Straf­
anstalt mehrere Gefangene in den Hungerstreik 
getreten sind, übt psychologisch eine solche 
starke Wirkung auf andere Gefangene aus, 
daß die Lust zur Nachahmung bei vielen ge­
weckt wird. Ebenso niüsscn, um nur wenige 
Beispiele zu erwähnen, Nachrichten von Mor­
den, Schilderungen von Einbrüchen und an­
deres mehr von dem Leben des Gefangenen 
fcrngehaltcn werden. In der Einsamkeit der 
Zelle wirken derartige Nachrichten viel länger 
als in der Freiheit fort und haben auch die 
bedenkliche Folge, daß die Phantasie des Ge­
fangenen die Mitteilungen fortspinnt und sich 
dauiit ausmalcnd beschäftigt. Daher mußten 
die eingehenden Zeitungen auf derartige Nach­
richten vorher geprüft, und diese Nachrichten 
entweder durch Hcrausschneiden oder Schwär­
zen aus den Zeitungen getilgt werden. In

großen Anstalten, in denen die Gefangenen 
aus den verschiedensten Gegenden herstammen, 
war diese Tätigkeit der Prüfung der Zeitungen 
so umfangreich, daß damit das Aufsichts­
personal über Gebühr beschäftigt wurde. 
Außerdem gab die Tilgung von einzelnen 
Nachrichten in den Zeitungen stets zu Aus­
einandersetzungen mit den Gefangenen und 
zur Erweckung des Argwohns Veranlassung; 
eine ebenfalls sehr unangenehme Begleit­
erscheinung, da der Gefangene von vornherein 
zu Mißtrauen und Argwohn neigt.

Die Herstellung einer besonderen Eefan- 
genenzeitung mußte darum das Ziel der Ent­
wicklung sein. Solche Eesangenenzeitungen be­
stehen bereits in anderen Ländern; Amerika 
ist uns auf diesem Gebiete lange voraus­
gegangen. Wir haben dort verschiedene Zei­
tungen, deren Abonnement den Gefangenen 
freigestellt ist, und die zumeist von Gefangenen 
selbst redigiert und hergestellt werden.

Der Gedanke einer Eefangenenzeitung ist 
auch in Deutschland in verschiedenen Formen 
lebendig geworden, und bereits während des 
Krieges hatte auch der Schreiber dieser Zeilen 
bei dem preußischen Justizministerium die 
Herausgabe einer derartigen Eefangenen­
zeitung angeregt; jedoch wurde der damalige 
Zeitpunkt für nicht geeignet für den Beginn 
einer neuen Arbeit angesehen, obwohl grund­
sätzliche Bedenken nicht zu erheben waren.

II.
Einzelne deutsche Länder haben einen Ver­

such mit einer Eefangenenzeitung auf anderer 
Basis gemacht. So kann im Freistaat Sachsen') 
eine bestimmte wöchentlich einmal erscheinende 
Zeitung von den Gefangenen gehalten werden; 
doch ist das mehr ein Familicnblatt als eine 
Zeitung und den Bedürfnissen der Gefangenen 
nach einer Orientierung über die Außenwelt 
wird dadurch nicht Genüge geleistet. Aehn- 
lich hat Württemberg die Angelegenheit ge­
regelt.

So ist cs ein entscheidender Schritt ge­
wesen, als in Schlesien in der Strafanstalt in 
Görlitz der Versuch unternommen wurde, eine 
Eefangenenzeitung erscheinen zu lassen. Der 
dortige Strasanstaltsinspcktor Major a. D. 
Dcetjen hat mit entschlossenem Willen und 
kühnem Wagemut das Unternehmen be­
gonnen und bis auf den heutigen Tag fort- 
geführt. Die ersten Nummern erschienen von, 
Oktober 1924 an zunächst für die Strafanstalt 
in Görlitz, deren Insassen das Blatt kosten-

*) Eine Bern Verfasser zugegaugenc tmfjnre 
Mitteilung lionitlc er nicht mehr für die Korrektur 
vcrivcudcu. da - er diese im Auslände ferligstellen 
mußte.
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los erhielten. Es war als ein privates Mit­
teilungsblatt anzusehen, das den Gefangenen 
über die Vorkommnisse in der Außenwelt 
kurzen Bericht erstatten sollte. Bald wurde 
cs auch in anderen Anstalten, zunächst 
Schlesiens, bekannt und von den dortigen 
Gefangenen erbeten. So wuchs der Leser­
kreis über die Strafanstalt in Görlitz hinaus.

Dem Präsidenten des Strafvollzugsamts 
in Breslau, Geh. Reg.-Rat Dr. Humana, ist 
es zu danken, daß er in einer Großzügigkeit, 
die man im Strafvollzüge bis dahin nicht ge­
wöhnt war, die Arbeit des Strafanstalts- 
inspekiors Dcetjcn unterstützte und die Ver- 
breitung des Mitteilungsblattes förderte. Das 
Unternehmen wuchs sich zu einer Zeitung aus, 
die auch eines besonderen Namens bedurfte. 
Während die ersten Nunimern unter dem Titel 
„Schlesische Anstaltszcitung" erschienen — die 
erste mit dem Datum des 28. September 
1924 — wurde der Name bald in: „Zeitung 
für die Gcfangenenanstalten in Preußen" ge­
ändert und erhielt endlich auf Vorschlag von 
Präsident Or. Humana die endgültige Fassung: 
„Der Leuchtturm". Der „Lcuchtturm" mit 
dem Untertitel „Nachrichten aus aller Welt" 
mit einem schönen Kopf erscheint nun bereits 
im 2. Jahrgang. Alle 8 Tage erscheint eine 
Nummer, und zwar abwechselnd eine größere 
Numincr von vier Seiten Umfang und eine 
kleinere von zwei Seiten; all« Monate wird 
dazu noch eine Beilage gegeben. Das Format 
ist mehrfach geändert worden und all­
mählich dem Format der modernen Zei­
tungen angcpaßt. Der Druck unterscheidet sich 
kaum von einer anderen Zeitung. Als Re­
dakteur zeichnet noch immer der Strafanstalts­
inspeitor Erich Dectjen, und als Verlag ist 
die Justizverwaltung in Görlitz, an der Petrus­
kirche 6, angegeben. Infolge der Verlegung 
der Strafanstalt aus Görlitz nach Wohlin 
in Schlesien wird Redaktion und Verlag bis 
zum Ende September d. I. ebenfalls dorthin 
verlegt.

III. :
Die Zeitung bringt vor allem kurze Nach­

richten aus aller Welt. Naturgemäß sind bei 
diesen kurzen Nachrichten irgendwelche religiös 
konscssionclle oder politische Partcianschau- 
ungcn streng zu vermeiden. Dadurch erhalten 
die Nachrichten oft etwas Farbloses; auch ist 
nicht immer die Neutralität, namentlich auf 
parteipolitischem Gebiet, gewährt worden. 
Man hat die Partcistellung des verantwort­
lichen Redakteurs bei aufmerksamem Lesen 
dann und wann einmal herausfindcn können. 
Ein anderer Nachteil ist das.oft verspätete

Erscheinen der Nachrichten. Wegen Raum­
mangel müssen Nachrichten oftmals zu- 
rückgcstellt werden, so daß sie erst 14 Tage 
und noch später nach Erscheinen Aufnahme 
finden können. Gewiß erwächst den Gefan­
genen durch das verspätete Erscheinen der 
Nachrichten kein nennenswerter Schade; aber 
das Interesse wird bei baldiger und schneller 
Nachrichtcnocrmittlung lebhafter sein. Der 
weitere Inhalt des „Leuchtturms" bringt 
neben den ausführlichen Nachrichten über die 
Geschehnisse in der Welt namentlich kurze 
Nachrichten aus dem politischen und Par- 
lamentslebcn Deutschlands, Mitteilungen über 
wirtschaftliche Vorkommnisse, über Natur­
ereignisse, über Erfindungen usw. Eine 
besondere Pflege erfährt auch der Teil 
für Turnen und Sport, dem ja auch 
in den Gcfangcnenanstaltcn in der Neu­
zeit erhöhte Aufmerksamkeit geschenkt wird. 
Daß der Arbeitsmarkt besonders eingehend 
behandelt wird, erklärt sich aus dem Interesse 
der Gefangenen gerade dafür i:n Hinblick aus 
die Zeit nach ihrer Entlassung. Einige aus­
führliche Artikel über wichtige Vorkommnisse 
in der Welt, auch der Vergangenheit, aus 
Anlaß von Gedenktagen sollen das größere 
Lesebedürfnis der Gefangenen befriedigen. 
Ein ausgesuchter Roman oder eine Erzählung 
kommt auch dem feuillctonistischcn Bedürfnis 
der Leserschast entgegen.

Dazu kommt aber nun noch die Mitarbeit 
der Gefangenen selbst. In der Einsamkeit der 
Zelle richten sich die Gedanken aus die ver­
schiedensten Dinge, und das Bedürfnis, diese 
schriftlich niedcrzukegcn, ist nicht nur bei Ge­
fangenen aus gebildeten Kreisen, sondern auch 
bei solchen aus dem einfachen Volke recht groß. 
Namentlich die Neigung zum Dichten läßt eine 
Menge von Gedichten erstehen, von denen 
einige auch für einen größeren Leserkreis sich 
eignen, und die Redaktion des „Lcuchtturm" 
braucht über Stoffmangel in dieser Beziehung 
nicht zu klagen. Große Mengen von Briefen 
treffen täglich ein und bringen die Erzeug­
nisse der Gefangenen selbst. Die Sichtung 
dieser Korrespondenz ist eine der Haupt­
arbeiten des Redakteurs; aber es ist wohl 
noch keine Nummer des „Lcuchtturm" er­
schienen, in der nicht Beiträge der Ge­
fangenen hätten gebracht werden können.

Den Schluß jeder Nummer bildet die 
Rätselecke. Es ist ja selbstverständlich, daß 
die Gefangenen in ihrer Einsamkeit das Lösen 
von Rätseln als eine sehr angenehme Ab­
wechslung und Ablenkung empfinden. Infolge­
dessen ist diese Rätselecke sehr beliebt und die 
Beteiligung an dem Lösen sehr stark.
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Der „Leuchtturm" läßt auch die großen 
Festtage unseres Volkes nicht vorübcrgchcn, 
ohne durch Sondernummern eine Abwechslung 
in dem gleichmätzigcn Erscheinen zu bieten. 
So ist immer zu Weihnachten eine 8 Seiten 
starke Sondernummer herausgekommen, die 
fast nur Beiträge der Gefangenen enthielt. 
In dieser Sondernummer waren auch einige 
Bilder und künstlerische Zeichnungen, so daß 
gerade durch diese „Lcuchttur,»"-Nummer die 
Wcihnachtstage der Gefangenen verschönt 
worden sind. Auch in den laufenden Num­
mern werden Bilder geboten, um die Gefan­
genen dadurch abzukcnken und zu erfreuen.

IV.
Eine schwierige Frage ist die der Halte- 

gebühr für die Eefangenenzcitung. Die ersten 
Nummern wurden kostenlos an die Gefan­
genen abgegeben, und zwar so, daß immer 
eine größere Anzahl Gefangener ein Ereniplar 
hintereinander erhielt. Diese Art der Ver­
breitung hatte ihre Schwierigkeiten und große 
Nachteile. Die Gefangenen wünschten die Zei­
tung länger zu behalten, als es bei dieser 
Art der Verbreitung möglich war; infolge­
dessen wurde ein Abonnement eingeführt, das 
natürlich sehr niedrig gehalten ist; die Gefan­
genen müssen den Abonncmentspreis ja aus 
den wenigen Pfennigen der Arbeitsvcrgütung 
bestreiten. Jnsgcsanit zählt die Zeitung jetzt 
rund 12 000 Abonnenten, die den monatlichen 
Abonnemcntsprcis von 10 Pf. aus ihren Ee- 
fangencngeldern bezahlen. Daneben werden 
noch 8000 Eicmplarc kostenlos abgegeben an 
die kranken und arbeitsunfähigen Gefangenen. 
Die Haltcgcbühr von 10 Pf. deckt die Un­
kosten des Drucks und der Herstellung der 
Zeitung. Die Unkosten für die Freieremplarc 
trägt die Strafanstaltsverwaltung.

Es ist eine Frage, die immer wieder auf­
geworfen worden ist, ob man den Gefangenen 
die 10 Pf. monatlich für das Halten der 
Zeitung abnchmcn soll oder es nicht ratsam 
wäre, allen die Zeitung kostenlos zu liefern. 
Ich glaube, daß die Zahlung eines kleinen 
Abonnemcntsgcldcs von außerordentlicher 
Wichtigkeit ist, da dadurch das persönliche 
Interesse des Gefangenen an seiner Zeitung 
wächst.

V.
Eine besondere Schwierigkeit bildet auch 

die geistige Höhenlage, auf der die Zeitung 
gehalten werden muß. Sic soll allen Gefan­
genen dienen, die in der Strafanstalt sind,

also neben den Angehörigen aus den ein­
fachen Volksschichten auch gebildeten Menschen, 
die die Zeitung wahrscheinlich sehr viel mehr 
benötigen, als die anderen. Sic leiden unter 
der Einsamkeit, der Geistlosigkeit der Gefangen­
schaft unendlich, und die Zeitung soll ihnen 
wieder etwas Mut bringen. Man wird im 
allgemeinen sagen können, daß die bisher er­
schienenen Nummern allen Schichten der Ee- 
fangenenwelt gerecht geworden sind; immerhin 
dürfte eine größere Beweglichkeit in bezug auf 
den Inhalt doch wünschenswert sein. Der 
Roman, der abgedruckt wird, oder das 
Feuilleton entspricht oftmals nicht den An­
forderungen einer geistig höheren Lcserschicht, 
auch die Nachrichten aus aller Welt sind 
oft sehr wenig anspruchsvoll gehalten; ebenso 
dürfte eine weitere Ausgestaltung der 
wirtschaftlichen Artikel gerade den Wünschen 
der gebildeten Gefangenen entgegcnkommen.

Eine besondere Aufgabe hat die Eefan­
genenzcitung für die Entlassenenfürsorgc. Sie 
muß die Gefangenen für diese Zeit vorbcreiten 
und ihnen die Möglichkeit geben, in Arbeits­
stellen cinzutreten u. a. m. Es wird beim 
Rückblick auf die bisherigen Nummern der 
Wunsch nicht unterdrückt werden können, daß 
aus diesem Gebiete der „Leuchtturm" etwas 
helleres Licht von sich geben möchte. Wäre 
es ganz unmöglich, daß Arbeitgeber durch 
Kleininserate die Gefangenen auf offene 
Stellen aufmerksam machten? Würde es nicht 
auch ein Vorteil sein, wenn etwa alle acht 
Wochen oder Vierteljahre einmal die Adressen 
der Ilnterkunstsstcllcn und Ilebergangsheime 
für entlassene Strafgefangene abgedruckt wür­
den? Die Aufmerksamkeit der Redaktion ist 
zu intensiv auf die Eefangencnwclt eingestellt 
und berücksichtigt bisher zu wenig die Zeit 
nach der Entlassung.

Ein Wunsch, der vielleicht auch nicht un­
schwer zu erfüllen ist, ist der Abdruck von 
behördlichen Verfügungen, soweit sic sich auf 
die Strafanstalten und auf die Eefangenen- 
fürsorgc erstrecken. Die Gefangenen klagen 
sehr oft darüber, daß sic keine Möglichkeit 
haben, die für sic geltenden Vorschriften genau 
zu kennen. Es würde jede solche Beschwerde 
durch einen Abdruck der wichtigsten Bestim­
mungen beseitigt werden können, und mancher­
lei Argwohn, der den Strafvollzug hindert 
und schädigt, könnte dadurch beseitigt sein. 
Selbstverständlich müßten diese behördlichen 
Verfügungen außerhalb jeder Diskussion 
stehen; cs würde gewissermaßen ein amtlicher 
Teil sein, der keinerlei Aeußerungcn der Ee-
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fangenen gestattet. Auch müßte der Abdruck 
dieser Verfügungen in angemessenen Zeit­
abschnitten regelmäßig wiederholt werden.

Alles in allem unterliegt es keinem 
Zweifel, daß der „Leuchtturm" «ine bedeu­
tungsvolle Erscheinung auf dem Gebiete des

Strafvollzugs ist. Bei richtiger Ausgestal­
tung dürfen wir hoffen, daß er immer mehr 
eine Wohlfahrtseinrichtung werden wird, die 
namentlich für das schwierige Gebiet der Ent- 
lassenenfürsorge von bedeutungsvollem Ein­
fluß fein wird.

Die Hauptabteilung „Soziale, Fürsorge" auf der Gesolei.
\j L " Von Dr. Eudula Kall-Düsseldorf.

Ist die Hauptabteilung „So" auf 
der Großen Ausstellung Düssel­
dorf 1928 für Gesundheitspflege, 
soziale Fürsorge und Leibesübun­
gen für Praris und Theorie der Wohlfahrts­
pflege bedeutungsvoll? Darauf ist mit einem 
Ja zu antworten.

Verhältnismäßig klein wäre die Bedeu­
tung einer Schau gewesen, die in den ersten 
Anfängen der Vorbereitung einer Hygiene­
ausstellung für die 89. Versammlung der Ge­
sellschaft deutscher Naturforscher und Aerzt« 
im Jahre 1926 in Düsseldorf im Anschluß 
an diese geplant war mit dem Thema: „Die 
Fürsorge im Regierungsbezirk Düsseldorf." 
Es weiteten sich in dem Augenblicke die Auf­
gaben außerordentlich, als Verfasserin von 
der Ausstellungsleitung aufgefordert wurde, 
den Plan einer Eesamtausstellung „Soziale 
Fürsorge" auszuarbeiten. Es galt, außer der 
Darbietung der beoölkerungswissenschaftlichen 
Grundlagen der Wohlfahrtspflege (der Dar­
stellung des Aufbaues der Bevölkerung in 
der Vor- und Nachkriegszeit und der Be­
völkerungsbewegung mit Geburt, Ehe­
schließung und Tod, der Abhängigkeit der 
Lebenserwartung von der Abstammung — 
ehelich oder unehelich — und der sozialen 
Lage), die Klarstellung der sozialen Lage 
der Bevölkerung in Vorkriegs- und Kriegs- 
zeit, insbesondere in der Nachkriegszeit, zu 
zeigen, um ein deutliches Bild über die Ur­
sachen der Hilfsbedürftigicit zu geben. Ehe 
auf die einzelnen Fürsorgegebicte eingegangen 
werden konnte, war es notwendig, die Grund­
sätze zu versinnbildlichen, nach denen die Für­
sorge arbeitet. Ohne die Gewährung eines 
Einblicks in die Wirkungsweise der prakti­
schen Arbeit und der Organisotionsstellc — 
des Wohlfahrtsamtes — wäre diese Dar­
stellung unvollkommen gewesen.

Es sollte der Versuch folgen, den Be­
schauer in das große, wohlfahrts- 
pflcgerischc Gebiet cinzusühren, in die 
gesundheitliche Fürsorge für alle Altersklassen 
zur Bekämpfung und Verhütung der gesund­
heitlichen Schädigungen und Gefährdungen, die

Erziehnngs- und Bildungsfürsorge für 
Minderjährige und Erwachsene und die Wirt­
schaftsfürsorge.

Von vornherein war klares Ziel: ein 
deutliches Bild der verschiedenen Notstände 
und der entsprechenden fürsorgerischen Maß­
nahmen zu geben, so daß der Ausstellungs­
besucher die Bilanz zwischen Not und Hilfe 
zu ziehen selbst in der Lage war. Auf diese 
Weise sollte sich die Schau von manchen bis­
her erstellten unterscheiden, die es nicht ver­
mocht hatten, über der Fülle des Gebotenen 
in dem Beschauer die Frage wachzuhalten: 
Entspricht die Hilfe den Notständen?

Ist das Bild der Wohlfahrtspflege in 
diesem Sinne gestaltet worden? Nein. Ich 
werde später auseinandersetzen, warum es nicht 
gelang, hier sei gesagt, was gezeigt wer­
de n i ft.

Nach der Darlegung der beoölkcrungs- 
wisscnschastlichen Erkennntnisse und der Not­
wendigkeit der sozialen Fürsorge auf Grund 
der Untersuchungen über die Lage der deut­
schen Bevölkerung wird Zweck, Methode und 
Umfang der heute meist in der Form der 
Familienfürsorge durchgeführten gesundheit­
lichen Fürsorge gezeigt, und zwar gruppieren 
sich die entsprechenden Hallen um eine Aus­
stellung „Das Kind", die die körperliche und 
geistig-seelische Entwicklung des Kindes Vor­
fahrt, sein« Pflege- und Ernährungsbedürf- 
nissc sowie seine Aufzucht, dabei die Krank­
heiten berücksichtigend, die den jugendlichen 
Organismus befallen können.

Die Abteilung „Fürsorge für die Frau 
als Mutter" gibt einen Einblick in die physio­
logischen Grundlagen von Schwangerschaft, 
Geburt, Wochenbett und Stillzeit und leitet 
hieraus die Notwendigkeit des Schuhes für 
die Frau in gesundheitlicher, rechtlicher und 
wirtschaftlicher Hinsicht ab. Die Hilfsmaß­
nahmen, Fürsorgestellen für hoffende Frauen, 
Wöchnerinnen- und Mütterheime, Ar­
beiterinnenschutz, sind dargestellt, aber man 
fühlt förmlich, wie unzureichend insbesondere 
durch fehlende Verbindung der Träger unter­
einander die Hilfe ist. Fast aus keinem Ge-
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biet der Schau ruft es so wie hier inach 
mehr Systematik, sowie nach Verbindung der 
verschiedenen Fürsorgeträger und -mahnahmen 
untereinander.

Die Fürsorge für Säugling und Klein- 
iind zeigt Morbiditätsvcrhältnisse der jüng­
sten Lebensalter, auch in Abhängigkeit 
von der sozialen Lage, die geschlichen 
Grundlagen der Arbeit, die Methoden 
der Fürsorge unter Darlegung der geschicht­
lichen Entwicklung und Wandlungen, die Vor­
aussetzungen, die an die Kräfte der Für­
sorge gestellt werden. Auch hier lammt die 
Abhängigkeit des Zweiges der Fürsorge von 
anderen klar zum Ausdruck, nicht zuletzt von 
dem Ausbau der Fürsorge für die hoffende 
Frau.

llnverhältnismähig gutes Material bringt 
die Ausstellung „Schulkinderfürsorge" zusam­
men. Ausgehend von der schulärztlichen Tätig­
keit werden typische Formen von Gefährdung 
und Schädigungen des Körpers des Schul­
kindes und seiner Umwelt gezeigt. Die Dar­
stellung der Beschulung kranker Kinder leitet 
zu den Fürsorgemahnahmen über; die Schau 
des Hilfsschulwesens ist darin ein wichtiger 
Bestandteil. Es folgen Schulzahnpflege, Er- 
nährungs- und Erholungsfürsorge. Ein weiter 
Raum ist der Hygiene des Schulbaues, des 
Schulzimmers und des Unterrichts gewährt.

Die Schau der Berufsschülerfürsorge steht 
an Bedeutung zurück, wie sie ja auch in der 
täglichen Fürsorgepraris das Stiefkind ist. 
Immerhin gibt sie Aufklärung über die ge­
fährdeten Typen des Berufsschulalters und 
die Fürsorgemahnahnien, wie sie durch den 
Berufsschularzt eingelcitet werden: Verbrin­
gung der Jugendlichen in ältliche Behand­
lung, einwandfreie Arbeitsstätten, Er- 
holungs- und Heilstätten, Zuführung zur 
Körper- und Eeistespflege des Sportes und 
zu der Jugendbewegung und -pflege.

Die sich anschliehendc große Tcilaus- 
stellung der Bekämpfung von Volkskrank­
heiten, Volksgebrechen und Volksunsitten 
machen sich zum Prinzip, außer der Dar­
stellung des Wesens der Krankheiten und der 
Gebrechen, die Verhütungs- und Bekämpfungs­
möglichkeiten zu zeigen. In diesem Sinne 
sind aufgebaut die Tuberkuloseausstellung, die 
Ausstellung zur Bekämpfung der Geschlechts­
krankheiten, die Ausstellung zur Bekämpfung 
des Krüppeltums, des Alkoholismus, 
des Nikotinismus und der Fürsorge für 
die Nerven- und Geisteskranken. Hier 
offenbart sich besonders klar der Aus­
stellungszweck; nicht allein eine wissenschaft­
liche Darstellung der Fürsorge in ihren Grund­

lagen zu geben, sondern selbst Aufklärung zu 
sein, um Massen zu bewegen, sich selbst zu 
schützen und im Eefahffalle die äußere Hilfe 
anzunehmen.

Die Ausstellung der Fürsorge für die 
jugendlichen Psychopathen lenkt uns zu den 
Ausstellungshallen hin, die die Erziehungs­
und Bildungsfürsorge zeigen. Die Erziehungs­
fürsorge für die Minderjährigen im Vormund­
schaftswesen, durch Schutzaufsicht und Für­
sorgeerziehung, der Schuh der erwerbstätigen 
Kinder und Jugendlichen treten nach Not­
wendigkeit, Umfang und Problemen in die 
Erscheinung.

Nicht nur die Fürsorge für den Jugend­
lichen, auch die im Jugendalter sich entfal­
tenden Kräfte der Selbsthilfe werden gezeigt 
in der Halle „Jugendpflege und Jugend­
bewegung". Klar tritt dem Beschauer die 
Tatsache entgegen, daß die Masse der jugend­
lichen Menschen sich selbst führen und leiten 
will zu besserem Menschentum und besseren 
Eesellschaftsverhältnissen, dabei Kritik übend 
an Häuslichkeit, Arbeitsverhältnis und den 
heutigen Formen der Geselligkeit, um durch 
bessere Gestaltung von Umwelt und Gemein­
schaftsleben den die Jugend und die Er­
wachsenen bedrohenden Notständen entgegen- 
zuarbeiten. Auch die Jugendpflege, die dem 
Jugendlichen lenkend und leitend zur Seite 
stehen will, ist vertreten.

Lenken und Leitung oder besser Stützung 
und Förderung der Selbsthilfe der besten 
Volkskreise gegen Verflachung und Stumpf­
heit, den großen Eefahrquellen für die Heim­
kultur, zeigt sich auch in den Abteilungen der 
Bildungsfürsorge für die Erwachsenen: der 
Darstellung des Volkshochschulwcscns, der 
Volksbüchereien und -lcsehallen, der Theater- 
pflegc. Fraglich ist, ob in dieser Abteilung 
der Ausstellung der Gedanken der Für­
sorge nicht überspannt wurde. Die Sach­
bearbeiter verneinten es, weil die klare Ver­
folgung des vorbeugenden Prinzips vor 
diesen notoerhütendcn Maßnahmen breiter 
Wirkung nicht Halt machen darf.

Eine Fürsorgeausstellung mußte selbst­
verständlich auch die Erziehungshilfe für die 
Erwachsenen darstellen, die als gefährdete 
Mitglieder der Gesellschaft anzusehen sind und 
sich ohne Leitung und Stützung nicht helfen 
können. Soziale Gcrichtshilfe und Ge­
fangenen- und Entlassencnfürsorge sind hier 
die Hauptthemata.

An das große Gebiet der Bildungs- und 
Erzichungsfürsorge schließt sich die „wirt­
schaftliche Fürsorge" an. Zweck war: Arbeits­
ziel, Arbeitsweise und Arbeitsausmaß der
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wirtschaftlichen Hilfe für Kriegsbeschädigte und [ Berufsschüler und die Berufsschülerin und der
-Hinterbliebene, Erwerbsbeschränkte, Klein 
rentncr, Wanderer, Obdachlose und sonstige 
Hilfsbedürftige und des Arbeitsnachweis- und 
Berufsbcratungswerkes. Hier wie in vielen 
Abteilungen der Jugendfürsorge leuchtet das 
wirtschaftserzieherischc Moment der heutigen 
Wirtschaftsfürsorge starl hervor bei der Vor­
führung von Ausbildung, Umschulung und 
rationeller Verwendung der Arbeitskraft.

Die Fachabteilung „Soziale Fürsorge" 
wäre ohne eine Darstellung des Sozialver­
sicherungswesens unvollständig gewesen. Neben 
der Trägcrschast treten die Leistungen der 
verschiedenen Versicherungsartcn in ihrer Be­
deutung für die gesundheitlichen und sozialen 
Verhältnisse breiter Massen der Bevölkerung 
in den Ausstellungen der Krankenversicherung, 
Unfallversicherung, Jnvaliditäts-, Alters-, 
Witwen- und Waisenversicherung sowie Ange- 
stelltenversicheiung klar hervor.

Mit dieser Schilderung ist die „S o" noch 
nicht crfatzt. In einem frühen Stadium der 
Arbeiten verhandelten die großen Träger der 
sozialen Fürsorge mit der Ausstellungsleitung 
über den Plan, ihre Arbeit in Spezialaus­
stellungen zu zeigen. Das Ergebnis dieser 
Verhandlungen ist das Vorhandensein einer 
großen Parallelausstellung der Fachabteilung 
„Soziale Fürsorge", und zwar einer Schau, 
die sich nach der Trägcrschast orientiert. Sie 
gliedert sich in zwei Abteilungen: 1. Aus­
stellung der freien Wohlfahrtspflege: der 
Deutschen Liga der freien Wohlfahrtspflege, 
des Deutschen Roten Kreuzes, des Haupt­
ausschusses für Arbeiterwohlfahrt und einige 
weiteren privaten Organisationen. 2. Die 
Ausstellung der öffentlichen Wohlfahrts­
pflege einiger Länder und einiger Gemein­
wesen, des Deutschen Städtetagcs, des Deut­
schen Landkreistages, der Vereinigung der 
preußischen Provinzen, des Vereins für Säug­
lingsfürsorge und Wohlfahrtspflege im Re­
gierungsbezirk Düsseldorf.

Diese Ausstellungen sind im ganzen ge­
nommen keineswegs Wiederholungen, son­
dern Betrachtungen gleicher Aufgabengebiete 
von anderen Gesichtspunkten, zwecks besserer 
Herausarbeitung der Aufgaben und Klar­
stellung der Wirkungsweise des Trägers.

Nicht unerwähnt bleiben darf das Vor­
handensein von mustergültigen Fürsorgeein­
richtungen auf der Ecsolei in natura, eines 
Säuglingsheinis, eines Licht- und Luftbades, 
des Jugcndhauscs, der ergänzenden Bildungs- 
fürsorgceinrichtungen für alle Altersklassen 
von der Krabbelstube bis zum Heim für den

Musterhcrbergc.
Eine wichtige Ergänzung der Ausstellung 

der „Sozialen Fürsorge" ist endlich das Haus 
Oesterreich und das Haus der Stadt Düssel­
dorf.

Worin besteht die Bedeutung 
der Ausstellung für die Forschung 
und die Förderungen der prakti­
schen Arbeit? Es fei mir gestattet, nur 
einiges hervorzuheben:

1. Die Ausstellung bedeutet zweifellos 
eine Jnteresfierung breiter Volks­
kreis« fürdas soziale Problemund 
die soziale Arbeit. Ist auch ein großer 
Teil der Ausstellungsbesucher Mensch dieser 
Zeit, d. h. wenig besinnlich, so ist diese Aus­
stellung doch ein außerordentlich starkes 
Mittel, die Menschen zu den Eedankengängen 
der sozialen Fürsorge Hinzureißen. Das trifft 
auch zu, obgleich es der Ausstellung nicht 
immer gelungen ist, bei der außerordentlich 
schätzenswerten Annahme der modernen Aus­
stellungsmethoden, die sich auf die Psyche des 
beschauenden Besuchers einstellt, die Ver­
wischung von Wesentlichem und Unwesent­
lichem in der Darstellung stets zu vermeiden. 
Zweifellos ist ferner die Tatsache, daß der 
Mensch und seine Notstände zum Thema einer 
großen Ausstellung gemacht weiden — und 
nicht etwa wieder Maschinen, verschiedene 
Sorten von Gemüse und Blumen, Webwaren 
oder Fahrzeugen —, geeignet, mit dazu bei­
zutragen, das Minderwertigkeitsgefühl breiter 
Volkskreise zu vermindern.

2. Nicht nur für die Lstienkreise, sondern 
auch für die Fachkreise bietet die 
Ausstellung Bedeutungsvolles. 
Allerdings ist jedes Fachgebiet dem Fach­
manne schon bekannt, aber der Fachmann ist 
nicht auf jedem Gebiet Fachmann, und so 
ist es wichtig, Voraussetzungen, Wirkungs­
weise, Zielsetzung der verschiedenen Arbeits­
gebiete demonstriert zu bekommen. Insbeson­
dere tritt wie selten klar aus der Ausstellung 
hervor die innige Abhängigkeit sämtlicher Für- 
sorgezwcigc voneinander, nicht nur der Haupt­
zweige, sondern auch der einzelnen Arbeiten. 
Nicht zuletzt ist hier zu erwähnen, daß es für 
die Wohlfahrtspflege von großer Bedeutung 
ist, zu einem bestimmten Zeitpunkt eine Ee- 
samtaufnahmc aller begonnenen Arbeiten, der 
Arbeitsmethoden und der Arbeitskräfte zu 
zeigen. Bis in die neueste Zeit gehen eine 
große Reihe der gezeigten außerordentlich 
wertvollen statistischen Erhebungen auf den 
verschiedensten Gebieten, die der praktischen 
Arbeit durchaus dienlich sein können. Im
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ganzen ist die Ausstellung ein in Schau ge­
brachtes Lehrbuch der Fürsorge, das sowohl 
Laien als auch Fachkreisen beste Aufklärung 
sein kann.

Aber nicht nur in dem Geschilderten liegt 
der Wert der Ausstellung. Eine Erkenntnis 
ist besonders bedeutungsvoll. Es wurde eben 
hcrvorgehoben, datz der Plan der Ausstellung 
war, ein deutliches Bild von der 
Hilfsbedürftigkcit und der Lei - 
stung zu geben. Die Ausstellung gibt dieses 
Bild nicht. Nicht aus Mangel an Einsicht 
der Bearbeiter, sondern aus Mangel an Ma­
terial. Ich brauch« nur das Wort Fürsorge­
statistik — allerdings im weitesten Sinne des 
Wortes genommen — zu nennen, um blitz­
artig die Situation zu beleuchten. Die Sach­
bearbeiter sahen sich vor die Tatsache ge­
stellt, datz umfassende Unterlagen über die 
Bedürftigkeit, über den ganzen Umfang an 
gesundheitlicher Hilfsbedüiftigkeit, Erziehungs­
not, wirtschaftlicher Not fehlten. Wohl 
standen Teilstatistiken über Zustände be­
stimmter Altersklassen und lokal begrenzter 
Gebiete zur Verfügung. Im ganzen war 
aber das Ergebnis ein lückenvolles Bild der 
Untersuchung über die Not, während ein 
einigermatzen vollständiges Bild über die Für- 
sorgearbeit vorhanden war oder doch ge­
schaffen werden konnte. Allzu nah kommt 
auf diese Weise die „Co" in die Eefahrzonc 
des Scheins. Wäre es nicht gelungen, hier 
und dort Untersuchungen zu bringen, die all­
gemeine Schlüsse ermöglichen, so wäre das 
erreicht worden, was nicht erreicht werden 
sollte: eine Vielheit der fürsorgerischen Er­
scheinungen ohne Bilanz über Hilfe und 
Not. Auf jeden Fall wird eine spätere Aus­
stellung ähnlicher Themen in Fortsetzung der 
„So" sich in erster Linie auf die Aufdeckung

von Umfang und Art der menschlichen Hikfs- 
bedürstigkeit einstellen müssen, damit die Aus­
stellung eine klare Rechenschastsablegung mit 
Darlegung von Soll und Haben ist.

Und nicht nur eine Aufdeckung der Be­
dürfnisse mützte diese Ausstellung fein, son­
dern sie mützte auch ein Zweites bringen, was 
der „So" fehlt: Das Zurückgehen auf 
die Ursachen der Not. Zwar war im 
Plan der Ausstellung die Darlegung der Ab­
hängigkeit der sozialen Fürsorge von der 
Wirtschaftspolitik geplant. Besondere Um­
stände verhinderten die Verwirklichung des 
Planes. Um so begrützenswerter ist es, datz 
eine Teilausstellung, die des Bezirks Nie­
derrhein der Arbeiterwohlfahrt, 
aufgebaut ist auf der Erforschung der Quellen 
der Not: Erwerbslosigkeit, Aussteuerung und 
Kurzarbeit, Wohnungsnot, und vor allem der 
chronisch wirkenden Ursache: der ungenügenden 
Kaufkraft des Lohns. Eine künftige Aus­
stellung mützte diesem Thema einen grötzeren 
Raum leihen als den Fürsorgeaufgaben, in 
Anbetracht seiner grotzen Bedeutung. Es ist 
ja bald in der Erkenntnis aller Fürsorge­
kreise, datz die Fürsorge der kleinere Bruder 
der grotzen Wirtschaftspolitik ist, die rn der 
Hauptsache berufen ist, die Menschen mit dem 
Aeutzersten an Eristenz- und Kulturgütern zu 
versorgen.

Eine Ausstellung, welche die Not klar­
legen wird und die Abhängigkeit der Wirk­
samkeit aller sozialen Arbeit von der Wirt­
schaftspolitik, ist vielleicht auch in der Lage, 
den Menschen allgemein eindringlich zu 
machen, datz alle menschlichen Aeutzcrun- 
gen, auch das Wirtschaften, auf die Bedarfs­
deckung eingestellt sein mutz. In diesem Sinne 
wächst die künftige Ausstellung noch über die 
Eesolei hinaus.

Rundschau.
Allgemeine«.

Welt-Wanderungsbongreß. Vom 22. bis 
25. Juni 1926 tagte in London der vom Internatio­
nalen Gewerkschaftsbund und der Sozialistischen 
Arbeiter-Internationale organisierte Welt-Wande­
rungskongreß.

Die Einberufung dieses Kongresses war eine 
Folge der Bedeutung, die das Wanderungsproblem 
in den letzten Jahren gewonnen hat; die wirtschaft­
liche Entwicklung der Nachkriegszeit, die immer 
größer werdende Arbeitslosigkeit in fast allen euro­
päischen Ländern, stellen die Wanderungsfrage in den 
Mittelpunkt des Interesses der organisierten Ar­
beiterschaft: dies bewirkte auch, daß der Kongreß 
von beiden Trägern der internationalen Arbeiter­
bewegung — der gewerkschaftlichen und der politi­
schen Internationale — einberufen wurde. Die ge­

meinsame Organisation des Kongresses ist ein Be­
weis mehr für die Bedeutung, die der Wanderungs­
frage von seilen der Arbeiterschaft beigemessen wird.

Trotz der langen Vorbereitungszeit und der 
guten Arbeit die vom Organisationskomitee ge­
leistet wurde, war der Kongreß nur einseitig be­
schickt, d. h. von den 23 Ländern., die Vertreter 
entsandt hatten, waren 17 europäische und nur 
6 überseeische: wobei die wichtigsten überseeischen 
Einwanderungsländer, wie die Vereinigten Staaten 
von Nordamerika sowie die Südamerikainischen 
Staaten außer Mexiko überhaupt nicht vertreten 
waren. Diese einseitige Beschickung des Kon­
gresses bewirkte, daß die Vertreter der Auswan­
derungsländer trotz ihrer zahlenmäßigen Ueberlegen- 
heit kaum zur Geltung kommen konnten und daß 
die wenigen überseeischen Vertreter wohl manch 
hartes Wort hören mußten im übrigen aber dem
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Kongreß ihren Stempel der Einwanderungsgegmcr- 
schast nufdrückten.

Die Tagesordnung des Kongresses war sehr 
reichhaltig und gut vorbereitet, der Sekretär des 
Internationalen Gemerkschaftsbundes I. W. Brown, 
der den Kongreß organisierte, hatte das Material 
zur Wanderungsfrage in zwei umfangreichen Bäniden 
zusammengestellt und dem Kongreß vorgelegt. Er 
ergänzte diesen gedruckten Bericht mündlich und 
wies darauf hin, daß die Wanderbewegung in der 
Nachkriegszeit zwar scheinbar abgenommen hake, 
doch sei dies nur eine Folge der Einwanderungs­
beschränkungen und des Wachsens der gesetzlichen 
und Bermaltungsmaßnahmen, die die Auswande­
rung sehr erschweren. Das Auswanderungsbedürf­
nis aber sei ungeheuer gestiegen und dränge in 
einzelnen Ländern zu Katastrophen. Er bedauerte, 
daß die amerikanischen Gewerkschaften die Po­
litik der geschlossenen Tore unterstützen. Frank­
reich, das einzige Land in Europa, das für die Ein­
wanderung offen stand, sei bereits an der Grenze 
seiner Aufnahmefähigkeit angelangt. Die Schwierig­
keiten des Wanderungsproblcms werden immer 
größer und es sei die Aufgabe des Kongresses, eine 
Lösung zu versuchen.

L. Fouhaux der Generalsekretär des fran­
zösischen Gewerkschaftsbundes sprach über „Die Re­
gulierung der Wanderung". Er sprach sich gegen 
die absolute Freizügigkeit der Wanderung aus, 
da sie nicht im Interesse der Arbeiterschaft liege. 
Bei Regulierung der Wanderung, wie sie der Ar­
beiterschaft dienlich sei, muß versucht werden, einen 
Ausgleich zwischen den Interessen der einheimischen 
und denen der einwandernden Arbeiter zu. suchen. 
In Frankreich, wo fast 3 000 000 ausländische Ar­
beiter leben, sei es nicht gelungen, diese der fran­
zösischen Arbeiterschaft näherzubringen,- höchstens 
10—15 000 ausländischer Arbeiter konnten gewerk- 
schaftlich erfaßt werden, es müsse ihnen der Beitritt 
zu den Gewerkschaften erleichtert werden, denn nur 
diese können ihre Interessen in den Einwanderungs­
ländern wahrnehmen. Die Gewerkschaften müßten 
die Kontrolle der gesamten Arbeiterwanderung 
übernehmen.

A. Knoll, Berlin. Vorstandsmitglied des All­
gemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes, referierte 
über „Schutz der Einwanderer". Einleitend er­
klärte er. daß die Beschränkungspolitik der amerika­
nischen Gewerkschaften berechtigt sei. denn Kerne Ar­
beiterschaft wird bereit sein, aus Gründen der So­
lidarität ihren Lebensstandard zu drücken. Er lehnt 
die Wanderungspolitik der Gewerkschaften ab, denn 
die Wanderungsfrage sei nichts anderes als ein 
Teil der internationalen Sozialpolitik, d. h., es sei 
Aufgabe der Regierungen, unter Mitwirkung der 
Gewerkschaften für eine zwischenstaatliche Regelung 
der Wanderungsfrage zu sorgen. Im Namen der 
deutschen Gewerkschaften stimmte er. im Gegensatz 
zu seinen Ausführungen, dem Vorschläge des Inter­
nationalen Gemerkschaftsbundes auf Gründung eines 
internationalen Wanderungsamtes zu.

I. W. Brown behandelte „Die wirtschaftlichen 
Faktoren der Wanderung". Seitdem Frankreich 
am Ende seiner Aufnahmefähigkeit angelangt sei, ist 
Rußland das einzige Land in Europa, das als Ein­
wanderungsland in Frage kommt; in seinen östlichen 
Teilen, namentlich in Sibirien, kann es noch vielen 
Millionen Menschen Raum und Arbeitsmöglich- 
keiten bieten. Die Mandschurei. Ostindien und 
Birma sind ebenfalls aufnahmefähig. Ebenso biete 
Afrika noch große Möglichkeiten für weiße Ko­
lonisten. Kanada berechtige zu großen Hoffnungen,

jedoch seien die wirtschaftlichen Verhältnisse dort 
zur Zeit ungünstig. Die Vereinigten Staaten­
haben ganz aufgehört, als Einwamderm.gsland zu 
gellen. Die größten Möglichkeiten für die zu­
künftige Wanderung bieten die Südamerikanischen 
Staaten, hingegen sei Australien weniger entwick­
lungsfähig als allgemein angenommen wird.

E. T. Cramp, London. Generalsekretär des 
Britischen Eisenbahner-Verbandes, sprach über „Be­
schränkung, Ausschluß und Assimilierung". Er trat 
für die volle Freizügigkeit ein, die niemals aus 
politischen, sondern lediglich aus wirtschaftlichen 
Gründen und nur unter bestimmten Voraussetzungen 
vorübergehend beschränkt werden darf. Die Ar­
beiterschaft müsse eine einheitliche Stellung zur 
Wanderungsfrage heben', um so mehr, als die kapi­
talistischen Regierungen in dieser Frage eine Po­
litik betreiben, die die Gefahr kriegerischer Kon­
flikte heraufbeschwöre. Das Endziel der Arbeiter­
schaft muß es sein, eine neue gerechte Verteilung der 
Arbeitskräfte der Wett l>erbeizufllhren, dies ist zwar 
eine Politik auf lange Sicht, es ist aber höchste Zett, 
damit anzufangen.

C. Mertens, Brüssel, Generalsekretär des Bel­
gischen Gemerkschaftsbundes, sprach als letzter Refe­
rent über „Die Wanderungspolitik der Arbeiter­
organisationen". Er forderte Maßnahmen, um die 
einwandernden Arbeiter sofort den Gewerkschaften 
zuzuführen und ihre Absonderung von den ein­
heimischen Arbeitern zu verhindern. Er wandte 
sich sehr sckarf gegen die Anwerbung von Wan­
derern durch Agenten, die mit den Auswanderern 
Menschenhandel betreiben. Er empfiehlt die Schaffung 
eines internationalen Wanderungsfonds unter Kon­
trolle des Internationalen Gewerkschaftsbundes.

Den Referaten folgte eine sehr lebhafte Dis­
kussion zu allen Punkten der Tagesordnung. Im 
Laufe der oft sehr erregten Debatten zeigte sich 
deutlich das Vorhandensein von zwei gegnerischem 
Richtungen, und zwar bestand Uebereinstimmung bei 
allen Rednern der Auswanderungsländer gegen die 
Anwendung von Einwanderungsbeschränkungen, wo­
hingegen die Vertreter der überseeischen Länder sich 
scharf gegen jede Einwanderung, insbesondere aber 
gegen die farbiger Rassen, wandten.

Die angenommene Resolution trägt den Be­
denken der Vertreter der überseeischen Länder weit­
gehend Rechnung, die Forderung nach Freizügigkeit 
ist in ihr nicht enthalten. Nach einer Erklärung 
aber, die der Sekretär der Arbeiter-Internationale. 
Friedrich Adler, abgab und die in das Protokoll 
ausgenommen wurde, wird festgesteltt, daß die über­
wiegende Mehrheit des Kongresses sich für die volle 
Freizügigkeit der Wanderung ausgesprochen hat.

Die einstimmig angenommene Entschließung hat 
folgenden Wortlaut:

„Der Wellwanderungskongreß, einberufcn vom 
Internationalen Gewerksä)aftsbund und der So­
zialistischen Arbeiter-Internationale, abgehalten in 
London vom 22. bis 25. Juni 1926 nimmt zu 
der Frage der Ein- und Auswanderung wie 
folgt Stellung:

Die Tendenz der kapitalistischen Entwicklung 
ist auf eine stark steigende Zunahme der Produk­
tivkräfte gerichtet, die sich auswirkt in einem 
Rückgang der Zahl von Arbeitskräften um ein 
bestimmtes Quantum von Gebrauchsgütern zu 
erzeugen. Mit dieser Steigerung der Produktion 
hat die Erweiterung des Absatzmarktes nicht 
gleichen Schritt gehalten, die Folge ist ein 
Ueberfluß von Arbeitskräften, eine Arbeitslosig­
keit im erschreckenden Ausmaß, die insbesondere
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in Europa, das unter den Nachwirkungen des 
Krieges schwer zu leiden hat, auch ehedem hoch­
entwickelte Industriestaaten getroffen hat. Unter 
dieser ungünstigen Lage des Arbeitsmarktes ist der 
Drang der Arbeiter, nach Ländern mit relativ 
besserer Wirtschaftskonjunktur auszumandern, im 
Zunehmen begriffen.

Ein weiterer Anreiz zur Abwanderung besteht 
in der schon immer vorhandenen Neigung der 
Arbeiter, aus Ländern mit niederer in solche mit 
höherer Lebenshaltung der Arbeiterklasse zu ge­
langen: sei es, um dort vorübergehend oder Lauernd 
Aufenthalt zu nehmen. Auch aus Gebieten mit 
starker Uebervölkerung bei schwacher wirtschaft­
licher Entwicklung fließt ständig ein Strom von 
Auswanderern, und schließlich sind auch politische 
Unterdrückungen der Arbeiterschaft ein sich immer 
wiederholender Anlaß zur Auswanderung. Das 
Drängen einer überstarken Zahl von Arbeitern 
in noch aufnahmefähige Länder mit besserer Wirt­
schaftsbedingung kann in gewissen Fällen eine 
Gefahr für die Arbeiterklasse dieser Länder werden, 
weil, nicht mit Unrecht, eine Herabdrückung des 
Lohnniveaus und der sonstigen Lebensbedingungen 
einheimischer Arbeiter befürchtet werden kann.

Der Kongreß sieht in der gegenwärtig beson­
ders starken Tendenz der Auswanderung aus 
Staaten mit ungünstiger Wirtschaftskonjunktur 
kein wirksames und dauerndes Mittel zur Ueber- 
mindung der Wirtschaftskrise, er betrachtet die 
Auswanderung vielmehr als eine Erscheinung, die 
naturnotwendig aus der kapitalistischen Entwick­
lung hervorgehl. Die Unfähigkeit des herrschenden 
kapitalistischen Systems, eine Lösung der Welt­
wirtschaftskrise herbeizuführen, zeigt sich klar in 
den von seinen Vertretern gemachten Vor­
schlägen. die in ihrer Auswirkung vielfach nur zu 
einer Verschärfung der Krise führen.

Der Kongreß gibt seiner Ueberzeugung Aus­
druck, daß es Pflicht jeder Regierung ist. im 
Interesse der Förderung des internationalen Frie­
dens. der internationalen Verständigung und der 
Wahrung der Interessen der Auswanderer und 
der Arbeiter in den Einwanderungslänldern die 
Lösung des Wanderungsproblems anzustreben. 
Der Kongreß beauftragt ferner den Internatio­
nalen Gewerkschaftsbund und die Sozialistische 
Arbeiter-Internationale, eine gemeinsame Kom­
mission einzusetzen, um die mit der Wanderungs- 
frage verbundenen wirtschaftlichen, sozialen, natio­
nalen und Rassenfaktoren auch fernerhin zu stu­
dieren und die Resultate einem künftigen Kon­
greß zu unterbreiten.

Entschließung I.
Der Kongreß ist der Ansicht, daß in jedem 

Lande ein staatliches Wanderungsamt errichtet 
werden soll, in dem die gewerkschaftlichen Or­
ganisationen eine angemessene Vertretung haben 
sollen. Ueberdies soll ein internationales Wan­
derungsamt ebenfalls mit angemessener Vertretung 
der Gewerkschaften im Rahmen des Internatio­
nalen Arbeitsamtes geschaffen werden, um:

1. internationale Abkommen und Empfehlungen 
über das Wanderungswesen zu formulieren:

2. ausführliche und zuverlässige Auskünfte 
bezüglich der Wanderung zu erteilen.

Entschließung H.
Der Kongreß fordert das strenge Verbot jeder 

Propaganda für die Auswanderung durch private 
Transportunternehmungen und die Abschaffung 
aller privaten Wanderungsagenturen. Zu diesem

Zweck empfiehlt er, daß überall, wo solche noch 
nicht bestehen, staatliche Wanderungsämter errich­
tet werden, um den Auswanderern Rat und mo­
ralischen Beistand zu gewähren. In diesen Aem- 
tern müssen die Gewerkschaftszentralen aus­
reichend vertreten sein. Diesen Aemtern soll die 
Aufgabe übertragen werden, für den Entwurf und 
für die Annahme von Gesetzen über die Ab­
schaffung aller privaten Wanderungsatzenturen zu 
sorgen: ferner für die Beschaffung ausführlicher 
und zuverlässiger Information betreffend die 
Löhne usw. in den Einwanderungsländern: für die 
ärztliche Untersuchung der Auswanderer vor der 
Abreise, die Vorsorge für gute Reiseverhültnisse, 
den Empfang der Auswanderer in den Einwande- 
rungsländern und ihre Ueberführung in die Orte, 
wo sie leben und arbeiten werden.

In jedem Lande muß die Gesetzgebung allen 
eingewanderten Arbeitern, sowohl männlich als 
weiblich, bezüglich der Löhne und der Arbeitsver­
hältnisse gleiche Rechte mit den eingeborenen Ar­
beitern sichern. Der unehrlichen Anwerbung von 
Auswanderern muß ein Ende bereitet werden, in­
dem alle Wanderungsagenten und alle anderen 
Personen, die die Geschäftsinteressen dieser ver­
treten. für jeden Schaden haftbar gemacht werden, 
der den Auswandernden insbesondere durch den 
Bruch der bestehenden Bestimmungen oder inter- 
staatlichen Verträge entsteht.

Der Kongreß verlangst die Abschaffung der 
Gebühren für Pässe und Bisa für Emigranten in 
den Aus-, Durch- !und Einwandevuingsländern.

Entschließung III.
Die Lage der Einwanderer auf dem Gebiete 

der Sozialversicherung.
Der Kongreß empfiehlt, daß alle Arbeiter­

organisationen Zusammenarbeiten, um für die ein­
wandernden Arbeiter allseitig gleiche Behandlung 
auf allen der in dem.Einwanderungslande ge­
setzlich eingeführten Sozialversicherungen zu 
wirken. Angesiclits der Unterschiede im Stande 
der Sozialgesetzgebung der verschiedenen Länder 
begrüßt der Kongreß die auf Vereinheitlichung 
dieser Gesetze gerichtete Wirksamkeit des intrcr- 
nationalen Arbeitsamtes und empfiehlt die Förde­
rung dieser Bestrebungen sowie die Ausdehnung 
auf jede Form der Sozialversicherung (Unfall- 
oergütung, Arbeitslosen-, Kranken-, Invaliditäts-, 
Alters- und Lebensversicherung, Witwen- und 
Waisenpension). Er tritt ferner dafür ein, daß 
alles getan wird, um die allgemeine Annahme des 
Prinzips der gegenseitigen Behandlung herbei­
zuführen.

Entschließung IV.
Der Kongreß empfiehlt, dem I. G. B. alle 

nötigen Vorkehrungen zu treffen, um die Organi­
sierung der einwanderndcn Arbeiter zu fördern.

Im Hinblick auf die gewerkschaftliche Or­
ganisation empfiehlt der Kongreß ferner:

1. daß den von dem I. G. D. angeschlossenen, 
Landcszentralcn und den internationalen Berufs- 
sekretariaten internationale Anordnungen für die 
sofortige und reibungslose Ueberführung der ein­
wandernden Arbeiter von den Organisationen 
ihres Herkunftslandes in die kompetenten Ver­
bände des Einwanderungslandes getroffen werden:

2. daß die Gcwcrkschastszentralcn durch Pro­
paganda aller Art die Organisierung der einwan­
dernden Arbeiter in den Gewerkschaften fördern, 
unter der Bedingung, daß ausländische Arbeiter
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nur mit der Zustimmung der Landeszentralen in 
besonderen Sektionen organisiert werden, und 

3. daß die Gewerkschaftszentralen sich be­
mühen sollen, in bezug aus gewerkschaftliche Lei­
stungen jeder Art den eingewanderten Mitgliedern 
eine gleiche Behandlung zu sichern.

Entschließung V.
Der Kongreß fordert die Beseitigung aller 

Beschränkungen des Rechtes auf Arbeit für ge­
wisse Arbeiterkategorien, die zur Folge haben, 
diese Arbeiter aus der Heimat zu treiben.

Auswanderern, deren Staatszugehörigkeit aus 
politischen Gründen nicht fixiert ist. sollen von 
einer internationalen Kommission Pässe aus­
gestellt werden."

Fm Sinne der Einleitung zu den Entschließungen 
wird die zu bildende Kommission beider internatio­
nalen Organisationen Material zur Wanderungs- 
frage sammeln und dieses einem neuen Kongreß 
vorlegen, die Frage verbleibt demnach weiter auf 
der Tagesordnung der internationalen Arbeiter­
bewegung. S. Adler-Rudel, Berlin.

Berufsfragen in der Wohlfahrtspflege.
Unfattoerficherung der Wohlfahrtspflegerinnen.

Der Deutsche Verband der Sozi al­
be a ra t i n n c n hat an das Reichsarbeitsministcriüm 
eine Eingabe gemacht, in der er bittet, die Gruppe 
der Wohlfahrtspflcgerinnen mit in den Kreis der 
Vcrficherungspflichtigen einbeziehen zu wollen. Die 
Eingabe wird auf der ErfalMng begründet, daß die 
Wohlfahrlspflegerin in Ausübung ihres Berufs 
durch Unfälle und Berufskrankheiten sehr bedroht 
ist. Die ländlichen Fürsorgerinnen, die bei der Zu­
rücklegung ihrer Arbeitswege auf die Bcnutzunng 
von Fahr- und Motorrädern, Autos, Eisenbahnen 
und Schneeschuhen angewiesen sind, sind der Gefahr 
des Unfalls oder des Ueberfalls vielfach 
ausgesetzt. Für die Allgemeinheit der Fürsorgerinnen 
kommen außerdem Gefährdungen durch ihre Be­
suche in den Familien Hilfsbedürftiger durch An­
steckung, besonders bei Tuberkulösen und 
Geschlechtskranken in Frage, um so mehr, 
da ihr nicht, wie der Krankenschwester, die nötigen 
Desinfektionsmittel zur Verfügung stehen. Herz- 
und Lungenerkrankungen, Krampfadern. Senkfuß 
sind häufige Erscheinungen bei der Wohlfahrtspflege­
rin infolge stundenlanger Wege zu Fuß oder auf 
dem Rade ohne Rücksicht auf die Witterung. Ein 
Einbcgreifen der Wohlfahrtspflegerinnen, deren 
Zahl >n Deutschland auf etwa 13 000 geschätzt wird, 
in die Unfallversicherung erscheint daher dringend 
erforderlich. J

Ausbildungsfragen.
Die Evangelische Deutsche Bahnhofsmission ver­

anstaltet vom 8. — 1 l. Oktober 1926 einen 
Lehrgang in Berlin-Dahlem, Ziehenstraße 24. Nähe­
res ist in der Zentrale in Vcplin-Dahlem, Fricd- 
bergstraße 27. zu erfahren.

Der Verband der katholischen Waisen- und 
Fürsorgeerziehungsanstalten Deutschlands. Freiburg 
i. Br., veranstaltet vom 6.-9. Oktober 1926 im 
Kloster vom Guten Hitten in Köln-Melaten einen 
Führerkursus für die Erziehungsarbeit an der ge­
fährdeten. schulentlassenen, weiblichen Jugend.

Die Referate gliedern sich in einen ersten Teil, 
der sich mit dem gefährdeten Mädchen, seiner Um­
welt und den erreichbaren Zielen, und einen zweiten 
Teil, der sich mit den Grundfragen der Anstalts­

erziehung und dem Erzieherpersonal befaßt. Für 
die Referate sind eine Reihe bekannter Persönlich­
keiten gewonnen worden.

Bevölkerungspolitik.
Neuregelung des Hebammenwesens in Bayern. 

Die beruflichen Verhältnisse der Hebammen in 
Bayern wurden durch Verordnung des bayer. Gc- 
samtministcriums vom 23. Mürz 1926 (GVBI.
5. 275 BayStAnz. Rr. 68) und Entschließung des 
bayer. Staatsministeriums des Innern vom 4. Mai 
1926 (Minifterialamtsblatt der bayerischen inneren 
Verwaltung Rr. 10 S. 55 ff.) neu geregelt, nach­
dem die bisher geltenden Verordnungen über die 
gewerblichen Verhältnisse der Hebammen vom 
4. Juni 1899 (GVBl. S. 413) und über die 
Hebammenschulen und die Prüfung der Hebammen 
vom 23. April 1874 vielfach geändert worden waren 
und auch nicht mehr ganz den gegenwärtigen Vev- 
hältnifsen entsprachen. Die vielfach ungünstige wirt­
schaftliche Lage der Hebammen war zum Teil schon 
durch die Errichtung einer bayerischen Hebammen- 
oersorgung, ähnlich der der bayerischen Aerzte. Tisr- 
ärzte, Apotheker, Zahnärzte durch Bekanntmachung 
des bayer. Staatsministeriums des Innern vom
6. Juni 1924 (Minifterialamtsblatt der bayer. 
inneren Verwaltung S. 101) und Entschließung des­
selben Ministeriums vom 30. Juni 1924 über die 
Errichtung einer bayerischen Hcbammenversorgung 
(BayStAnz. Rr. 151)1) wesentlich verbessert, denn 
sie gewährt den Hebammen bei Berufsunfähigkeit 
und Alter, aber auch bei vorübergehender Abhaltung 
von der Berussausübung durch gesundheitspolizei­
liche Auflage oder Besuch von Fortbildungskursen 
Versorgungsbezüge.

Die neue Verordnung macht die Ausübung des 
Hebammenberufs von der Vorlage eines Prüfungs- 
zcugnisses einer der bayerischen Hebammenschulcki 
in München, Bamberg. Erlangen und Würzbury?) 
und einer Riederlassungsgcnehmigung abhängig. 
Durch die Einführung der Riederlassungsgenchmi- 
gung soll die Möglichkeit gegeben weroen, die Zahl 
der Hebammen zu beschränken und ihre Verteilung 
über, das Land so zu regeln, daß für jede Hebamme 
eine angemessene Beschäftigung und dadurch auch 
ein ausreichendes Einkommen möglichst gesichert er­
scheint^). Die Niederlassungsgenehmigung soll nur

*) Art. 9 des Gesetzes über die bayerische Aerzto- 
versorgung vom 16. August 1923 GBBl. S. 255 
hatte das bayer. Staatsministerium des Innern er­
mächtigt. bei der Versicherungskammcr. Abteilung 
für Aerzteversorgung, u. a. auch eine Abteilung 
für approbierte Hebammen zu errichten.

-) Aus Gründen der Gegenseitigkeit sind den 
bayer. Prüfungszeugnissen z. Z. die Prüfunaszeug- 
nisse der für Sachsen. Württemberg. Baden, Anhalt, 
Waldeck, Schaumburg-Lippe und Lübeck zuständigen 
Hebammcnprüfungskommissionen gleichgestellt.

2) Das.preußische Obcrverwaltungsgericht hat 
durch Urteil vom 7. Januar 1926 (Preußisches Ver­
waltungsblatt 1926 Rr. 23 S. 237) das preußische 
Hebammcngesetz vom 20. Juli 1922 insoweit für 
ungültig erklärt, als es Vorschriften über die Er­
teilung und Zurücknahme von Niederlassungsgcneh- 
migungen enthält. Diese hatte Preußen gleich an­
deren Ländern in dem neuen Gesetz auch eingeführt. 
um eine gleichmäßige öttliche Verteilung der Hc- 
bammen zu erreichen. Runderlaß des Preußischen 
Ministeriums für Volkswohlfahtt vom 27. März 
1926 (Volkswohlfahrt S. 568 Reichsgesundhcits- 
blatt S. 503).
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für solche Orte oder Stadtteile erteilt werden, in 
denen ein Bedürfnis nach Niederlassung einer 
Hebamme oder einer weiteren Hebamme bestehL. 
Ein solches Bedürfnis nach Niederlassung einer 
Hebamme wird nach den Vollzugsvorschkisten an­
genommen, wenn in dem für die Berufsausiübung 
in Betracht Kommenden Gebiet nach der durch­
schnittlichen Geburtenziffer der letzten Jahre auf die 
Hebamme etwa 40—50, in Städten und dichtbesie­
delten Gegenden etwa 60—70 Geburten im Jahr 
treffen. Bon der Prüfung der Bedürfnisfrage Kann 
dann abgesehen werden, wenn der Hebamme von 
einer Gemeinde oder einem Bezirk ein ausreichendes 
Einkommen vertragsmäßig gesichert ist.

Ein ausreichendes Einkommen wird im allge­
meinen als gesichert angenommen werden, wenn 
der Hebamme die Mindesteinnahme aus 40 Gebur­
ten oder neben einer geringeren Geburtenzahl ein 
entsprechender Zuschuß und die Uebernahme der 
Kosten der Hebammenausrüstung und ihre Versor­
gung gewährleistet ist.

Die Niederlassungsgenehmigung kann geeigneten 
Bewerberinnen schon vor Beginn zur Ausbildung 
der Hebamme erteilt werden unter der Bedingung 
der nachträglichen Beibringung des Prüfungszeug­
nisses. Auf diese Weise soll der Zugang zu den 
Hebammenschulen dem Bedarf nach Hebammen am- 
gepaßt und den Anwärterinnen die zwecklose Auf­
wendung von den meist nicht unbeträchtlichen Aus­
bildungskosten erspart werden.

Wenn das Bedürfnis nach Niederlassung einer 
Hebamme nachgewiesen ist. muß der Nachsuchenden 
die Niederlassungsgenehmigung erteilt werden, es 
sei denn, daß einer der in § 3 der Verordnung vom 
23. März 1926 genannten Versagungsgründe vor- 
licgt, z. B. Mangel der erforderlichen körperlichen 
und geistigen Befähigung oder der erforderlichen 
Zuverlässigkeit. Mit der Zurücknahme des Prü­
fungszeugnisses erlischt auch die Niederlassungs­
genehmigung. Sie kann auch unter den in § 4 
Abs. 2 der Verordnung genannten Gründen zurück­
genommen werden, z. B. bei Vollendung des 65. Le­
bensjahres.

Die Hebammen, die bei Inkrafttreten der Neu­
regelung — I. April 1926 — den Hebammenberuf 
in Bayern schon ausübten, brauchen zur Fortfül)- 
rung des Berufes an dem bisherigen Niederlassungs­
orte keine Niederlassungsgenehmigung, wohl aber, 
wenn sie ihren Beruf von einem anderen WolM 
ort — in großen Städten von einem anderen Stadt­
teil — aus ausüben wollen. Besondere Vori- 
schriften gelten noch für die Anstaltshebammcn, di-e 
an staatlichen oder sonstigen öffentlichen Anstalten 
wie Hebammenschulen, Krankenhäusern, Kliniken, 
planmäßig oder vertraglich angestellt sind.

Die Hebammen unterstehen der Aufsicht der 
Bezirkspolizeibchörden und der Bezirksärzte. Ihre 
Befugnisse und Obliegenheiten werden durch eine 
neue „Dienstanweisung für die Hebammen des Frei­
staates Bayern", deren Erscheinen voraussichtlich in 
allernächster Zeit zu erwarten ist, festgelegt.

Gleichzeitig werden auch die Vorschriften über 
die Hebammen-Aus-» und Fortbildung neu heraus­
gegeben werden.

Des weiteren wurden die Gebühren der Heb­
ammen durch eine Verordnung des Staatsmini­
steriums des Innern vom 20. April 1926 (GVBl. 
S. 287) neu festgelegt.

vr. Schwarz, München.

Fürsorgewesen.
Der Deutsche Landgemeindetag hat auf seiner 

diesjährigen Tagung in Mainz Entschließun­
gen angenommen, die eine Neuregelung der 
Gesetzgebung und Verwaltung des 
Fürsorge wesens fordern, um die Ausschal­
tung der Gemeinden und die unzweckmäßige Be­
schneidung ihrer Selbständigkeit wieder zu beseitigen; 
und ferner eine Entschließung für eine Neurege­
lung der Erwerbslosenfürsorge im Hin­
blick auf die schwere Belastung der Fürsorge für 
die ausgesteuerten Erwerbslosen, da in manchen Ge­
meinden das ganze Steueraufkommen oft nicht so 
groß ist, als der von der Gemeinde aufzubringendo 
Anteil an der Erwerbslosenfürsorge.

Iugenbwohlfahrl.
Aus dem Inhalt der Septembcrnummer des

„Zentralblatt für Iugendrecht und Iugendwohl- 
fahrt":

Abhandlungen: Ein österreichisches Iu- 
gendgerichtsgesetz (vr. Arthur Glaser). — Die er­
zieherische Tätigkeit des Iugendgerichtshelfers (Iu- 
gendoberamtmann vr. Fischer). — Die freiwillige 
Fürsorgeerziehung (Schatzrat vr. Hartmann).

Kleine Beiträge: Großstädtische Schutz­
aufsicht (Fürsorger Gustav Buchhierl).

Sprechsaal: Die Kost- und Logisverträge 
des Untcrhaltsschuldners (vr. Wilhelm Rode). — 
Kinderschutz beim Völkerbund (vr. Käthe Mende). 
— Tätigkeitsbericht 1925/26 der Vereinigung für 
Jugendgerichte und Iugcndgerichtshilfen. — Bericht 
über die jugendkundliche Hochschutwoche in Ham­
burg vom 17. bis 22. Mai 1926 (vr. Erna Magnus).

Gesundheitsfürsorge.
Wochenfürsorge. Durch § 7 der. Verordnung 

über Erwerbslosenfürsorge vom 16. Februar 1924 
ist das Einkommen durch S t i l l g e l d , das eine 
Wöchnerin auf Grund der reichsgesetzlichen Vor­
schriften über Wochenhilfe und Wochenfürsorge er­
hält, anrechnungssrei zugelassen. Die Tatsache 
daß hier nur das Stillgeld, nicht aber das Wochen­
geld als anrechnungsfrei aufgeführt sind, ivird ge­
stützt durch den Kommentar von Lehfeldt, 2. Aufl. 
S. 63, Punkt 11: „Entsprechend dem Grundsatz des 
§ 7, Abs. 1 ist auch das Wochengeld der ent­
bundenen Ehefrau eines Erwerbslosen, die in dessen 
Haushalt lebt, auf seine Ermerbslosenuntjerstützung 
anzurcchncn." Da solches Vorgehen dem eigent­
lichen Sinn der Wochenftirsorge, nämlich der Erhal­
tung der Gesundheit von Wöchnerin und Säug­
ling, widerspricht, hat die ArbeitsgemeiiN,- 
schaft der Bcrufsverbände der Wohl- 
fahrtspflegerinnen Deutschlands eine 
Eingabe an das Rcichsarbeitsministerium gemacht, 
die die Bedeutung der Familienwochcnhilfe aus be­
völkerungspolitischen Erwägungen hcrvorhebt mit 
dem besonderen Hinweis, daß dem nicht erwerbs­
losen. 'in vollem Lohn stehenden Arbeiter das 
Wochengeld gezahlt wird, während man dem be­
deutend schlechter gestellten Erwerbslosen es an- 
rcchnet und damit Wöchnerin und Säugling schädigt.
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Der 18. Internationale Kongreß gegen den 
Alkoholismus. Der Kongreß fand vom 21. bis 
29. Juli d. 3. in Dorpat statt. Gegenstand der 
Vorträge und Verhandlungen in den Hauptver­
sammlungen bildeten die Themata: „Wirkungen 
des Alkohols" (insbesondere auf die Lebens­
dauer), „Behandlung der Alkohol­
kranken", „Die Bedeutung des Alko­
hols für die Tuberkulose", „Die Ge­
schlechtskrankheiten und die Der­
er b u n g", „Die Kirchen im Kampfegegen 
den Alkohol", „Jugend und Alkohol", 
„Alkohol und Unfall e", „A l k o h o l und 
Heer", „Die Landwirtschaft im Kampfe 
gegen den Alkoho l", „Alkohol und 
Armenunterstützung", „Das Gemeinde­
bestimmungsrecht" (GBR.). „W i r k u n g e n 
der Alkoholverbotsgesetzgebung", „Na­
tionale und internationale Werbe­
woche n".

Die Ausführungen des bekannten alkohol- 
gegnerischen Arztes Or. H o l i t s ch e r , die wegen 
seiner Behinderung nur verlesen wurden, über 
„Neue physiologische Versuche über die Wirkungen 
des Alkohols", und der Vortrag des bekannten 
dänischen Statistikers Professor Westergaard 
über „Der Einfluß des Alkohols auf die Lebens^- 
dauer waren von besonderem Interesse. Holitscher be­
tont, daß zwar die Einwirkung des Alkohols auf 
die psychischen Leistungen noch nicht restlos auf­
geklärt ist, das Hauptproblem aber entschieden sei 
und von allen Forschern einmütig gelöst .werde: 
Der Alkohol beeinträchtigt auch in kleinsten, als 
sehr mäßig betrachteten Mengen die Schnelligkeit. 
Sicherheit und Fehlerlosigkeit der Nerventätigkeit, 
der Sinnesorgane, der geistigen Arbeit. Er ist ein 
gefährlicher Energieoergeuder.

Westergaard weist auf die große Bedeutung der 
Statistiken von Lebensversicherungsgescllschaften hm, 
die Abstinente und Nichtabstmente getrennt 
registrieren und unzweideutig die Vorteile der ent­
haltsamen Lebensweise dartun. Er empfiehlt den 
weiteren Ausbau solcher Statistiken.

Im Vordergründe des allgemeinen Interesses 
standen zweifellos die Sitzungen, in denen das 
Thema „Die Jugend im Kampf gegen den 
A l k o h o l i s m u s" und die gesetzgebe­
rischen Fragen erörtert wurden. Der Leiter des 
Kongresses, Professor P ö l d . hielt es für einen be­
denklichen taktischen Fehler der Alkoholgegnerbewe­
gung, wenn sie sich dazu verleiten lassen sollte, sich 
fast ausschließlich der Gewinnung der Jugendlichen 
zuzuwcndcn und die Erwachsenen zu vernachlässigen. 
„Wir sollen uns viel mehr einschärfen, daß ditz 
Menschheit in allen ihren Altern ein Ganzes bil­
det, daß die ErwaMenen und Kinder aufs engste 
zusammcngehören und kein Fortschritt ohne die 
Mitarbeit der Alten zu erreichen ist." — Der zweite 
Redner, vr. O e 1 t l i. Leiter des schweizerischen Ab­
stinenz-Sekretariats in Lausanne, der die Frage be­
handelte, wie man das Interesse am Al­
kohol-Unterricht zu wecken habe, legte 
allen Nachdruck auf die Persönlichkeit des Lehrers. 
Was der Lehrer, der nur auf Kenntnisvcrmittlung 
ausgehl, schwer oder gar nicht erreiche, falle dem 
andern, der das Kindererlebnis mit seinem eigenen 
zu verknüpfen wisse, spielend in den Schoß: das 
lebendige Interesse, das „Mitmachcn". — Der 
Groß-Sekretär des Deutschen Guttemplcrordens, 
Theo Gläß. bildete mit seinen Ausführungen über 
die Wirkung der Enthaltsamkeit auf 
die Psyche Jugendlicher den Beschluß dieser

besonders fesselnden Verhandlungen. Sein Vortrag 
gipfelte in dem Gedanken, daß nicht die Enthalt­
samkeit an sich ein Wert sei, sondern nur die Ge­
sinnung. die den jungen Menschen zu dieser Stellung­
nahme zwinge.

Die Sitzung, in der das Gemeinde-Be­
stimmungsrecht behandelt wurde, lieferte 
Berichte über die Erfahrungen, die man in anderen 
Ländern gemacht hat. Besonders interessant war 
der Bericht des auch in Deutschland bekannten 
GBR.-Vorkämpfers L a r s e n - L e d e t.

Die Mitteilungen über die Wirkungen 
der verschiedenen Alkoho lverbots- 
gesetze waren eine wertvolle Berichtigung der 
vielen Zeitungsmeldungen von einem angeblich völligen 
Fehlschlage des amerikanischen und des finnländi- 
schen Verbots. Die amerikanischen Vertreter er­
klärten auf Grund genauer Kenntnis der Sachlage, 
daß in Wirklichkeit kein Mensch in Amerika ernst­
lich an eine Aufhebung des Verbots denke, ja daß 
selbst eine Milderung des Gesetzes sehr unwahr­
scheinlich sei. Das Gesetz werde gewiß vielfältig 
übertreten. „Vom 16. Januar 1920 bis zum 
30. Juli 1925 sind 154 772 Verurteilungen (— 80°» 
der angezeigten Fälle) wegen Uebertretung aus­
gesprochen worden. Die Bußen betragen ungefähr 
30 Millionen Dollars und die Gefängnisstrafen un­
gefähr 12 000 Jahre. Diese Zahlen scheinen auf 
den ersten Blick sehr groß zu sein, aber wenn man 
daran erinnert, daß diese 154 772 Verurteilungen 
sich auf eine Gesamtbevölkerung von 114 Millionen 
ausdehnen, so sieht man. daß offenbar doch nur 
eine kleine Minderheit der Bürger der Verelinigtek 
Staaten wegen Uebertretung des Verbots bestraft ist."

Von den Entschließungen, die der Kongreß in 
seiner letzten Sitzung annahm, bezieht sich eine auf 
das amerikanische Verbot. Sie lautet:

„Der Kongreß hat mit großem Interesse die 
Berichte der Delegierten der Bereinigten Staaten 

hört über die Ergebnisse des amerikanischen 
erbotes und spricht den ernsten Wunsch aus, 

daß eine sorgfältige Studie aller in Be­
tracht kommenden Tatsachen unternommen werden 
sollte, um zu sicheren Schlußfolgerungen zu ge­
langen über die Folgen des Perbotes vom indu­
striellen, sozialen, erzieherischen und religiösen 
Standpunkt aus."

Eine ähnliche Beurteilung wie das amerika­
nische, fand das finnländische Alkohol- 
verbot. Unbedingt sachkundige Persönlichkeiten 
wie der finnländische Sozinlminister N. Liakka, 
der bekannte Helsingforser Physiologe Professor 
La it inen und Professor Voionmaa (Mit­
glied der finnländischen Parlamentskommission zur 
Prüfung der Wirkungen des Alkoholverbots) ver­
hehlten keineswegs die zu überwindenden Schwierig­
keiten. betonten aber, daß eine überwältigende 
Mehrheit der Bevölkerung (vor allem die Volks­
schichten. die dieses Verbot geradezu als Arbeiter- 
schutzgcsctz empfinden) und drei Viertel des Par­
laments Anhänger des Verbots seien.

Was auf .dem Kongreß in Dorpat berichtet 
wurde, hat eine Reihe von Kongreßbesuchern, die 
nach Schluß der Tagung eine Slkdienfahrt durch 
Finnland unternahmen, durch eigenen Augenschein 
bestätigt gefunden. R. Krauit-.

Gebrechliche in Baden. Bei der vorläufigen 
Zählung der Gebrechlichen in Baden wurden nack 
den Badischen Wohlfahrtsblättern (Beilage zur 
Karlsruher Zeitung, Badischer Staatsanzeiger)
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1. Jahrgang Nr. 3 S. 17 f. einschließlich der An­
stallsinsassen 28 845 Gebrechliche gezählt. Hiervon 
sind 1368 blind. 2350 taubstumm oder ertaubt. 
14122 Krüppel, 9222 geistig gebrechlich; bei 1783 
ist das Gebrechen nicht angegeben.

Arbeitsfürsorge.
Sozialversicherung Erwerbsloser. Die Verord­

nung über Enverbslosenfürsorge vom 16. Februar 
1924 — RGBl. I S. 127 — regelt im 3. Abschnitt 
die Versorgung Erwerbsloser für den Krankheits­
fall. Keine Vorsorge ist jedoch in der Verordnung 
getroffen worden, um Erwerbslose von dem Ver­
lust ihrer Anwartschaften in der Invaliden- und 
Angestelltenoersicherung zu bewahren. Man hat 
wohl seinerzeit beim Erlaß der Verordnung damit 
gerechnet, daß die Arbeitslosigkeit, die sich nach 
Eintritt der Stabilisierung unserer Währung be­
merkbar machte, nur vorübergehender Natur wäre 
und es deshalb dem Arbeitnehmer möglich sein 
würde, der Versicherungspslicht in erforderlichem 
Maße nachzukommen.

Bei der dauernden Ungunst des Arbeitsmarktes 
rückt nun aber die Gefahr bedenklich näher, daß 
die Anwartschaft der Invalidenversicherung, di!e nach 
§ 1280 der RBO. erlischt, wenn während zweier 
Jahre nach dem auf der Quittungskarte verzeich-- 
neten Ausstellungstage weniger als 20 Wochen­
beiträge auf Grund der Versicherungspflicht oder 
der Weilerversicherung entrichtet worden sind, vielen 
Erwerbslosen verloren geht, wenn nicht rechtzeitig 
auf irgendeine Art und Weise, z. B. durch di!e 
Wohlfahrtsämter, die hierfür benötigten Beiträge 
dem Erwerbslosen bewilligt werden.

In der Angestelltenschaft ist dieser eintretende 
Verlust der Anwartschaft bei der großen Stellen­
losigkeit noch wahrscheinlicher, denn nach § 54 
Abs. 1 des Angestclltenversicherungsgesetzes erlischt 
hier die Anwartschaft dann, wenn nach dem Ka­
lenderjahre, in dem der 1. Beitragsmonat zurück­
gelegt worden ist, innerhalb der zunächstfiolgenden 
10 Kalenderjahre weniger als acht und nach dieser 
Zeit weniger als vier Beitragsmonate während 
eines Kalenderjahres zurllckgelogt worden sind.

Da nun auch die Tätigkeit bei Notstandsarbeitcn, 
die nach § 9 der Bestimmungen vom 30. April 1925 
— RGBl. I S. 53 — als Beschäftigung im Sinne 
der Reichsversicherung gilt, heute aus finanzielles 
Gründen ganz erheblich zurückgcgangen ist, so daß 
lange nicht mehr ln dem Maße, wie es erforderlick 
erscheint, die Möglichkeit besteht, Arbeitsl>ose wieder­
um zeitweise einer versicherungspflichtigen Beschäf­
tigung zuzuführen, so erscheint es notwendig, die 
Erhaltung , der Sozialversicherung für Erwerbslose 
durch eine reichsgesctzliche Regelung zu gewährleisten.

Beachtenswert ist, daß bereits der Freistaat 
Sachsen in diesem Sinne vorbildlich tätig geworden 
ist. denn dort muß der Vorsitzende des öffentlichen 
Arbeitsnachweises bei den Erwerbslosen nachprüsen. 
ob die Gefahr besteht, daß die Anwartsä>ast für 
die Rentenversicherung verloren geht. Besteht diese 
Besorgnis, dann muß,er rechtzeitig dem zuständigen 
Fürsorgcverband anregen, aus Fursorgemitteln die 
zur Erhaltung der Anwartschaft erforderliche An­
zahl von Beitragsmarken zu entrichten.

Bemerkt sei hierbei, daß der drohende Verlust 
der Anwartschaft auch vielfach bei tuberkulösen

Kranken die Durchführung eines Heilverfahrens 
schwierig macht, und letzten Endes muß dann dev 
Bezirksfürsorgcverband die gesamten Kosten des 
Heilverfahrens übernehmen: Da auch andererseits 
der Verlust der Rentenversicherung für die gemeind­
lichen Wohlfahrtsämter große finanzielle Belastun­
gen bringt, so ist -es für die Gemeinden eine ge­
wisse finanzielle Vorsicht, wenn sie durch Beitrags­
zahlung für Erwerbslose die Anwartschaft auf Ren­
tenversicherung aufrechterhalten.

Stadtrat vr. Lehmann, Liegnitz.

Keine Beitragsfreiheit der Beschäftigung mft 
häuslichen Dienstleistungen in einem der Auf­
nahme und Pflege von Wöchnerinnen gegen Ent­
gelt dienenden Wöchnerinnechheim in der Erwerbs­
losenfürsorge. Nach § 34 f. der Verordnung über 
Erwerbslosenfürsorge m der Fassung der Bekannt­
machung vom 16. Februar 1924 (Reichsgesetzblatt 
Teil l S. 127) haben die auf Grund der Reichs­
oersicherungsordnung für den Fall der Krankheit 
pflichtversicherten Arbeitnehmer und ihre Arbeit­
geber Beiträge zur Erwerbslosenfürsorge in der 
Form von Zuschlägen zu den Krankenkassenbeiträgen 
mit diesen zugleich zu entrichten. Im § 34 Abs. 4 
Nr. 2 der genannten Verordnung ist jedoch vor­
gesehen, daß bestimmte Beschäftigungen im Wege 
der Ausführungsverordnung für beitragsfrei erklärt 
werden können. Das ist im Art. 3 der Fünften 
Ausführungsverordnung zur Verordnung über Er- 
werbslosenfürforge in der Fassung vom 14. No­
vember 1924 (Reichsgesetzblatt Teil I S. 741) hin­
sichtlich der Beschäftigung in der Haus-, Land- und 
Forstwirtschaft, sofern der Arbeitnehmer zu den im 
§ 165, Abs. 1. Nr. 1 der Reichsversicherungsord­
nung bezeichnten Personen gehört und in die häus­
liche Gemeinschaft des Arbeitgebers ausgenommen ist 
(Hausgehilfen und ländliches Gesinde) geschehen. 
Durch die am 1. Februar 1926 in Kraft getretene 
Verordnung zur Aenderung der vorgenannten Aus­
führungsverordnung vom 18. Januar 1926 (Reichs­
gesetzblatt, Teil l. S. 91) ist der Art. 3 dahin ge­
ändert worden, daß beitragsfrei ist eine Beschäftig 
gung als Hausgehilfe oder ländliches Gesinde, so­
fern der Arbeitnehmer in die häusliche Gemein­
schaft des Arbettgebers ausgenommen ist. Durch 
diese Aenderung der Fassung ist eine sachliche 
Aenderung der Vorschrift nicht eingetreten; viel­
mehr ist die neue Fassung nur gewählt worden, um 
klarzustellen, daß sich diese Befreiungsvorschrist 
ausschließlich auf Hausgehilfen und ländliches Ge­
sinde beschränke, was bei der früheren Fassung der 
Vorschrift nicht überall richtig erkannt worden war 
(zu vgl. Weigert, Die Erwerbslosenfürsorge in der 
Wirtschaftskrise, Reichsarbcitsblatt 1926, nichtamt­
licher Teil. S. 57).

Für Wöchnerinnenheime wird es nun nicht ohne 
Bedeutung sein, ob das mit den häuslichen Dienst­
leistungen im Heim beschäftigte Personal zu den 
Hausgehilfen im Sinne der genannten Vorschrift zu 
rechnen und daher von der 'Beitragspflicht zur Er­
werbslosenfürsorge befreit ist. Das muß. soweit 
es sich um Wöchncrinnenheimc handelt, die der Auf­
nahme und Pflege von Wöchnerinnen gegen 
Entgelt dienen, verneint werden. Als Haus­
gehilfen in dem bezeichneten Sinne kommen im 
Hinblick auf die Umschreibung des Begriffs in der 
Verordnung vom 14. November 1924 nur Personen 
in Betracht, die in der Hauswirtschaft beschäftigt 
frnbt zu den im § 165, Abs. 1, Nr. 1 der Reichs- 
verstcherungsordnung bezeichneten Personen gehören, 
d. h. nicht eine Beschäftigung im Sinne des § 1
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Abs. 1 des Angestelltenversicherungsgesctzcs ausüben, 
und die in die häusliche Gemeinschaft des Ar­
beitgebers ausgenommen sind. Unter einer Be­
schäftigung in der Hauswirtschaft sind in Ueber- 
einstimmung mit dem Erlaß des Reichsarbeits­
ministers vom 23. Februar 1925 (Reichsarbeitsblatt 
1925, Amtl. Teil. <5. 128) alle Dienste zu verstehen, 
die geeignet sind, einen Haushalt in Gang zu 
halten: dabei ist als Haushalt nur eine nicht auf 
Erwerb gerichtete Lebensgemeinschaft anzusehen, 
wie sie sich hauptsächlich in der Familie verkörpert 
(übereinstimmend Iäger-Neuberger. Verordnung über 
Erwerbslosenfürsorge, 2. Auf!., S. 321). Ein der 
Aufnahme und Pflege von Wöchnerinnen gegen 
Entgelt dienendes Wöchnerinnenheim stellt aber 
keinen Haushalt in diesem Sinne dar, selbst wenn 
ts sich um ein Unternehmen, handelt, dessen Haupt- 
zweck nicht aus Erwerb, sondern auf karitative oder 
sonstige ideale Ziele gerichtet ist. Die zur Leistung 
häuslicher Dienste, wie Kochen, Reinigen von 
Zimmern und Wäsche, in einem solchen Heim an­
genommenen Personen sind deshalb, da sie diese 
Dienste nicht in einem Haushalt leisten, keine 
Hausgehilsen im Sinne des Art. 3 der oben be- 
zeichneten Verordnungen vom 14. November 1924 
und 18. Fanuar 1926.' Unerheblich ist dabei, ob die 
genannten häuslichen Dienste den in das Heim 
aufgenommenen Wöchnerinnen oder dem ständig dort 
untergebrachten Perwaltungs- und Pflegepersonal 
geleistet werden, falls nur der auf die entgeltliche 
Aufnahme und Pflege von Wöchnerinnen gerichtete 
Zweck des Heims die dauernde Bereitschaft des 
bezeichneten Personals und damit feine Unter­
bringung und Verpflegung in dem Heim selbst er­
fordert. Denn es handelt sich dann bei der Her­
stellung der Beköstigung für dieses Personal und 
bei'der Besorgung der von ihm bewohnten Zimmer 
um Arbeiten, die der Aufrechterhaltung eines ge­
ordneten Betriebes im Interesse der zur Pflege 
aufgcnommenen Personen dienen, und die deshalb 
auch als eine Beschäftigung in dem auf entgeltliche 
Wöchnerinnenpflege gerichteten Unternehmen des 
Heims anzusehen find.

Regierungsrat Dr. Bültmann, 
Ständiges Mitglied des Reichsversicherungsamts.

Strafgefangenenfürsorge.
Wir werden um Veröffentlichung 

folgenden Aufrufs gebeten:
Der in der sittlichen und sozialen Zurecht'ürin- 

gung gerichtlich Bestrafter tätige Oberdirektor» 
i. e. R. Grohmann in Zwickau. Reichsstr. 33, möchte 
alle diejenigen kennen lernen, deren letzte Bestra­
fung mit Gefängnis oder Zuchthaus nunmehr wenig­
stens zehn Jahre zurückliegt. Er will erforschen, 
auf welche Weise sie. aus eigener Kraft oder mit 
fremder Hilfe, erreicht haben, daß sie seitdem straf­
los geblieben sind, d. h. ein gesetzmäßiges Leben 
geführt haben. Gegebenenfalls sollen sie auch be­
raten werden, wie sie den Makel vollends aus 
ihrem Leben tilgen können. Es soll niemand damit 
zurückhaltcn, sich zu melden. Verschwiegenheit wird 
zugesichert. Es gilt festzustellcn. auf welchen Wegen 
Entgleiste wieder in Ordnung kommen, und auf 
diesen nun auch die Tausende, die alljährlich in 
Deutschland vor den Strafrichter kommen, zu 
führen. Bei der Meldung wolle man mit angebcn, 
ob man eine Unterredung wünscht und. wo diese 
stattfinden könnte, oder ob man nur brieflichen 
Verkehr will und, ob dann unter der eigenen 
Adresse oder einer anderen, nur postlagernd usm.

Man tappt auf dem Gebiete der Zurechtbrüiqmig 
Abwegiger noch stark im Dunkeln. Es soll Klar­
heit geschafft werden, und es sollen alle, die Herr 
über sich und die Verhältnisse geworden sind, an 
der Erlösung der noch leidenden Volksgenossen 
Mitarbeiten. Es wird um Verbreitung dieses Auf­
rufes gebeten.

Wohnungsfürsorge.
Wohnungs- und Siedlungswcfen. Dem Vor­

gehen anderer Länder (Württemberg, Baden und 
Thüringen) entsprechend ist nunmehr auch in 
Bayern durch Verordnung über Maßnahmen 
gegen Wohnungsmangel, über Mieterschutz und 
Mietzinsbildung eine Lockerung der Wohnungs- 
zwangswirtschast angeordnet und zugleich das Woh­
nungsmangelrecht umfassend neu geregelt worden.

Die neuen Bestimmungen gestatten zunächst auf 
den Fall des Freiwerdens die freie Vermietung 
der sog. „hochwertigen Wohnungen", d. h. der­
jenigen Wohnungen, deren Friedensmiete
in München.....................
in Nürnberg, Fürth und

Ludwigshafen.................
in Augsburg u. Würzburg 
in den übrigen Gemeinden 

mit mehr als 10000 Ein-
wohnern.........................

in den kleineren Gemeinden

den Betrag v. M. 3600 

. . „ „ 2400
„ « n .. 2100

„ . „ 1800
- „ » 1200

übersteigt; soweit Mietverhältnisse über solche Woh­
nungen nach dem 31. August 1926 neu begründet 
werden, sind sie auch vom Mieterschutz und von 
der gesetzlichen Mietpreisbildung befrett. Des wei­
teren sind Mietverhältnisse über geschäftlich oder 
gewerblich benutzte Räume, die nach dem angege­
benen Tage neu begründet werden, von den Vor­
schriften über Mieterschutz und Mielzinsbildung aus­
genommen. sofern ihre Iahresfriedensmieten die ge­
nannten Mietsätze übersteigen.

Bei Untcrmietverhältnisscn hat bereits das neue 
Mieterschutzgesetz (s. d. Iulinummer unserer Zeitschrift 
S. 200) eine erhebliche Lockerung des Mieterschutzes 
gebracht: dem Mieterschutz unterliegen ab 1. Juli 
1926 nur noch solche Untermietverhallnisse, die sich 
ausschließlich auf Wohnraum beziehen, in denen 
der Untermieter eine eigene Wirtschaft oder Haus­
haltung führt. Nur in gleichem Umfange sollen 
künftig auch die Bestimmungen über die Mietpreis­
bildung erhalten bleiben. Hat jedoch der Ver­
mieter nach dem 31. August 1926 Räume vor deren 
Beschlagnahme . freiwillig untervermietet, so sind 
diese Räume auch dann vom Mieterschutz und von 
der Mietzinsbildung befreit, wenn sie sich ausschließ­
lich auf Wohnraum mit eigener Wirtschaft oder 
Haushaltung erstrecken.

Auf dem Gebiete des Wohnungsmangclrechts 
wurde insbesondere die Beschlagnahme von Räu­
men und Ncbcnräumen zu großer Wohnungen 
(Zwangsrationicrung), wenn auch nicht völlig auf­
gehoben. so doch insofern erheblich eingeschränkt, 
als zu deren Wirksamkeit jetzt grundsätzlich die 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde gefordert wird 
und eine Beschlagnahme künftighin'nur noch zur 
Unterbringung von Wohnungsuchcndcn mit eigener 
Wirtschaft oder Haushaltung zulässig ist. Das Bc- 
schwcrdcverfahren ist durch Einführung einer Rechts­
beschwerde gegen die Verfügungen der Bcschwcrde»- 
stellcn, Mieteinigungsämter und Bezirksämter neu 
gestaltet worden: die Einführung der Rechtsbeschwerde 
schließt in Zukunft die Erhebung einer weiteren 
Aufsichtsbeschwerde aus.
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Es wird darauf hingewiesen, daß nach dem 
neuen § 49 a des Mieterschutzgesetzes sich wegen 
Wuchers mit Räumen strafbar macht, wer für die 
mietweise oder auf Grund eines sonstigen Rechts­
verhältnisses erfolgende Ueberlassung von Räumen, 
oder im Zusammenhänge damit für sich oder eitren 
anderen einen Mietzins oder eine sonstige Vergü­
tung fordert, annimmt oder sich versprechen läßt, 
die unter Berücksichtigung der gesamten Verhält­
nisse als unangemessen anzusehen sind. Für den. 
Fall, daß sich solche oder andere Unzuträglichkeiten' 
ergeben, ist der jederzeitige Widerruf der Verord­
nung über Mieterschutz und Mtetzinsbitdung aus­
drücklich Vorbehalten.

Das Verbot der Umwandlung von Wohnräumen 
in Geschäftsräume bleibt auch hinsichtlich der frei­
gegebenen hochwertigen Wohnräume aufrechterhallen.

Auf dem Gebiete des Wohnungsbauprogrammes 
ist nunmehr die seitens des Reichs erforderliche 
Tätigkeit abgeschlossen. Auch die preußische Re­
gierung hat der Durchführung des zusätzlichen Bau­
programms zugesprochen.

Das Reich gewährt denjenigen Ländern, die wie 
Preußen und eine ganze Reihe anderer Länder mit' 
Rücksicht auf die Arbeitslosigkeit im Baugewerbe 
der Anregung des Reichsarbcitsministeriums fol­
gend, neben dem ordentlichen Iahresbauprogramrn 
ein zusätzliches Bauprogramm durchzuführen beab­
sichtigen, sofort vorschußweise die zur Aufnahme 
der Arbeiten erforderlichen Mittel. Diese Mittel 
werden dann von den Ländern, sei es aus der Haus­
zinssteuer. sei es durch Anleihen, im Laufe des 
Jahres aufgebracht. Die Beschaffung der ersten 
Hypotheken ist auf Grund von Verhandlungen des 
Reichs mit den Realkreditinstttuten ebenfalls sicher- 
gestellt. So ist eine erhebliche Förderung des Woh­
nungsbaues für dieses Jahr erzielt. Das Reich hat 
durch Gewährung von 200 Millionen für Zwischen­
kredite auf erste Hypotheken im Anfang des Jahres 
die Beschaffung der Baugelder und der ersten Hypo­
theken erleichtert und die Senkung des Zinsfußes 
gcfördett. Während im vergangenen Jahre für. 
erste Hypotheken noch bis zu 15% Zinsen zu zahlen, 
waren, stehen jetzt bei, den Hypothekenbanken solche 
zu 91/0% und bei den Sparkassen auch noch zu. 
billigerem Zinsfuß zur Verfügung. Die Zinsen 
für das Baugcld selbst betragen 71/4%. Dringend 
erwünscht ist es allerdings, daß auch dieser Zins­
betrag noch erheblich gesenkt wird. Der Zinsfuß 
von annähernd 10% bedeutet eine Verdoppelung 
des Fricdenszinsfußes. Dies erscheint weder vom 
Standpunkte des Kapitalmarktes, noch von dem 
der allgemeinen Wirtschaft gerechtfertigt. Die neuen 
Ausweise über die Entwicklung des Absatzes von 
Hypothckenpfandbriefen ergeben eine unerwartet 
starke Nachfrage nach dieser Form der Kapital­
anlage. Bedauerlich ist es vor allem, daß die. 
Vergütung für den Vertrieb der Pfandbriefe von | 
den Banken neuerdings wieder auf 3% gesteigert . 
worden ist. I

Vom Standpunkte der allgemeinen Wittschaft 
wie von dem einer gesunden Mietpreisbildung muß 
mit allen Kräften auf die Senkung derattiger Kosten 
und Zinsen gedrängt werden. Das grundsätzliche 
Bauprogramm ermöglicht für das ganze Reich die 
Herstellung von etwa 20 000 Wohnungen über das 
Fahresbauprogramm hinaus. Dadurch kann die 
Beschäftigungslosigkeit der Bauarbeiter immerhin 
wesentlich vermindert werden. Einzelne Länder 
haben bereits die Finanzierung des zusätzlichen Bau- 
Programms teilweise sogar in Verbindung mit einem 
einheitlichen Bauprogrämm für 1927 durchgeführt.

Es muß deshalb ermattet werden, daß überall, wo 
in Kreisen der Bauarbeiter noch Erwerbslosigkeit! 
besteht, die Durchführung eines zusätzlichen Bau­
programms umgehend in Angriff genommen wird, 
und daß die erforderlichen Mittel beim Reich baldigst 
abgerufen werden. vr. Nadel, Berlin.

Sozialversicherung.
Vorläufige Ergebnisse der Krankenkassen­

statistik für 1925. Das Stat. Rcichsamt ver­
öffentlicht in seiner Zeitschrift Wittschaft und Sta­
tistik soeben die vorläufigen Ergebnisse der Kranken­
kassenstatistik für 1925, der die Nachweisungcn' von 
vier Fünfteln der reichsgesetzlichen Krankenkassen 
zugrunde liegen. Der Krankheitsstand war im Be­
richtsjahr noch ungünstiger als 1924, so daß sich 
die Zahl der Krankheilstage mit Krankengeld um 
15"/o erhöht hat. Am ungünstigsten liegen m dieser 
Beziehung die Dinge bei den Ottskrankenkassen. die 
in Krisenzeiten die Hauptlast zu tragen haben, da 
bei ihnen die unterstützten Erwerbslosen versichett 
sind. Die Mitgliederzahlen sind infolge der durch­
schnittlich geringeren Erwerbsloscnzahlen im größe­
ren Teil des Berichtsjahrs etwas gestiegen. Einzel­
heiten gehen aus folgender Aufstellung hervor:

Auf 1 Mitglied kamen

Ortskrankenkassen
1925 I 74,78 I 66,23 l 73,87 >12,45 122,591 0,52112,81
1924 I 61,49 | 53,831 59.67 >11,14 >14,80 > 0,42110,67

Landkrankenkassen
1925 I 34,92 | 33,651 34,151 8,93 | 4,671 0,31 I 7,06
1924 | 26,63 | 25,71 | 26,41 | 7,62 | 3,21 | 0,271 5,94

Detriebökrankenkassen
1925 1103,03 | 92,201101,32 >18.65 >34,51 I 0,62114,79
1924 | 81,51 | 75,26 | 81,79 117,30 |27,361 0,56114,54

Innungskrankenkassen
1925 I 78,80 | 70,41 I 77,63 >12,04 >25,08 I 0,51111,50
1924 I 72,15 | 63,92 | 68,16 >11,11 |18,161 0,43110,04

Sämtliche Krankenkassen
1925 I 75,71 | 67,551 74,65 >13,21 >22,88 I 0,52 I 12,51
1924 | 61,47 | 54.85 1 60,19 >11,90 >15,91 | 0,43110,84

DetrieböwohlfahrtSpflege.
Aus dem Tagebuch eines Betriebsrats. Hrsg. vom 

Deutschen Textilarbeiterverband. Berlin 1925, 
Verlag Textil-Praxis. 96 S.

Das von dem Betriebsratsvorsitzendcn einer 
großen sächsischen Textilfabrik nach einjähriger Tätig- 
keil verfaßte Tagebuch zieht am Schluß in einer Aus­
einandersetzung mit der kommunistischen Minderl-eit 
des Betriebes eine knappe Bilanz der Jahresarbeit, 
aus der wir folgende Punkte kurz herausgreifen:
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„Wir haben für die Transmissions- und Ma-- 
schinenhausöler im Mai 1924 eine bessere Bezah­
lung erreicht."

(Folgt eine große Reihe solcher Erfolge in der 
Lohnpolitik.)

„Die alten Dämpfapparate sind beseitigt..."
„Das Bad, das leider immer noch von einigen 

Gästen verunreinigt wird, (st renoviert worden. Die 
Luftreinigung wurde verbessert. An einigen Ma­
schinen wurden technische Differenzen festgestellt, dip 
finanziell zum Nachteil der Arbeiter waren. Dampf­
heizungsverbesserung in der Spinnerei erreiäst. Be­
schaffung von Arbeitskleidung für einige Aribeiter- 
kategorien durchgesetzt. Durch alte Kaffeebrühein­
richtung verursachte Unfälle durch Neuaufstelhung 
eines Brühapparates vermieden. Abortneubau in 
der Werkstatt. Verschiedentlich schwere Handarbeit 
durch Aufstellung elektrischer Maschinen erleichtert. 
Lichtverhältnisse im Betrieb verbessert. Erholungs­
heim kontrolliert. Spiele für die Fugendlichen zur 
Beschäftigung in den Pausen angeschafst. Fenster- 
vorhänge gekauft gegen unbequeme Sonnenwirkung. 
Beförderung von Arbeitern zu Meistern erreicht. 
Aufstellung von Tragbahren für Unglücksfälle. Der 
Direktion die Lieferung von Hemdenbarchent empfoh­
len. Fahrradschuppen gebaut. Maschinensicherheits­
maßnahmen. Bau eines Speisesaals. Vergrößerung 
des Kindergartens, Gratisoerteilung von Milch für 
die Kinder. Garderobenschränke in Arbeit gegeben."

Dazu komMt eine Fülle produktionstechnischer 
und lohnpokktischer Arbeit. Diese Zusammenfassung 
der Betriebsratstätigkeit ist zugleich gewissermaßen 
ein kurzes Inhaltsverzeichnis des Buches. Die 
ganze Schrift ist in diesem trockenen, sachlichen Ton 
geschrieben, und dock ist seit langem kaum oitr 
Interessanteres Buch aus dem Gebiet der Betriebs- 
polftik erschienen als dieses Heftchen. In einer 
ausführlichen Würdigung des Tagebuchs in der 
„Arbeit"*) habe ich die Bedeutung des Buches für 
Theori.e und Praxis des Betriebsräte- 
problems gekennzeichnet: hier soll auf seine Be­
deutung für dse Betriebswohlfahrts- 
politik eingegangen werden, die. wenn auch in­
direkt, einen der Hauptgegenstünde der Arbeit bildet. 
In jener Besprechung in der „Arbeit" war des 
näheren dargclegt worden, daß und warum die vom 
Verfasser selbst empfundene und ausgesprochene Be­
vorzugung der soz'ialcn vor den wirtschaft­
lichen Aufgaben des Betriebsrats, die aus dev 
eingangs zitierten Zusammenstellung deutlich l>er- 
vorgeht, notwendig und möglich war. 'Wie sich 
diese auf das Soziale gerichtete Einstellung, dia 
von außerhalb des einzelnen Betriebs liegenden 
politischen und wirtschaftspolitischen Machtfaktorcn 
abhängt, 'i,n Zukunft gestalten wird, ist noch nicht 
abzusehen.- sei es. daß die Durchführung einer 
hoffentlich bald allgemein als notwendig anerkann­
ten Bettiebswohlfahrtspolitik weiter besonderen In­
stanzen verbleibt wie bisher (Fabrikpflegerin. Werks- 
politiker, Sozialsekretäri die in der Praxis heute 
häufig neu geschaffen werden müßten), sei es. daß 
sie ein wesentliches Tätigkeitsfeld der Betriebsräte 
bilden wird. Im letzteren Falle wäre allerdings

*) 1926 Seite 8.

eine weit umfassendere Schulung auf diesem Ge­
biet notwendig, als sie bisher besonders bei den 
weiblichen Betriebsräten zu finden war.

In jedem Falle erhellt aber aus der zunächst 
so kunterbunt anmutenden Aufgabenfülle, die der 
Betriebsrat zu bewältigen hatte, daß eine scharfe 
Scheidung der rein sozialen, fürsorgerischen von den 
produktionstechnischen Maßnahmen die künftige 
Struktur einer erfolgreichen Betriebswohlfahrts­
politik bestimmen muß. Der Betriebsrat mußte sich 
'in dem vorliegenden Fall?, wie er selbst klagt, 
genau so oft als „Mädchen für alles" benutzen 
lassen wie die Fabrikpflegerin. Es liegt dann die 
Gefahr der völligen Abdrängung auf düs rein für­
sorgerische Gebiet vor, dessen Wichtigkeit keines­
falls unterschätzt werden soll, das aber entweder, 
wie der heutige Stand der Fabrikpflege immer 
deutlicher zeigt, der allgemeinen, kommunalen oder 
sonstigen Wohlfahrtspolitik zufällt oder speziellen 
Instanzen, wie das in großen Betrieben bereits 
durch die selbständige Organisation von Kranken­
kassenwesen, Erholungseinrichtungen, Iugendlichen- 
fürsorge, Bildungswesen usw. geschieht. Der mehr 
oder weniger direkte Einfluß dieser Einrichtungen 
auf Arbeitsfr.eudigkeit und Produktionsertrag soll 
damit natürlich nicht verkannt werden.

Die im Rahmen des einzelnen Betriebs wich­
tigste Seite der Betriebswohlfahrtspflege im Sinne 
neuzeitlicher Werkspolitik ist diejenige, die un­
mittelbar mit der Stellung des Menschen als Pro­
duktionsfaktor zusammenhängt, die den Arbeiter bei 
der Arbeit, in der Fabrik, am Arbeitsplatz selbst 
ersaßt. Der obige Rechenschaftsbericht unseres Be­
triebsrats zeigt eine theoretisch fast vollständige 
Aufzählung dieser Aufgaben, die sich in der Praxis 
dem jeweiligen Mcnschenmaterial und der jeweiligen 
Arbeit entsprechend ganz individuell gestalten. Ge­
sunde Arbettsbedingungcn, zweckmäßige Lohnpolitik 
in Ergänzung der tariflichen Abmachungen, 'Stel­
lung des richtigen Menschen an den richtigen Platz 
(das Tagebuch berichtet von vielen unter Mitwirkung 
des Betriebsrats vorgenommenen Versetzungen), An­
passung des Produktionsapparaies an die Bedürf­
nisse des Arbeiters. Pausenregelung, zweckmäßige 
Schulung usw. schließen sich zusammen zu einem 
Aufgabengebiet, das dann kaum noch als Wohl- 
fahttspolitik bezeichnet werden kann, sondern ge­
wissermaßen eine spezielle Produktionspolitik in 
Ergänzung der allgemein volkswirtschaftlichen dar- 
stellt. Das Tagebuch bringt verschiedene Beweise 
für die privatwirtschaftliche Rentabilität einer sol­
chen Arbeitspolitik, die der Leser in dem fesselnden 
Merkchen selber Nachlesen möge.,

Man muß dem Tagebuch weit über die Kreise 
der Arbeiter- und Bctriebsrätcbewegung hinaus die 
größte Verbreitung wünschen.

Margarete Kaiser-Harnisch.

Berichtigung. Auf Seite 256 der Augustnmmmer 
1926 dieser Zeitschrift ist in dem Referat: Best­
gestaltung der menschlichen Arbeit im 
Betriebe un dritten Absatz versehentlich die sechste 
Reihe mit folgendem Text fortgefallen: „in ganz 
besonderer Weise fühlbar auf der 
Tagung der Internationalen Bereinigung für Best­
gestaltung der Arbeit in Betrieben."
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Rechtsprechung des Bundesamts für das Heimatwesen.
Der Bayerische Berwaltungsgerichtshof hält 

die Einrichtung von Ortsfürsorgeoerbänden für die 
Armenfürsorge in Bayern nach Reichsrecht für zu­
lässig und bejaht daher ihre Parteifähigkeit im 
Fürsorgestreitverfahren. Das Bundesamt verbleibt 
gleichwohl bei seiner abweichenden Rechtsprechung 
und verneint nach wie vor die Parteifähigkeit von 
Bezirksfürsorgeverbänden, die nicht sämtliche Auf­
gaben der öffentlichen Fürsorge zu erfüllen Habens. 

(Urteil des Bundesamts für das Heimatwesen 
vom 28. Juni 1926, BFV. Stadt Darm­
stadt gegen bayerischen Bezirksfürsorgever­
band Gemeinde Rüßdorf am Inn — Ber.

L. Rr. 170. 26 —.)
Gründe:

Die Berufung des Klägers gegen die Entschei- 
düng des Bayerischen Bezirksamts Rosenheim vom 
16. März 1926 konnte keinen Erfolg haben, weit 
der beklagte bayerische „Ortsfürsorgeverband Nuß­
dorf" der Passt ilegitimation im fürsorgerechtlichen 
Bermaltungsstreitoerfahren entbehrt.

Das Bundesamt hat sich in dem Urteil vom 
7. November 1925 (Bd. 62, S. 101)-) mit ausführ- 
licher Begründung dahin ausgesprochen, das die 
Schaffung verschiedenartiger Bezrrksfürsorgeverbände 
für die verschiedenen in § 1 der Fürsorgeverordnung 
bezeichneten Arten der öffentlichen Fürsorge durch 
die Ausführungsvorschriften einzelner Länder nicht 
im Einklang mit dem Reichsrccht stehe und daß der­
artige Verbände der Aktiv- und Passivlegitimation 
im fürsorgercchtlichen Bcrwaltungsstreitverfahren ent­
behren. Wenn dieses Urteil auch besonders nur 
die Württembergische Ausführungsverordnung be­
trifft, so berührt es doch auch das Bayerische Recht. 
In dem im 63. Bande S. 42 abgedruckten Urteil 
vom 18. Januar 1926 i. S. Zwickau •/. Watters­
dorfs) hat das Bundesamt demnächst ausdrücklich 
ausgesprochen, daß in Bayern die Bezirke und die 
nicht kreisunmittelbaren Gemeinden (sog. „Orts- 
fürsorgcverbände") keine Fürsorgeverbände im Sinne 
des Reichsreästs seien. Nach einem ferneren Ur­
teil vom 27. Februar 1926 i. S. Uebcrlingen •/. Ha­
meln (Bd. 63, 103)9 widersprechen in Baden die 
§8 1 Abs. 2. 22 der AB. vom 29. März 1924 
dem Reichsrecht,- nur verbandsfreie Städte sind Für-

9 Auf dieses Urteil fei besonders hingewiesen. 
Mit Rücksicht darauf, daß der Bayerische Verwal- 
tungsgerichtshof für feine von der Auffassung des 
Bundesamtes abweichende Rechtsprechung inzwischen 
in dem Urteil vom 18. Mai 1926 (BFB. München- 
Stadt gegen Ortsfürsorgeverband Partenkirchen — 
Nr. 42 III/26 —) eine ausführliche Begründung 
gegeben und sich hierbei mit den Gründen der Recht­
sprechung des Bundesamtes eingehend auseinander- 
gesetzt hat. nimmt auch das Bundesamt zu der 
Frage der reichsrechtlichcn Zulässigkeit besonderer 
Bezirksfürsorgcvcrbünde für die Armenfürsorge in 
dem obigen Urteil erneut Stellung. Es widerlegt 
seinerseits in eingehenden Ausführungen die Stel­
lungnahme des Bayerischen Verwaltungsgervchts- 
hofes und stützt seine Rechtsprechung durch eine Reihe 
neuer bedeutsamer Gründe. Das Urteil des Baye­
rischen Verwaltungsgerichtshofes vom 18. Mai 1926 
ist in der Zeitschrift für das Heimatwesen 1926 
Spalte 391 auszugsweise abgedruckt.

9 I. Iahrg. dieser Zeitschrift S. 516.
9 I. Iahrg. dieser Zeitschrift S. 565.
9 Lfd. Iahrg. dieser Zeitschrift S. 97.

sorgeverbände im Sinne der Fürsorgepflichtverord­
nung. Für Oldenburg sind nach den im 63. Bande 
S. 37 und 519 abgedruckten Urteilen in denLandes- 
teilen Lübeck und Oldenburg keine oem Reichsrecht 
entsprechenden Bezirksfürsorgeoerbände vorhanden, 
wohl aber in dem Landesteil Birkenfeld.

Die Stellungnahme des Bundes­
amts hat. soweit bekannt geworden ist, in der 
Fachliteratur und in den Fach Vereini­
gungen Zustimmung gefunden (vgl. den 
Nachrichtendienst des Deutschen Vereins für öffent­
liche und private Fürsorge, VH. Jahrgang. Nr. 1, 
S. 4 Nr. 4 S. 80. ferner Regierungsrat Turban. 
Konstanz. Zeitschrift für das Heimatwesen. 31. Jahr­
gang, Spalte 215 ff.. Geiger, Bayer. Gemeindc- 
und Vermallungszeitung 1924 Sp. 261 und 1926 
Sp. 245, R u tz. Blätter für öffentliche Fürsorge
1924 S. 69. H i l b l e. Bayer. Verwaltungsblätter
1925 S. 129, Riß. Blätter für öffentliche Für­
sorge 1924, S. 43. 1926 S. 23. Diefenbach. 
Zeitschrift für das Heimatwesen 1924 S. 520). A u ck 
der Bayerische Städtebund hat wie­
derholt mit einstimmigem Beschluß die 
Aufhebung derOrtsfürsorgeverbände 
gefordert (Bayer. Berwaltungsbl. 1925 S. 1351. 
Inzwischen hat sich jedoch der Bayerische Berwal- 
tungsgerichtshof in einem Urteil vom 18. Mai 1926 
i. S. des Bezirksfürsorgeverbandes München-Stadt 
gegen den Ortsfürsorgeverband Partenkirchen 
(Nr. 42 III/26) im entgegengesetzten Sinne ausge» 
sprochen. Der Verwaltungsgerichtshof bezieht sich 
für seine Stellungnahme Im wesentlichen auf ein 
von ihm unter dem 9. März 1925 an das Baycrißchg 
Staatsministerium des Innern erstattetes Gutachten, 
das bereits in der grundlegenden Entscheidung des 
Bundesamts im 62. Bande S. 101 fg. seine Würdi­
gung und Widerlegung gesunden hat.

Es sei demgegenüber noch einmal heroorgehoben, 
daß die Ausführungsvorschristen Bayerns und der 
übrigen oben erwähnten Länder im Endergebnis 
darauf hinauslaufen. die bisherigen Armenverbände, 
wenn auch unter anderer Bezeichnung („Ortsfür- 
sorgeverbände") über den 1. April 1924 hinaus auf- 
rechtzuerhalten. Denn darauf kommt es hinaus, 
wenn für die Armenfürsorge. zumeist auch für die 
dem alten Armcnrecht angehörende Fürsorge für 
hilfsbedürftige Minderjährige, besondere Bezirks- 
fürsorgeoerbünde geschaffen werden, während di« 
sogenannte gehobene Fürsorge ,im übrigen anderen 
Rechtsträgern als Bczirksfürsorgeverbanden über­
tragen worden ist. Das aber gerade h>at 
drc Fürsorgeverordnung ausschließen 
wollen, sie kennt eine Trennung des Aufgaben­
kreises der öffentlichen Fürsorge ausdrücklich nur 
zwischen Landes- und Bezirksfürsorgeverbänden, 
nicht aber zwischen Bezirksfürsorgeverbänden ver­
schiedener Art. Die Bezugnahme des Verwaltungs- 
gerichtshofs auf § 2 Abs. 3 FV. trifft nicht zu. 
Es heißt dort: „Das Land kann zu Bezrrksfürsorge- 
verbändcn Gemeinden oder Gemerndeverbände er­
klären oder besondere Fürsorgcvcrbände bilden und 
ihre Einrichtung bestimmen." Es können danach 
als Bezirksfllrsorgcverbünde für denselben 
örtlichen Bereich nur wahlweise einerseits 
Gemeinden oder Gemeindeverbände oder anderseits 
besonders zu bildende Fürforgeverbände bestimmt 
werden. Die Auffassung des Bayerischen Berwal- 
tungsgerichtshofs, aus der Entstehungsgeschichte der

9 l. Iahrg. dieser Zeitschrift S. 566.
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Fürsorgeverordnung sei zu entnehmen, daß die Län­
der nicht gehindert seien, verschiedene Arten von 
Bezirksfürsorgeoerbänden für die verschiedenen Auf­
gaben der Fürsorge zu schaffen, ist von dem Bun­
desamt in dem Bd. 62, S. 101 f& abgedrucktesr 
Urteile auf Grund von Auskünften der zuständigen 
Reichsminister mit ausführlicher Begründung abge­
lehnt worden. Daß die Vertreter einzelner Länder 
eine abweichende Auffassung gehabt haben, ist nicht 
ausschlaggebend. Ebensowenig kann der Umstand, 
daß der Vertreter des Reichsministers des Innern 
bei der Besprechung am 18. Zanuar 1924 erklärt 
hat, er halte die Schaffung leistungsfähiger 
Armenoerbände füp notwendig, zugunsten der 
Auffassung des Bayerischen VerwaltungSigerichts--' 
Hofs verwertet werden. Sofern man aus dieser 
Erklärung überhaupt auf den Willen des Gesetz­
gebers. d. h. der zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
ermächtigten Reichsregierung (vgl. Ermächtigungs­
gesetz vom 8. Dezember 1923. Reichsgesetzbl. I. 
S. 1179), schließen will, so geht jedenfalls die 
Schlußfolgerung des Bayerischen Berwaltunigs- 
gerichtsyofs fehl, daß der Gebrauch des Wortes 
„Armenverbände" ein grundsätzliches Einverständnis 
mijt der Schaffung besonderer Bezirksfürsorgever­
bände für Armensürsorge bedeutest habe. Nach 
Auffassung des Bundesamts ist durch 
diie Erklärung des Vertreters b c»s 
ReichsMinisters des Innern vielmehr 
lediglich zum Ausdruck gebracht wor­
den. daß die Mißstände der damaligen, 
Armenfürsorge, soweit sie Ihre Ur­
sache in der Leistungsschwächeder klei­
nen Gemeinden als Ortsarmenver­
bände hätten, durch Schaffung lei - 
stungsfähiger Träger der künftigen 
Armenfürsorge zu beseitigen seien. 
Die Erklärung spricht demnach gegen 
die Auffassung des Bayerischen Ver - 
waltungsgerichtshofs.

Es sei aber noch ausdrücklich darauf hingewiesen, 
daß die Auffasftmg des Verwaltungsgerichtshofs zu 
verschiedenen Mißständen und Ünzulräglichkeiten 
führen müßte, die dem ausgesprochenen Zwecke der 
Fürsorgeverordnung zuwiderlaufen.

Die unterschiedslose Bestimmung aller Gemein­
den, auch der kleinsten, zu Bezirksfürsorgeven- 
bänden kann nach Schaffung der endgültigen Für- 
sorgepflicht des Bezirksfürsorgeoerbandes des ge­
wöhnlichen Aufenthalts zu einer schweren Be­
lastung eines solchen Bezirksfürsorgc- 
verbandes führen, die er zu tragen nicht im­
stande ist«). In dem oben angczogenen Aufsatz 
von Rcgierungsrat Turban ist ein derartiger Fall 
aus der badischen Praxis erwähnt. Die Möglichkeit, 
von einem größeren Perbande einen Kostenzuschuß 
zu erhalten, schafft kein genügendes Gewicht gegen 
den unter diesen Umständen für kleine Verbünde 
bestehenden Anreiz zur Abschiebung Hilfsbedürf­
tiger. Ferner hat die Erfahrung gezeigt, daß das 
heutige Fürsorgerecht eine umfassende Kenntnis auch 
verwandter Gebiete erfordert, welche die Vorsteher 
kleiner Verbünde und Gemeinden in der Regel nicht 
besitzen, vornehm! i d) aber sind diese

«) Dies zeigt sich besonders auf dem Gebiete 
der Flüchtlingsfürsorge. Vielfach sind die bayerischen 
Ortsfürsorgcverbände trotz Uebernahme von zwei 
Dritteln der Kosten durch Kreis und Staat nicht im- 
stände, das restliche Drittel der Kosten der Fürsorge 
für die ihnen zugewiesenen Lagerflüchtlinge auf­
zubringen.

häufig nicht in der Lage, die vielfach 
schwierige Frage der endgültigen Für­
sorgepflicht zutreffend zu beurteilen. 
Die Folgen sind mit vielem Schreib­
werk verbundene Auseinandersetzun­
gen und Prozesse mit anderen Ver­
bänden, die das durch die FürsorHe- 
oerordnung in erster Linie erstrebte 
Ziel, die öffentliche Fürsorge von un­
nötiger Verwaltungsarbeit zu be­
freien. ernstlich gefährden. Vor allem 
besteht aber auch für die Hilfsbedürftigen selbst keine 
einheitliche Stelle, an die sie sich wenden können: 
je nachdem Armenpflege oder gehobene Fürsorge 
(z. B. Kleinrentnerfürsorge) für sie in Betracht 
kommt, sind verschiedene Rechtsträger zuständig. Die 
Grenzen der verschiedenen Arten der Fürsorge liegen 
keineswegs immer klar: auch der bayerische Verwal­
tungsgerichtshof hat sich z. B. in einem Urteil vom 
9. November 1925 (Nr. 52 lll/25) über die Grenzen 
der Kleinrentnerfürsorge aussprechen müssen. E s 
b e steht deshalb dieGefa'hr, daß Hilfs- 
bedürftige von einer Stelle zur ande­
ren gewiesen werden. Das zu vermei­
den. ist aber der ausschließliche Zweck 
des §7 Abs. 1 FV., wonach jederDeutscke 
von dem Bezirksfürsorgieverdand 
leines tatsächlichen Äufent ha l 1 s vor­
läufig zu unterstützen ist. Gerade 
diese Vorschrift zeigt völlig ein­
deutig, daß nach dem System bas 
Reichsfürsorgerecht für denselben ört­
lichen Bereich nur ein zur sofortigen 
Hilfe verpflicht et er Verband in Frage 
kommen kann. Diese Regelung ist eine Not­
wendigkeit, die auf der aus sozialen Erwägungen 
gebotenen Rücksichtnahme auf die Interessen der 
hilfesuchenden Bevölkerung beruht, die schon das 
alte Recht (§ 28 UWG.) kannte und die dem neuen 
Rechte unter allen Umständen erhalben bleiben muß.

Es besteht aber weiterhin auch die Möglich­
keit, daß Zuständigkeitsstreitigkeilen zwischen den 
verschiedenen Arten der Bezirksfürsorgeverbände ent­
stehen, wenn solche auch bis jetzt noch nicht zur Ent­
scheidung des Bayerischen Perwaltungsgcrichtshofs 
gelangt sind. Ferner wird es für außerbayerifche 
Verbände nicht leicht sein, den nach bayerischem 
Rechte für einen Unterstützungsfall zuständigen Ver­
band herauszufinden. Es sei auch darauf hin­
gewiesen, daß sich z. B. nach badischem Rechte 
sogar Zweifel über die Zuständigkeilt der Berwal- 
tungsgerichte für die verschiedenen Fürsorgezweige 
ergeben haben (vgl. v. Babo. Die Zuständigkeit 
der badischen Berwaltungsgerichte in Streitigkeiten 
der Fürsorgeoerbände, Z. f. H. 1925, S. 371, Urteil 
des Badischen BerwGH. vom 17. Februar 1925, 
Zeitschrift für bad. Verwaltung und Vcrwaltungs- 
rechtspflege 1925, S. 44).

Das Bundesamt hat darauf hingewiesen. daß 
dem Wunsche, die Durchführung der 
Armenfürsorge möglich st den örtlich 
den Hilfsbedürftigen am nächsten lie­
genden Stellen zu übertragen, durch 
die in §3 FV. zugelassene Uebertra- 
gung der Fürsorge an diese Stellen 
genügt werden könne. Eine derartige Uebcr- 
tragung hat z. B. in Preußen, Sachsen. Thüringen, 
Hessen und anderen Ländern stattgefunden, ohne daß 
sich daraus Mißstände ergeben hätten. Die Befürch­
tung. daß die Bezirksfürsorgcverbände dann Rechts- 
streitigkciten zu führen haben würden, über die sie 
nicht unterrichtet seien, besteht nicht, oder es kann
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dieser Sorge dadurch begegnet werden, daß den Vor­
stehern der beauftragten Gemeinden Prozeßvollmacht 
erteilt wird. Die Rechtsfragen werden dabei zu­
meist besser und einheitlicher von den Organen des 
Bezirksfürsorgeverbandes selbst beurteilt werden 
können. Die weiter ausgesprochene Befürchtung, daß 
durch eine solche Regelung die Durchführung der 
Armenfürsorge ..außerordentlich erschwert würde", 
ist nicht begründet. Es kann im Gegenteil 
nur von wohltätigem Einfluß für die 
Armenpflege fein, wenn ihre Pfleg« 
linge von denselben Stell en betreut 
werden, wie die Pfleglinge der ge­
hobenen Fürsorge. Dies ist auch die Absicht 
der Fürsorgcoerordnung gewesen, die in § 3 Abs. 1 
Halbsatz 2 der Fürsorgeverordnung klar zum Aus­
druck gebraäst ist. Die angebliche Schwierigkeit 
der Auseinandersetzung zwischen den Bezirksfürsorge­
verbänden und den mit der Durchführung der Für­
sorge betrauten Stellen kann kein Grund sein, von 
einer im Interesse der Hilfsbedürftigen von dem Ge­
setzgeber gewollten Regelung der Fürsorgepfliäst 
abzuweichen. Diese Schwierigkeiten sind überdies 
in den in Betracht kommenden Ländern ohne allzu- 
große Weiterungen überwunden worden. Wenn zu­
weilen die Meinung vertreten wird, die Sä)affung 
besonderer Ortssürsorgeoerbände für die Armenfür­
sorge sei praktisch dasselbe wie die Uebertragung der 
Armenfürsorge auf die kleinen Gemeinden, so ist 
hierzu darauf hinzuweisen, daß der folgende 
erheblich Unterschied besteht:

Die Einrichtung der uebertragung 
läßt dieMöglichkeit offen, nur solchen 
Gemeinden die Armenfürsorge zu 
übertragen, die mit Rück sicht auf die 
Eignung ihrer Beamten und in An­
betracht ihrer finanziellen Leistungs- 
fähigkeit die Gewähr für eine sach­
gemäße und ausreichende Betrenung 
der Armenpfleglinge bieten, bezüg­
lich solch erGemeinden. bei denen diese 
Voraussetzungen nicht oorliegen, aber 
von einer Uebertragung der Armen­
fürsorge abzusehen. Diese nach den 
Erfahrungen der alten Armenfür- 
sorge wohlberechtigte Möglichkeit 
einer unterschiedlichen Behandlung 
der Gemeinden fehlt bei einer Rege­
lung, wonach jede Gemeinde als Orts- 
fürsorgeverband die Armenfürsorge 
auszuüben hat. ohne Rücksicht darauf, 
ob sie nach der Art ihrer Beamten und 
nach ihren finanziellen Kräften 
dieser auch in sozialpolitischer 5)An­
sicht recht bedeutsamen Aufgabe ge­
wachsen ist.

Zuzugeben ist, daß durch die Rechtsprechung 
des Bundesamts ein mißlicher Zustand insoweit 
entstanden ist. als zur Zeit in einzelnen Ländern zum 
Teil keine Bczirksfürsorgeverbände bestehen, welche 
von Fürsorgcverbändcn anderer Länder in Anspruch 
genommen werden oder ihrerseits gegen solche im 
Berwaltungsstreitoerfahrcn Vorgehen könnten. So­
weit dem Bundesamt bekanntgcworden ist, beabsich­
tigen einige Länder (Oldenburg und Baden) ihre 
Ausführungsoorschriften der Rechtsprechung des 
Bundesamts anzupassen. Im übrigen gibt Art. 13 
Abs. 2 der Reichsoerfassung in Verbindung mit dem 
Gesetze vom 8. April 1920, betreffend Ausführung 
des Art. 13 Abs. 2 der Reiä>svcrfassung (Rcichs- 
gesetzbl. 510) der Reichs- oder Landeszcntralbehörde 
die Möglichkeit, die Entscheidung des Reichs­

gerichts') darüber anzurufen, ob die landesrechtlichen 
Aüsführungsvorschriftcn mit dem Reichsrecht ver­
einbar sind (vgl. Baath, FB., 4. Ausl. S. 43. Naä>- 
richtendienst des Deutschen Vereins für öffentliche 
und private Fürsorge, VII. Jahrgang. Nr. 4 S. 80). 
Solange dies niäst geschehen ist, besteht für das Bun­
desamt keine Veranlassung, von seiner Rechtsprechung 
aDzuweichen.

Die Berufung mußte daher auf Kosten des 
Klägers zurückgewiesen werden.

Kehrt ein stellungsloses Mädchen in seiner wirt­
schaftlichen Notlage in das Elternhaus zurück, um 
dort zu bleiben, bis es eine neue Stellung gefunden 
hat, und will auch der Vater ihm solange in seinem 
Hause Unterhalt gewähren, so hat es am Wohn­
orte der Eltern den gewöhnlichen Aufenthalt begrün­
det, auch wenn es sich zwecks Stellungssuche vor­
übergehend an einem anderen Orte aufhält. Wird es 
dort hilfsbedürftig, so ist deshalb der BFD. des 
Wohnortes der Eltern endgültig fürsorgepflichtig. 

(Uttel! des Bundesamts für das Heimatwesen 
vom 19. Juli 1926, BFV. Stadt Dessau 
gegen BFV. Landkreis Dessau — Ber. L.

Nr. 115. 26 —.)
Gründe:

Der Vorderriäxter hat den Beklagten de»n> 
Klageantrag entsprechend zur Erstattung der dem 
Kläger durch die Unterstützung der 2da W. im 
Krankenhause in Dessau erwachsenen Kosten ver­
urteilt, indem er als erwiesen ansieht, daß Ida W. 
zur Zeft des Eintritts ihrer Hilfsbedürftitzkeit in­
folge ihrer Einlieferung in das Krankenhaus in 
Dessau am 13. Januar 1925 den gewöhnlichen Aufent­
halt in Wörlitz im Bezirke des Beklagten gehabt 
habe.

Mit der Berufung greift der Beklagte diese 
Feststellung als unrichtig an. Er tritt Beweis dafür 
an, daß Ida W. niemals die Absicht geäußert habe, 
für gewöhnlich in Wörlitz zu bleiben, und daß ihr 
Vater nicht gesonnen gewesen sei, sie länger als die 
Feiertage besuchsweise bei sich aufzunehmen, ferner, 
daß sie in Wörlitz in der Zeit vom 4. bis 12. Januar 
1925 polizeilich niäst gemeldet gewesen sei. endlich, 
daß Ida W. vor ihrem Tode dem sie untersuchenden 
Arzte erklärt habe, sie wohne in Dessau bei ihrer 
Schwester.

Der Kläger hat erwidert: Ida W. habe vom 
21. März 1923 bis 22. März 1924 in Wolfen ge­
arbeitet und in Wö.litz, Markt 95. gewohnt. Bom
23. März bis 3. Dezember 1924 habe sie den elter­
lichen Haushalt in Wörlitz geführt. Vom 4. bis
24. Dezember 1924 habe sie sich in Dessau aufgehal- 
ten, um sich eine Stellung zu suchen, indessen ohne 
Erfolg. Da sie den Mietzins ihrer Wohnung nicht 
habe bezahlen können, sei ihr nichts weiter übrig- 
gcblieben, als nach Wörlitz zu ihren Eltern zurück­
zukehren. Vom 28. Dezember 1924 bis 4. Januar 
1925 habe sie sich unangemeldet in Dessau aufgehal­
ten. Um polizeiliche An- und Abmeldungen habe 
Ida W. sich nie gekümmert. Diese Hütten ihre Ar­
beitgeber bzw. die Vermieter bewirkt.

T) Diese Entscheidung hat nach § 3 Abs. 3 des 
Gesetzes vom 8. April 1920 Gesetzeskraft. Sie bindet 
also die Gericlste. Tritt das Reichsglcricht der Auf­
fassung des Bundesamts bei, so müssen Bayern und 
die anderen in Betracht kommenden Länder ihre 
Aüsführungsvorschriftcn zur FV. ändern und Bc­
zirksfürsorgeverbände fd>affcn, die alle Aufgaben 
der Fürsorge einschließlich der A r m e rr - 
fürsorge zu erfüllen haben.
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Auf Veranlassung des Bundesamts ist der Vater 
der Zda W., der Bahnarbeiter Otto W. in Wörlitz, 
zeugeneidlich gehört worden.

'Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme des 
Weiten Rechtszuges hat Zda W.. nachdem sie ihre 
Wohnung in Dessau hatte verlassen müssen, in, 
ihrer wirtschaftlichen Bedrängnis das Haus ihres 
Vaters aufgesucht, wo sie schon früher als Erwachsene 
wiederholt längere Zeit sich aufgehalten hatte. Von 
hier aus, wo sie bis auf weiteres Aufenthalt nahin, 
beabsichtigte sie, sich nach einer neuen Stellung um­
zusehen. Zwar waren die häuslichen Verhältnisse 
rhres Vaters beschränkt und er selbst wirtschaftlich 
nicht besonders günstig gestellt, trotzdem hätte er 
seine Tochter noch längere Zeit in seinem Hause be­
halten und ihr Unterhalt gewährt, wenn "sich dies als 
notwendig erwiesen hätte. So wurde Wörlitz wieder 
der Mittelpunkt ihres Lebens. Die Reise nach 
Dessau am 13. Januar 1925 machte Zda W. ein­
mal, um einen Arzt zu Rate zu ziehen. Md zweitens, 
um sich um eine Stelle zu bemühen. Der Aufent­
halt bei ihrer Schwester in Dessau stellt sich ledig­
lich als ein Besuch dar. Der besuchsmäßige Aufent­
halt verlängerte sich dadurch, daß Zda W. infolge 
versehentlichen Einnehmens von Sublimatpastillen 
in Dessau schwer erkrankte und daher in das Kran­
kenhaus in Dessau ausgenommen werden mußte. 
Aus dem Umstande, daß sie später dem Arzt gegen­
über im Krankenhause als ihre Wohnung die ihrer 
Schwester in Dessau angegeben hat, ist kein genügen­
der Schluß darauf zulässig, daß sie Dessau als ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt betrachtete und betrachten 
durfte. Ebensowenig nötigt die Tatsache der Unter­
lassung polizeilicher Anmeldung in Wörlitz zu be­
stimmten Schlüssen hinsichtlich ihrer Willensrichtung. 
Zda W. hatte daher bei Eintritt in das Kranken­
haus in Dessau ihren gewöhnlichen Aufenthalt nicht 
in Dessau, sondern in Wörlitz. Der Beklacste muß 
daher die Kosten der Krankenhauspflege in Dessau 
erstatten.

Wer über die künftige Gestaltung seiner Auf. 
enthaltsoerhältmfse noch völlig im unklaren ist, kann 
durch sein Eintreffen und sein Verweilen an einem 
Orte daselbst nicht den gewöhnlichen Aufenthalt be­
gründen. Werden die künftigen Aufenthaltsverhältnisse 
sodann durch Unterbringung in einem Versorgungs­
heime des Ortes geklärt und tritt während des Auf- 
enthaltes in diesem Heime Hilfsbedürftigkeit ein, so ist 
deshalb gemäß § 9 Abs. 2 in Verbindung mit § 7 
Abs. 2 Halbsatz 2 FV. nicht der BFV., sondern der 
LFV. des Ortes endgültig fürforgepflichtig.

(Urteil des Bundesamts für das Heimatwesen 
vom 29. Mai 1926, BFV. Stadt Stettin gegen 
LFV. Provinz Pommern — Ber. L. Nr. 164.

26 —.)
Gründe:

Die Entscheidung des Rechtsstreits hängt davon 
ab, ob die am 4. November 1844 geborene Witwe 
Luise B., als sie am 24. August 1922 in das städtische 
Versorgungsheim in Stettin ausgenommen wurde, den 
gewöhnlichen Aufenthalt in Stettin besaß. Der erste 
Richter hat dies mit Recht auf Grund der polizeilichen 
Aussage der Witwe B. vom 4. Juni 1925 verneint. 
Sie hat im August 1922 Riga auf Veranlassung ihres 
in Wittenberg wohnhaften Sohnes verlassen, ohne zu 
wissen, wo sie in Deutschland Aufenthalt nehmen 
würde. Am 21. August 1922 ist sie zu Schiff in Stettin 
eingetroffen und hat am folgenden Tage die dem 
Landeshauptmann der Provinz Pommern unter­
stehende Fürsorge für Auslandsslüchtige angerusen, von

der sie, da ihre Rückkehr nach Deutschland nicht mehr 
im Zusammenhang mit dem Kriege stand, an das 
Stettiner Armenamt verwiesen wurde. Am 23. August 
1922 haben dann ihre beiden Söhne, der aus Witten­
berg zum Empfang der Mutter nach Stettin ge­
kommene .Adolf und der in Stettin wohnhafte Her­
mann, die Aufnahme ihrer Mutter in das städtische 
Versorgungsheim beantragt, die dann am folgenden 
Tage erfolgt ist. Frau B. hatte, als sie nach Stettin 
kam, nicht die feste Absicht, dort zu bleiben, war auch 
nur vorübergehend, bis sich eine anderweitige Unter­
kunft für sie gefunden haben würde, auf zwei Tage 
bei einer Frau N. untergebracht worden. Sie würde 
auch einen anderen Ort ausgesucht haben, wenn sich 
eine Unterkunft für sie gefunden haben würde, die sie 
bei ihren nur in Schlafstelle wohnenden Söhnen nicht 
finden konnte. Den Entschluß, in Stettin zu bleiben, 
faßte sie erst, als sie die Gewißheit hatte, in das 
dortige Versorgungsheim ausgenommen zu werden. 
Als sie dann später dort hilfsbedürftig wurde, war 
der Beklagte gemäß §§ 9 Abs. 2, 7 FV. endgültig für- 
sorgepflichtig.

Es rechtfertigt sich daher die ZurückweisMg der 
Berufung auf Kosten des Beklagten.

Wer aus dem besetzten Gebiete ausgewiesen wird, 
verliert seinen gewöhnlichen Aufenthalt daselbst, wenn 
sich die Möglichkeit seiner Rückkehr in das besetzte 
Gebiet nach Lage der Verhältnisse (Ruhrkampf) nicht 
übersehen läßt. Hält er sich bis auf weiteres an einem 
bestimmten Orte des unbesetzten Gebiets auf, so be­
gründet er dort den gewöhnlichen Aufenthalt. Daß 
ihm dieser Ort als Aufenthaltsort zugewiesen worden 
ist und daß er sich insofern dort nicht freiwillig aufhält, 
steht mit Rücksicht auf § 10 FV. der Begründung des 
gewöhnlichen Aufenthalts nicht entgegen. Auch die 
Sondergesetzgebung aus Anlaß des Ruhrkampfes ent­
hält keine Vorschrift, wonach Ausgewiesene im unbe­
setzten Gebiete am Orte der ihnen zugewiesenen 
Wohnung keinen gewöhnlichen Aufenthalt begründen 
Könnens.

(Urteil des Bundesamts für das Heimatwesen
vom 19. Jicki 1926, BFV. Stadt Köln gegen
BFV. Stadt Bonn — Ber. L. Nr. 179. 26 —.)

Gründe.
Der Eisenbahnassistent August Sch. in Bonn 

wurde mit seiner Frau und seinen drei Kindern am 
30. Apr!l 1923 von der französischen Besatzungs- 
behörde von dort ausgcwiesen. Nach kurzem Aufent­
halt in Bielefeld nahm er am 7. Mai 1923 in Lipp- 
springe mit seiner Familie Aufenthalt. Nachdem am 
10. Dezember 1923 daselbst seine Frau verstorben war, 
brachte er Anfang März 1924 seine drei Kinder zu 
seinen in Köln wohnhaften Eltern. Vom 30. April 
bis 25. Juni 1924 war Sch. bei der Neichsbahn- 
direktion in Cassel beschäftigt. An letzterem Tage 
meldete er sich von dort polizeilich nach Köln ab. Am 
15. Juli 1924 wurden die Kinder Anna und Elfriedc 
auf Antrag des Sch. auf Kosten des Klägers in das 
Waisenhaus in Köln ausgenommen. Nachdem im 
Oktober 1924 die Ausweistmg Sch. zurückgenommcn 
worden war, nahm er wieder in Bonn seinen gewöhn­
lichen Aufenthalt. Am 5. Februar 1925 verheiratete 
er sich wieder, am 24. und 26. Februar 1925 nahm er 
die Kinder Anna und Elfriede wieder in seinen Haus­
halt auf.

*) Zu vgl. auch die Entscheidung Bd. 62 S. 99, 
Die Fürsorge 1925 S. 380.
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Der Kläger fordert vom Beklagten die Erstattung 
der Kosten, die ihm durch die Waisenhauspflege der 
Geschwister Sch. erwachsen sind.

Er macht geltend: Die Geschwister Sch. seien in 
Köln in Pflege untergebracht gewesen und in Lippspringe 
hätten sie sich zwangsweise als Ausgewiesene befunden. 
Der Beklagte hat Abweisung der Klage in Antrag 

- gebracht. Er führt aus: Die Kinder Sch. hätten bei 
Eintritt der Hilfsbedürftigkeil den gewöhnlichen Aufent­
halt in Köln gehabt oder wenn man ihren Aufenthalt 
bei den Großeltern in Köln als eine Unterbringung 
in Pflege ansehen wolle, in Lippspringe, von wo aus 
sie nach Köln gebracht worden seien.

Der Vorderrichter hat die Klage abgewiesen. Er 
führt aus: Durch die Ausweisung habe die Familie 
Sch. den gewöhnlichen Aufenthalt in Bonn verloren 
gehabt. In Köln hätten sie durch ihren Aufenthalt 
in der Zeit vom 26. Juni bis 15. Juli 1924, wo sie 
sich mit ihrem Vater bei ihren Großeltern befunden 
hätten, also nicht bei chnen in Pflege im Sinne des 
tz 9 Abs. 3 FV. gewesen wären, den gewöhnlichen 
Aufenthalt begründet.

Mit der Berufung macht der Kläger geltend: Nach 
dem Urteil des Bundesamts vom 27. Juni 1925 i. S. 
Dortmund - /. Rastenburg (Bd. 61 S. 74) sei der bei 
den Großeltern untergebrachte Enkel nur dann nicht 
als Pflegekind anzusehen, wenn sich ein Elternteil 
gleichzeitig im Haushalte der Großeltern aufhalte und 
das Enkelkind von ihm gepflegt werde. Das sei hier 
nicht der Fall gewesen. Der Vater sei nur ab und zu 
besuchsweise bei den Großeltern gewesen und habe dort 
den gewöhnlichen Aufenthalt nicht gehabt. Sonach 
seien die Geschwister Sch. vor chrer Aufnahme in das 
Waisenhaus in Köln Pflegekinder gewesen.

Dem Rechtsmittel war der Erfolg zu versagen.
Es kann dahingestellt bleiben, ob die Rechtsaus- 

faflung des Vorderrichters hinsichtlich der Nichtanwend- 
barkeit des § 9 Abs. 3 FV. durch die Tatsachen hin­
reichend gestützt wird. Auch wenn, wie es der Kläger 
will, § 9 Abs. 3 FV. Anwendung findet, also die 
Geschwister Sch. vor dem Eintritt in das Waisenhaus 
in Köln dort nicht den gewöhnlichen Aufenthalt ge­
habt haben, ist der Beklagte nicht endgültig fürsorge- 
pflichtig. Zutreffend hat der Vorderrichter ange­
nommen, daß die Familie Sch. nach Vollzug der Aus­
weisung den gewöhnlichen Aufenthalt in Bonn nicht 
gehabt hat. Der Beklagte wäre sonach nur dann end­
gültig fürsorgepflichtig, wenn die Geschwister Sch. auch 
in Lippspringe in Pflege gewesen wären. Dies war 
aber nicht der Fall, denn sie haben dort zuerst mit 
ihren Eltern, zuletzt mit ihrem Vater zusammen ge­
wohnt. Der Um st and, daß der Familie 
Sch. nach ihrer Ausweisung aus Bonn 
Lippspringe als Aufenthaltsort zu­
gewiesen war, sie also nicht freiwillig 
dort Aufenthalt genommen hatte, ist 
gemäß der allgemeinen Bestimmung 
des § 10 FV. unerheblich. Auch die Sonder­
gesetze und -Verordnungen, die gelegentlich der Be­
setzung des Ruhrgebiets durch französische Truppen im 
Jahre 1923 ergangen sind, enthalten keinerlei 
Vorschriften dahingehend, daß von den Be­
satzungsbehörden ausgewiesene Deutsche, denen a n 
Orten im nicht besetzten Gebiet Wohnungen 
zugewiesen waren (vgl. Notgesetz vom 24. Februar 
1923, Art. 5 — ReichsgesBl. S. 147 —. Verordnung 
des Reichspräsidenten vom 14. Juni 1923 — Neichs- 
gesetzblatt S. 381 —) und die die Absicht hatten, an 
diesem Ort bis auf weiteres zu bleiben, dort nicht 
den gewöhnlichen Aufenthalt hätten be­
gründen können. Der Um ft and, daß sie selb st

und die deutschen Behörden mit ihrer 
Rückkehr rechneten, ist deshalb nicht von 
Bedeutung, weil sich nach Lage der Ver­
hältnisse ein bestimmter naher Zeit­
punkt dafür nicht absehen ließ, ihr Aufent­
halt an dem im nicht besetzten Gebiet gelegenen Orte 
also nicht von vornherein als nur ein vorübergehender 
Aufenthalt betrachtet werden konnte.

Hiernach war die Vorentscheidung aufrecht zu 
erhalten.

Ein in den ersten Lebensjahren stehendes Kind 
dauernd getrennt voneinander lebender Eltern, das 
von der Mutter feit der Trennung von ihrem Manne 
fortgesetzt an dritter Stelle untergebracht worden ist, 
steht mit Haushalt und Wohnung des Vaters nicht 
mehr im Zusammenhang. Der B5D. der Familisn- 
wohnung des Vaters ist daher nicht zur Uebernahme 
verpflichtet.

(Urteil des Bundesamts für das Heimatwesen 
vom 29. Mai 1926, BFV. Stadt Erfurt gegen 
BFV. Landkreis Homberg — Ber. L.

Nr. 182. 26 —.)
Aus den Gründen:

Die Ehefrau M. verließ im März 1923 Verna, 
wo sie bisher mit ihrem Manne gewohnt hatte und 
begab sich nach Erfurt, ihre am 18. September 1920 
geborene Tochter Gertrud brachte sie bei dem Maurer 
K. in Allendorf unter. Anfang Mai 1923 holte sie 
ihr Kind nach Erfurt und suchte dort mit ihm am 
8. Mai 1923 das städtische Asyl auf. Am 15. Mai 1923 
bat sie das Jugendamt Erfurt, veranlaflen zu wollen, 
daß ihr in Erfurt wohnhafter Stiefvater H. das Kind 
zu sich nehme. Am 16. Mai setzte sie das Kind nach 
der Angabe des Stiefvaters in dessen Wohnung ab 
und verließ Erfurt. Das Kind wurde darauf am 
gleichen Tage im Wege der Armenpflege im Augusta- 
Biktoria-Stift ausgenommen. Am 10. Juli 1923 nahm 
die nach Erfurt zurückgekehrte Mutter das Kind wieder 
zu sich. Am 4. August 1923 zeigte der Stiefvater H. 
an, daß die M. sich mit dem Kinde in der Stadt herum- 
treibe. Er nahm das Kind demnächst zu sich. Am 
3. September 1923 wurde das Kind wieder in das 
Augusta-Viktoria-Stift ausgenommen. Am 12. Januar 
1924 erschien der Ehemann M. in Erfurt, um Frau 
und Kind zu sich zu holen. Um dies zu verhindern, 
nahm Frau M. an diesem Tage das Kind aus dem 
Stift und verließ mit einem Manne, mit dem sie zu­
sammenlebte, Erfurt. Am 21. Januar 1924 brachte 
sie das Kind wieder in dem Stift unter.

Der Kläger fordert von dem Beklagten als den 
Rechtsnachfolger des Ortsarmenverbandes Verna 
Kostenersatz und Uebernahme des Kindes.

Der erste Richter hat die Klage abgewiesen. Er 
führt aus, als das Kind zunächst am 16. Mai 1923 
und alsdann erneut am 3. September 1923 in Erfurt 
hilfsbedürftig geworden sei, habe es seinen gewöhn­
lichen Aufenthalt in Erfurt gehabt. Der Anspruch des 
Klägers auf Ersatz der vor dem 1. April 1924 ent­
standenen Kosten sei daher nach 8 36 Abs. 2 FV. aus­
geschlossen. Aber auch der Anspruch für die Zeit nach 
dem 1. April 1924 sei unbegründet. Die Vorschrift 
des § 7 Abs. 3 FV. stehe dem Kläger nicht zur Seite, 
da ein Familienzusammenhang des Kindes mit dem 
Vater nicht mehr bestanden habe. N

Die von dem Kläger gegen das Urteil des ersten 
Richters eingelegte Benrfung konnte keinen Erfolg 
haben. Die Begründung des angefochtenen Urteils 
steht durchaus im Einklang mit der Rechtsprechung des 
Bundesamtes. Die Vorschrift des § 7 Abs. 3 FV. kann
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nicht zur Anwendung kommen. Ein Kind, das die 
Mutter bei der dauernden Trennung von ihrem Manne 
mit sich nimmt und anderweitig unterbringt und um 
das sich der Vater nicht kümmert, teilt nicht mehr Woh­
nung und Haushalt des Vaters (Urteil des BA. vom 
13. März 1926 i. S. Merseburg ./- Gotha. Bd. 63 
S. 149*).

Die Berufung mußte daher auf Kosten des 
Klägers zurückgewiesen werden.

Lebt eine Eheftau wegen Geisteskrankheit nicht 
nur vorübergehend von ihrem Manne getrennt, so steht 
sie mit Haushalt und Wohnung ihres Mannes nicht 
mehr im Zusammenhang, auch wenn die Ehe nicht 
geschieden ist, der Mann zu den Kosten der Anstalts­
pflege beiträgt und die Frau den Mann gelegentlich 
besucht.

Ermöglicht es die Fassung der Urteilsgründe, fest­
zustellen, wie die bei der Entscheidung betelligten 
Richter abgestimmt haben, so wird hierdurch der all­
gemeine Rechtsgrundsatz der geheimen Abstimmung 
verletzt. Das Bundesamt ist daher berechtigt, die Ent­
scheidung aufzuheben und die Sache wegen eines 
wesentlichen Versahrensmangels an das erste Gericht 
zurückzuverweisen.

(Urteil des Bundesamts für das Heimatwesen 
vom 27. März 1926, BFV. Stadt Leipzig gegen 
BFV. Landkreis Altenburg — Ber. L.

Nr. 100. 26 —.)

Aus den Gründen:
Die Ehefrau des Oberpostsekretärs R. aus Leipzig 

ist seit 1911 geisteskrank und hat sich seit dieser Zeit 
bis Oktober 1920 in verschiedene Anstalten befunden. 
Vom Oktober 1920 bis August 1922 ist sie bei ihren 
Eltern in Wintersdorf im Bezirke des Beklagten ge­
wesen und ist am 17. August 1922 von dort aus in die 
Heil- und Pflegeanstalt Dösen gekommen. Mit dem 
1. April 1924 hat der Kläger die Pslegelrosten im Wege 
der öffentlichen Fürsorge übernommen. Er verlangt sie 
von dem Beklagten auf Grund des § 9 Abs. 2 FV. 
erstattet. Der Beklagte hat eingewendet, daß Frau R. 
seit 1911 ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Leipzig 
trotz der Anstaltsbehandlung und des Aufenthalts bei 
chren Ellern behalten habe. Bei letzteren sei sie nur 
zu ihrer Pflege gewesen. Leipzig habe auf Grund des 
8 7 Abf. 3 FV. selbst für die Kosten aufzukommen.

Der erste Richter hat die Klage abgewiesen weil 
er aunimmt, daß Frau R., so lange die Ehe nicht ge­
schieden sei, Wohnung und Haushalt chres Mannes 
im Sinne des § 7 Abs. 3 FV. geteilt habe.

Der Berufung war stattzugcben. Die Gründe der 
angefochtenen Entscheidung beginnen mit dem Satz: 
„Das Kreisverwaltungsgericht war überwiegend 
der Meinung, daß die Klage unbegründet sei." Soweit 
damit hat gesagt sein sollen, daß die Entscheidung mit 
Stimmenmehrheit gefaßt worden sei, wäre etwas 
Selbstverständliches zum Ausdruck gebracht worden, 
da Einstimmigkeit für die Entscheidung nicht erfordert 
wird. (tz61 Abs. 2 des Thüringischen Gesetzes über die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit vom 30. Mai 1923, Ge­
setzsammlung für Thüringen S. 393.) Der Umstand, 
daß der Vorsitzende sein von der Entscheidung ab­
weichendes Gutachten bei den Akten belasten hat, läßt 
aber darauf schließen, daß er in den Gründen 
des Urteils hat zum Ausdruck bringen 
wollen, er sei von den Beisitzern über- 
stimmt worden. Dadurch ist der allge­
meine Rechtsgrundsatz der geheimen

*) Lfd. Zahrg. dieser Zeitschrift S. 206.

Beratung und Abstinlmung, wie er 
sich aus 88 195 ff. G e r i ch t s v e & f a f =
sungsgesetz, 8 299 Zivilprozeßord­
nung ergibt, verletzt worden. Es liegt 
eine unzulässige Beeinflussung der an der Entscheidung 
mitwirkenden Richter, seien es nun Berufs- oder 
Laienrichter, vor. wenn sie damit rechnen müssen daß 
ihre Abstimmung in dem Urteil mehr oder weniger 
deutlich erwähnt wird. Di-e Unabhängigkeit der Mit­
glieder des Gerichtshofs erfordert, daß Beratung und 
Abstimmung geheim gehalten werden. Aber auch das 
Ansehen des Gerichts verlangt es, daß es nach außen 
hin als eine geschlossene Einheit auftritt und daß des­
halb die von der Mehrheit abweichende Ansicht eines 
Mitglieds nicht im Urteil kundgegeben wird. Schließ­
lich haben auch die Parteien ein dringendes Interesse 
daran, daß das Berufungsgericht unbeeinflußt von dem 
Beratungshergang des ersten Rechtszuges seine Ent­
scheidung fällt (vgl. 'Entscheidung des Reichsoersor- 
gungsgerichts vom 11. November 1921, Entscheidung 
Bd. II, E. 110).

Das Bundesamt hat von der Möglichkeit, 
die angefochtene Entscheidung auszu­
heben und die Sache wegen eines 
wesentlichen Verfahrensmangels an 
das erste Gericht zurückzuweisen, keinen 
Gebrauch gemacht, weil es in der Lage ist, in der Sache 
selbst zu entscheiden. Der Berufung des Klägers konnte 
der Erfolg nicht versagt werden.

Unhaltbar ist der Einwand des Beklagten, daß 
der Kläger auf Grund des § 7 Abf. 3 FV. endgültig 
fürsorgepflichtigfei. Infolge ihres Leidens hat Frau 
R. seit 1911 Wohnung und Haushalt ihres Mannes 
nicht mehr geteilt, es hat sich auch nach Lage 
der Sache nicht um eine nur vorüber­
gehende Trennung gehandelt. In 
solchen Fällen, i st, wie das Bundesamt in 
ständiger Rechtsprechung angenommen hat, für die 
Anw en düng des § 7 Abs. 3FV. keinRaum 
(vgl. zuletzt Entscheidung Bd. 62, S. 176*). Der 
Familienzusammenhang im Sinne des 8 7 Abs. 3 FV. 
ist dadurch allein nicht gewahrt worden, daß der Ehe- 
marm zu den Kosten der Anstaltspflege beigetragen hat 
und die Ehe nicht geschieden worden ist. Tatsächlich 
war der Zusammenhang mit dem Haushalt des Ehe­
manns seit Jahren infolge des Leidens der Ehefrau 
aufgehoben und wurde auch durch angebliche gelegent­
liche Besuche in Leipzig nicht wieder hergestellt. Durch 
ihren Aufenthalt in Wintersdorf vom Oktober 1920 bis 
August 1922 konnte Frau R. trotz ihrer geistigen Er­
krankung den gewöhnlichen Aufenthalt im Sinne der 
Fürsorgeverordnung erwerben. Die Vorschrift des 
8 9 Abs. 3 FV. schützt den Beklagten nicht, da Frau 
R. kein „Pflegekind" im Sinne dieser Vorschrift war. 
Dafür daß es sich bei diesem fast zweijährigen Aufent­
halt in Wintersdorf nur um einen vorübergehenden 
besuchsweisen Aufenthalt gehandelt habe, hat der Be­
klagte nichts beigebracht und die Sachlage spricht auch 
nicht dafür. Frau R. sollte vielmehr bis auf weiteres 
bei ihren Eltern bleiben und wäre, voraussichtlich noch 
länger dort geblieben, wenn sich nicht die Notwendig­
keit der Anstaltspflege erneut herausgestellt hätte. Der 
Beklagte mußte daher unter Abänderung der ange­
fochtenen Entscheidung nach dem Klageanträge ver­
urteilt werden.

Ist jemand aus dem Auslands in eine inländische 
Anstalt cingetreten und dort hllfsbedürstig geworden, 
so ist gemäß 8 7 Abs. 2 Halbsatz 2 in Verbindung mit 

> 8 9 Abs. 1 FV. der Landesfürsorgeverband des An-

*) Lfd. Jahrgang dieser Zeitschrift S. 35.
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slaltsortes endgültig fürsorgepflichtig. § 9 Abs. 2 FB. 
kann entsprechend der Rechtsprechung des Bundesamtes 
zu § 30 Abs. 1 b Halbsatz 2 UWG. keine Anwendung 
finden; die Vorschrift des § 9 Abs. 2 FV. setzt voraus, 
daß der Ort, von dem aus der Eintritt in die Anstalt 
erfolgt ist, im Jnlande liegt. Die Rechtslage ist die 
gleiche, wenn bei fortgesetzter Anstallspflege in ver­
schiedenen Anstalten der Ort, von dem aus der Ein­
tritt in die erste Anstalt erfolgt ist, und der der ersten 
Anstalt, in der sich der Pflegling befunden hat, damals 
noch innerhalb der Reichsgrenzen lagen und erst durch 
den Vertrag von Versailles an das Ausland gefallen sind.

Die Aenderung der Reichsgrenzen durch den Ver­
trag von Versailles kann nicht zur Anwendbarkeit des 
ß 12 FV. führen, sofern der in Betracht kommende 
Ortswechsel sich noch innerhalb der alten Reichs­
grenzen vollzogen hat.

Ein taubstummes Kind, das fortgesetzt der An­
staltspflege bedarf, steht mit Haushalt und Wohnung 
seiner Familie nicht im Zusammenhang.

(Urteil des Bundesamts für das Heimatwesen 
vom 26. Juni 1926; BFV. Stadt Lübeck gegen 
LFV. Provinz Ostpreußen — Ber. L.

Nr. 159. 26 —.)
Aus den Gründen:

Das am 12. Januar 1911 zu Allhausen bei Culm 
in Westpreußen geborene taubstumme Kind Elfriede 
der unverehelichten Ottilie M. befand sich bis zum 
15. Oktober 1918 im Siechenhaufe zu Culmsee. An 
diesem Tage wurde es in Ausführung eines Beschlusses 
der Regierung zu Marienwerder vom 24. Juli 1918, 
daß das Kind auf Grund des Preußischen Gesetzes 
vom 7. August 1911 den in den Anstalten für blinde 
und taubstumme Kinder eingerichteten Unterricht zu 
besuchen habe, in die Provinzialtaubstummenanstalt in 
Marienburg ausgenommen. Von dort wurde es am 
24. Februar 1922 seiner Mutter, die sich 1916 mit dem 
Arbeiter Hermann H. verheiratete und mit' diesem 1919 
nach Lübeck verzogen war, zugesührt. H. hatte bei 
seiner Verheiratung seinen Unterstützungswohnsitz in 
Culm. Von dort war er am 2. August 1914 zum 
Heeresdienst eingezogen und am 2. Dezember 1918 
aus ihm entlassen worden. Am 27. Februar 1922 
wurde das Kind auf Antrag des H. vom 25. Februar 
1922 im Wege der Armenfürforge in das Kinderheim 
zu Lübeck ausgenommen.

Der Kläger hat beantragt, den Beklagten zu ver­
urteilen, die ihm, seit dem 27. Februar 1922 bis zum 
31. Oktober 1925 entstandenen Kosten sowie die weiter­
hin entstehenden Kosten zu erstatten.

Der Beklagte hat die Abweisung der Klage in 
Antrag gebracht. Der Vorderrichter hat die Klage ab­
gewiesen.

Der Berufung des Klägers war zum größten Teil 
stattzugeben.

Nach § 36 Abs. 2 FV. kann der Kläger keinerlei 
Ansprüche für die Zeit bis zum 1. April 1924 er­
heben, wenn er nach den Vorschriften der Fürsorge­
verordnung selbst endgültig fürsorgepflichtig wäre. 
Für die Zeit nach dem 1. April 1924 gilt in jedem 
Falle die Fürsorgevcrordnung. Nach dieser ist der 
Bcrband erstattungspslichtig, in welchem der Hilfs­
bedürftige bei Beginn der Hilfsbedürftigkeit feinen ge­
wöhnlichen Aufenthalt hatte. An Stelle dieses Ver­
bandes tritt nach 8 9 Abs. 2 FV. derjenige, aus 
dessen Bezirk die Einlieferung oder der Eintritt in 
eine Anstalt erfolgte. Nach dem Vortrage des 
Klägers hatte die Mutter des Kindes mit diesem 
zuvor in einem an Polen gefallenen Orte den ge­
wöhnlichen Aufenthalt und von dort aus ist das 
Kind in eine jetzt ebenfalls polnisch gewordene

Anstalt nach Culmsee gebracht worden. Von da 
ist es in die Taubstummenanstalt nach Marienburg 
und von dort in die Lübecker Anstalt gekommen. 
Ein Bezirksfürsorgeverband, aus dem die erstmalige 
Einlieferung in eine Anstalt erfolgte, kann nicht 
haftbar gemacht werden, weil der Ort. aus dem 
diese Einlieferung erfolgt ist, inzwischen an das 
Ausland gefallen .ist. § 12 F V. kann, abge­
sehen von anderen Bedenken, schon um des­
willen keine Anwendung finden, »veil 
das Kind nicht aus dem Ausland nach 
dem Inland gekommen ist. Culmsee, 
von wo das Kind nach Marie n b u r g 
gekommen.ist, war damals noch inlän­
disch. Mit Rücksicht darauf, daß der 
Ort, von dem aus die erste Aufnah'me 
in eine ausländisch gewordene An - 
stalt erfolgte, ausscheidet, entfällt 
der Anwendbarkeit des §9 Abs. 2 F V. 
überhaupt, wie es das Bundesamt für auslän­
dische Anstalten schon früher unter der Herrschaft 
der Bestimmungen des § 11, 23 Abs. 2. 30, Alls. 1 b 
UWG. angenommen hatte (Vgl. Krech-Baath, Er­
läuterung des Unterstützungswohnsitzgesetzes, 15. Aufl. 
Anm. 3 a zu § I 1 . 18 a, b zu § 30). Das Kind 
hatte daher se.men letzten gewöhnlichen Aufenthalt 
in Marienburg, und von dort aus ist es nach kur­
zem, unerheblichem Zwischenaufenthalt nach Lübeck 
aekommen. Der Haftbarmach ung des 
Bezirksfürsorgeverbandes Marien­
burg steht aber die Vorschrift des §9 
A b f. 1 F V. entgegen, nach welcher durch 
den Eintritt oder die Einlieferung in 
eine Kranken-, Entbindungs-, Heil-, Pflege^ oder 
sonstige Fürsorgeanstalt, in eine Erziehungs­
anstalt oder eine Straf-, Arbeits- oder sonftäg-o 
Zmangsanstalt ein gewöhnlicher Aufenthalt nicht be­
gründet wird. Sollte nun auch die Taubstummgw- 
anstalt in Marienburg nicht eine Bewahranstalt im 
Sinne des § 11 Abs. 2 UWG. gewesen fein, weil 
sie den Charakter einer Unterrichtsanstalt hatte 
(vgl. Krech-Baath, a. a. O. Anm. 3 a zu § II. 
Anm. 28 k zu § 28 UWG.), so fällt sie doch 
unter den weitergehenden Begriff des § 9 FV.. 
der auch sonstige Fürsorge- und Erziehungsanstalten 
umfaßt. Das Kind konnte daher weder in Marien­
burg noch aus dem gleichen Grunde in Lübeck!, 
einen gewöhnlichen Aufenthalt erwerben. Es war 
danach landes hilfsbedürftig im Sinne 
des §7 Abs. 2 FV. und wäre der Fü-r- 
sorge desjenigen Landesfürsorge­
verbandes an heim gefallen, in dessen 
Bezirk es sich bei Eintritt der Hklfs- 
bedürftigkeit befunden hat. So lange 
sich das Kind in der Taubstummenanstalt in Marien­
burg befand, war cs nicht hilfsbedürftig. Es war 
dort nicht im Wege der Armenpflege, sondern auf 
Grund des Preußischen Gesetzes vom 7. August 1911 
betreffend die Beschulung blinder und taubstummer 
Kinder zufolge eines Beschlusses der Regierung zu 
Marienwerder, Abteilung für Kirchen- und Schul­
wesen, untergcbracht. Daß cs sich dabei nicht um 
Armenpflege handelt, ist in dem Urteil des Bundes­
amts vom 12. April 1913 (Entscheidung Bd. 46 
S. 49) mit ausführlicher Begründung dargetan'). 
Nachdem aber der Kommunal-Bcrband Westprcußen. 
der damals noch bestand, mit Rücksicht auf den 
Verzug der Eltern nach Lübeck die weitere Beschu­
lung des Kindes eingestellt und der Stiefvater er­
klärt hatte, daß er das Kind weder in seinen Haus­
halt aufnchmen noch aus Marienburg abholo.n

') Siehe S. 316.
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könne, mar das Kind in Martenburg und nicht erst 
in Lübeck, wohin es demnächst gebracht imcrbe, 
hilfsbedürftig geworden. Die Hilfsbedürftigkeit war 
auch dem Landarmenverband Westpreußen, der da­
mals mit dem Provinzialverband desselben Namens 
zusammenfiel, bekannt geworden. Es hat also der 
für Marienburg jetzt zuständige Landesfllrsorgever- 
band, d. i. der Landesfürsorgeverband der Provinz 
Ostpreußen, für das Kind vom 1. April 1924 ab 
gemäß § 7 Abs. 2 Halbsatz 2, 'einzutreten.

Die Auffassung des Beklagten, der Kläger sei 
gemäß § 7 Aos. 3 FB. endgültig verpflichtet, ist 
in der Sachlage nickst begründet. Auf den Kläger 
würde die endgültige Fürsorgepflickst nach der Ver­
bringung der Elfriede M. nach Lübeck nur dalnn 
übergegangen sein, wenn ein Zusammenhang des 
Kindes mit der Familie seiner Mutter in irgendwie! 
erkennbarer Woise bestanden hätte (vgl. Entscheidung 
des Bundesamts Bd. 62 S. 176)2). Dies war aber 
nicht der Fall. Mit Rücksicht auf die 
Taubstummheit des Kindes und die 
dadurch bedingte An st altspflege hatte 
ein Zusammenhang dieser Art nie be­
standen. Dieser Zusammenhang wurde auch nicht 
durch den kurzfristigen Aufenthalt des Kindes im 
Haushalt seines Stiefvaters hergestellt. Denn dieser 
hatte seinen Willen, das Kind keinesfalls bei sich 
zu behalten, von vornherein auf das bestimmteste 
erklärt.

Was die vor dem 1. April 1924 erwachsenen 
Kosten anlangt, so richtet sich, da die Voraus­
setzungen für die Anwendbarkeit des § 36 Abs. 1 
und 2 FV. nickst oorliegen, die endgültige Fürsorge­
pflickst nach den Bestimmungen des Unterstützungs­
wohnsitzgesetzes. Danach entfällt gegenüber dem 
Beklagten bezüglich jener Kisten ein Erstattungs- 
anspruch.

8 12 FD. findet nur Anwendung, wenn die 
Hilksbedürstigkeit tatsächlich binnen eines Monats 
nach dem Uebertritt aus dem Auslande eingetreten 
ist. Die Fiktion des 8 9 Abf. 2 FD. Sann nicht 
zu einer Derlängerung der Monatsfrist des 8 12 
FD. führen. Ist jemand zwar innerhalb eines Mo­
nats nach dem Uebertritt aus dem Auslande in 
eine Anstalt eingetreten, wurde er aber dort erst 
nach Ablauf eines Monats seit dem Uebertritt aus 
dem Auslande hilfsbedürftig, so scheidet deshalb 
8 12 FD. für die Ermittlung der endgültigen Für­
sorgepflicht aus* 1).

(Urteil des Bundesamts für das Heimatwesen 
vom 19. Juni 1926,- BFV. Stadt Hamburg 
gegen BFV. «Stadt Eelle — Ber. L., 

203. 26 —).

x) Die Beschulung taubstummer und blinder 
Kinder gehört seit 1. April 1924 jedoch zu den Auf­
gaben der öffentlichen Fürsorge (zu vgl. das nach­
stehende Urteil vom 26. Juni 1926, LFB. Niedsv- 
und Oberschlesien gegen BFV. Landkreis Oppeln 
— Der. L. Nr. 181. 25).

-) Lfd. Ihrg. dieser Zeitschrift S. 35.
1) Vgl. auch Ruppert, Zweifelsfragen aus der 

Zuständigkeitsregelunq der FV.. Reichsarbeitsblatt
1924. nichtamtlicher Leil S. 593 ff. Ist ein Deut, 
scher aus dem Auslande in eine inländische Anstalt 
eingetreten und dort nach Ablauf eines Monats 
seit dem Uebertritt aus dem Auslande hilfsbedürftig 
geworden, so kann entsprechend der Rechtsprechung 
des Bundesamtes zu 8 30 Abs. 1 b Halbsatz 2 UWG. 
auch § 9 Abs. 2 FV. keine Anwendung finden. 
Die endgültige Fürsorgepflicht trifft vielmehr gemäß

Gründe:
Der Kaufmann Gustav L. ist am 1. September 

1924 von Rotterdam aus in die Staatskvanken- 
anstalt Friedrichsberg in Hamburg gekommen und 
wird seit dem 1. November 1924 dort auf Kosten 
des Klägers verpflegt. Der Kläger verlangt, ge­
stützt auf §§ 9, 12 FV., Ersatz seiner Auslagen 
von dem Beklagten, weil L.. bevor er das Reichs­
gebiet verließ, zuletzt seinen gewöhnlichen Auf­
enthalt in Eelte hatte. Der Beklagte ist dagegen 
der Ansicht, daß es in einem derartigen Falle nicht 
auf den Zeitpunkt des Eintritts in die Anstalt, 
sondern auf den tatsächlichen Beginn der Hilss>- 
bedürftigkeit ankomme. Diese sei aber erst über 
einen Monat nach dem Grenzübertritt eingetreten.

Der erste Richter hat den Beklagten unter Ver­
werfung seines Einwandes nach dem Klageanträge 
verurteilt.

Der von dem Beklagten gegen diese Entschei­
dung rechtzeitig eingelegten Berufung konnte der 
Erfolg nicht versagt werden. Das Bundesamt hat 
sich bereits in der grundsätzlichen Entscheidung vom 
6. März 1926 i. S. Neumünster */• Hamburg 
(Bd. 63. S. 113)1) mit ausführlicher Begründung 
dahin ausgesprochen, daß im Falle des § 8 Abs. l 
FD. allein der Zeitpunkt des tatsächlichen Ein­
tritts der Hilfsbedürftigkeit entscheidend und eine 
Zurückbeziehung des Eintritts der Hilfsbedürftigkeü 
mittels der gesetzlichen Vermutung des § 9 Abs. 2. 
3 FV., nicht zulässig sei. Genau derselbe Grund­
satz muß auch für die Berechnung der Frist des 
8 12 FV. gellen. Auch hier kommt es für die Be­
rechnung der Einmonatsfrist, innerhalb depen die 
Hilfsbedürftigkeit nach dem Grenzübertritt einge- 
treten sein muß, auf den tatsächlichen Eintritt der 
Hilfsbeoürstigkeit, nrcht auf die infolge der gesetz­
lichen Vermutung des 8 9 FV. ihm gleichgestellte 
Anstallsaufnahme an. Da für die Anwendung des 
8 12 FV. daher kein Raum ist, mußte die Klage 
unter Abänderung der angefochtenen Entscheidung ab­
gewiesen werden.

Die endgültige Fiirsi»gepflicht für neu ein­
treffende, innerhalb eines Monats nach dem Grenz­
übertritt hilfsbedürftig werdende Vertriebene im 
Sinne des 8 14 des Wohnungsmangelgesetzes vom 
26. Juli 1923 richtet sich in jedem Falle nicht 
nach 8 12 FD., sondern nach 8 14 der Verordnung 
über die Auflösung der Flüchtlingslager vom 17. De­
zember 1923. Die Auffassung des Reichsministers 
des Innern, daß 8 12 FD. Anwendung zu finden 
habe, sofern eine Zuweisung des Vertriebenen an 
eine Gemeinde gemäß 8 2 der Verordnung unter­
blieben fei, wird von dem Bundesamt nicht geteilt.

Aus dem Auslande Vertriebene im Sinne des 
8 14 des Wohnungsmangelgesetzes sind nur solche 
Personen, die vor oder während des Krieges ihren 
Wohnsitz im Auslande hatten und die diesen Wohn­
sitz infolge der Einwirkungen des Krieges aufgeben 
mußten. Wer erst nach dem Kriege im Auslande

8 7 Abs. 2 Halbsatz 2 in Verbindung mit 8 9 Abs. 1 
FB. den Landesfürsorgeverband des Anstallsortes 
(zu vgl. die vorstehende Entscheidung des Bundes­
amtes vom 26. Juni 1926, BFV. Stadt Lübeck 
gegen LFV. Provinz Ostpreußen — Ber. L. 
Nr. 159. 26 —). Die gleiche Auffassung haben das 
Reichsarbeitsministerium und das Reichsministerium 
des Innern gegenüber den Landesregierungen in 
Pflegefällen der Flüchtlingsfürsorge wiederholt ver­
treten.

1) S. 148 des lfd. Jahrgangs dieser Zeitschrift^
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Aufenthalt genommen hat und sodann das Ausland 
verlassen mutzte, gehört nicht zu diesem Personen­
kreise, auch wenn der Zwang zum Verlassen des 
Auslandes noch als Kriegsfolge angesehen werden 
kann. Wird er innerhalb eines Monats nach dem 
Grenzübertritt hilfsbedürftig, so ist § 12 FV. an­
zuwenden: die Vorschrift des § 14 der Verordnung 
vom 17. Dezember 1923 kann nicht Platz greifen, 
weil sie nur Vertriebene im Sinne des Wohnungs­
mangelgesetzes betrifft.

(Urteil des Bundesamts für das Heimatwesen 
vom 10. April 1926: BFV. Stadt Hagen 
gegen LFV. Provinz Westfalen — Ber. L 

Nr. 79. 26 —
Aus den Gründen:

Der am 23. April 1886 in Iserlohn geborene- 
deutsche Reichsangehörige Emil B. wurde im Ok-, 
tober 1924 ans Neuseeland, wohin er im Februar
1923 gekommen war, ausgewiesen und gelangte am 
5. Januar 1925 bei Emmerich über die Rekchsgrenze 
nach Deutschland. Er begab sich nach Hagen, wo 
er vor seiner Ausreise aus Deutschland bis zuM 
September 1921 gewohnt hatte. Dott nahm er am 
24. Januar 1925 die öffentliche Fürsorge in Anspruch.

Der Kläger fordert vom Beklagten die Er­
stattung von 50 RM., die er in der Zeit vom 
5. Februar bis 9. März 1925 für B. aufgewendet hat.

Der Beklagte hat die Abweisung der Klage in 
Antrag gebracht. Er hat geltend gemacht, die Frage 
der endgültigen Fürsorgepslicht sei vorliegendenfalls 
nicht nach den Bestimmungen der Fürsorgeoerordnung, 
sondern nach der Verordnung über die Auflösung der 
Flüästlingslager vom 17. Dezember 1923 in der 
Fassung des § 32 Abs. 4 FV. und dem Erlaß des 
Preußischen Ministers für Volkswohlfahrt vom 
15. Mai 1924 zu beurteilen. Danach hätte de, 
Kläger den B. dem Regierungspräsidenten -iq 
Schncidemühl melden müssen. Es würde dann der 
Verband endgültig verpflichtet sein, dem der Re­
gierungspräsident B. zugewiesen hätte.

Der Kläger ist der Auffassung, es komme nicht 
die Verordnung vom 17. Dezember 1923, sondern 
§ 12 FV. und §§ 4, 5 Pr. AusfV. vom 17. April
1924 zur Anwendung. Da B. Me preußische 
Staatsangehörigkeit besitze, länger als ein Jahr aus 
dem Reiichsgebiet entfernt gewesen und inneelsalb 
eines Monats nach Rückkehr aus dem Auslande 
hilfsbedürftig geworden sei, so fei gemäß § 5 
Pr. AusfV. der Beklagte endgültig verpflichtet.

Der Beklagte hat diesen Ausführungen wider­
sprochen.

Der Vorderrichter hat den Beklagten dem 
Klageanträge entsprechend verurteilt.

Gegen dieses Urteil hat der Beklagte Berufung 
eingele^.

Der Kläger hat erwidert: Nach einer in 
Nr. 23 der Zeitschrift für das Heimatwesen vom 
1. Dezember 1925 abgedruckten Erklärung des Reichs- 
Ministers des Innern über verschiedene Flüchtlings- 
fragen sei 8 12 FV. nur dann nicht anwendbar,, 
wenn Lagerflüchtlinge oder neu eintreffende Flücht­
linge in dem in §§ 1, 2 der Verordnung vom 
17. Dezember 1923 vorgelesenen Verteilungsverfahren 
einer Gemeinde zugewiesen worden seien. Da vor­
liegendenfalls eine Zuweisung nicht erfolgt sei, sei 
§ 12 FV. und vie Pr. AusfV. anwendbar und 
danach der Beklagte endgültig verpflichtet.

Dem Rechtsmittel war der Erfolg zu versagen.
In Frage kommen die Bestimmungen des § 12 

Abs. 2 FB. und des § 4 Abs. 1 Pr. AusfV. vom 
17. April 1924. Wird B. durch diese Bestimmungen

erfaßt, so ist der Beklagte endgültig fürsorgepflich- 
tig, weil B. als preußischer Staatsangchöriger in 
Iserlohn im Bezirke des Beklagten geboren ist. 
Der Beklagte ist demgegenüber der Auffassung, nicht 
die gedachten Bestimmungen, sondern § 14 der 
Verordnung über die Auflösung der Flüchtlingslager 
vom 17. Dezember 1923 und der Erlaß des Preuß. 
Ministers für Volkswoh-lfahrt vom 15. Mai 1924 
kämen zur Anwendung. Dies ist jedoch nicht zu­
treffend.

Der Grund allerdings, den der Kläger für die 
Anwendbarkeit des § 12 FV. anführt, daß nämlich 
eine Zuweisung des B. an eine Gemeinde nicht er­
folgt sei, ist nicht durchschlagend. U n t e r st e l l t 
man. daß B. zu den,.Vertriebenen" im Sinne des 
§ 14 des Wohnungsmangelgesetzes vom 26. Juli 1923 
gehört, so ist die Rechtslage folgende:

Die Verordnung vom 17. Dezember 1923 stellt, 
wie das Bundesamt in der in Bd. 62, S. 77 ff?) 
der amtlichen Sammlung abgedruckten Entscheidung 
vom 26. September 1925 in Sachen Srhtteide-' 
mühl'/. Wanzleben und in der ebenda S. 212 ff?) 
abgedruckten Entscheidung vom 28. November 1925 
in Sachen Münsterberg'/. Westfalen mit eingehen­
der Begründung dargelegt hat. eine Ausnahme von 
§12 FV. dar. die dessen Anwendung ausschließt. 
Nach § 14 Abs. 2 der Verordnung hat das zur 
Uebernahme verpflichtete Land die Kosten der vor­
läufigen Fürsorge endgültig zu tragen, es hat jedoa> 
die Befugnis, durch Anordnung der obersten Lan­
desbehörde diese Verpflichtung auf seine Fürsorge­
verbände zu übertragen. Ist dies, was oorliegen- 
falls in Betracht kommt, durch das Land Preußen 
mit dem Erlaß vom 15. Mai 1924 (Volkswvhlfahrt 
V. S. 227) in der Weise geschehen, daß die dem 
Lande obliegende Verpflichtung auf den Bezirks­
fürsorgeverband der Gemeinde übertragen worden 
ist, der der Unterstützte gemäß § 2 der Verordnung 
zugewicsen morden ist, so ruht auf diesem Bezirlrs- 
fürsorgeverband die endgültige Fürsorgepflicht. So­
lange im einzelnen Falle eine Zuweisung im Sinne 
des angezogenen § 2 nicht stattgefunden hat, ist die 
Verwirklichung des Erstattungsanspruchs des vor­
läufig Fürsorge gewährenden Verbandes gehemmt. 
Auf welche Weise die Zuweisung baldigst erwirkt 
werden kann, ist in den Erlassen des Preuß. Mi­
nisters des Innern vom 7. Februar 1.24 und vom 
24. Dezember 1924 (Min.-Bl. f. d. Innere Verwal­
tung 1924, 143/144 und 1229) bestimmt.

Der in dem Schrei.den des Reichs- 
Ministers d. Innern vom 2 9. Juli 1925 
an den Preuß. Minister für Volks- 
w o 1) l f a () r t* * 3) zum Ausdruck gebrachten 
Auffassung — der eine die Gerichte bindende 
Kraft nicht zukommt —. daß.fallsdieinden 
§ § 1,und2derVerordnungvom 17. De­
zember 1923 vorgesehenen Ueberivei- 
t u n g nicht erfolgt sei. die Anivend- 
barkcit des §12 FV. nicht abgelehnt 
werden könne, vermag sonach das 
Bundesamt nicht beizutretcn.

Dagegen ist aus einem anderen Grunde die An­
wendbarkeit des § 12 FV. gegeben. § 14 der Ver­
ordnung vom 17. Dezember 1923 trifft nur solche 
neu cintreffende Personen, die nach Maßgabe des 
§ 14 des Wohnungsmangelgesetzes vom 26. Juli 1923 
als Vertriebene gelten. Dort heißt es: „Deutsche, 
die aus dem Auslande oder einem anderen be-

n Die Fürsorge 1925 S. 398.
-) l. Iahrg. dieser Zeitschrift S. 566.
3) Abgedruckt in der Zeitschrift für das Heimat- 

wesen 1925 Sp. 692.
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setzten oder infolge des Friedensschlusses aus dem 
Reichsgebiet ausgeschiedenen oder einem eiüev 
anderen Verwaltung unterstehenden Landesteila 
vertrieben worden sind, sind ................... vor­
zugsweise zu berücksichtigen. Es ist hier nicht 
mit ausdrücklichen Worten gesagt, daß 
die Vertreibung im Zusammenhang 
mit dem Kriege stehen muß. nach der 
Entstehungsgeschichte des Gesetzes 
vom 2 6. Full 1923 kann dies aber- 
keinem Zweifel unterliegen. § 14 des 
RG. vom 26. Juli 1923 ist an die Stelle des § 9 c 
der Bekanntmachung über Maßnahmen gegen Woh­
nungsmangel in der Fassung des Gesetzes vom 
11. Mai 1920 (Reichsgesetzbl. S. 1143) getreten, der 
dahin lautet: „Deutsche, die unter den Einwirkungen 
des Krieges aus dem Ausland geflüchtet oder ver­
trieben worden sind, sowie Deutsche, die zur Er­
füllung einer Wehrpflicht aus dem Ausland nack 
Deutschland zurückgekehrt sind und denen jetzt von 
der ausländischen Regierung die Rückkehr nach 
ihrem Wohnort verboten oder erschwert wird, sind 
von der Gemeinde bei der Unterbringung der Wohk- 
nungsuchenden vorzugsweise zu berücksichtigen." 
Wenn in dem § 14 RG. vom 26. Juli 1923 das 
Moment, daß di^ Flucht oder Vertreibung unte^ 
den Einwirkungen des Krieges erfolgt sein muß, 
nicht wieder besonders hervorgehobcn ist, so ist dies 
nicht etwa deshalb geschehen, weil man von dieser 
Voraussetzung hätte absehen wollen, sondern viel­
mehr deshalb, weil der Begriff „Vertriebene" in 
der Zwischenzeit ein feststehender Begriff in dem 
Sinne: „infolge Kriegseinwirkung vertrieben" ge­
worden war.

Die beiden angezogenen Bestimmungen in ihrem 
inneren Zusammenhänge ergeben aber weiter, daß die 
Behandlung >cincr Person als „Vertriebener" von 
dem Vorhandensein eines zweiten Moments abhängig 
ist. Es w i r d vorausgesetzt, daß di. e 
Person bei Ausbruch oder mährend 
des Krieges im Ausland ansässig ge­
wesen ist, dort gewohnt hat. und daß 
sie infolge des Krieges der Möglich­
keit, weiter dort zu wohnen, vertu st ig 
gegangen ist. Nicht dagegen finde,1 
§ 14 des Wohnungsmangelgesetzes 
nach Wortlaut und Sinn Anwendung 
auf Personen, d i e er st nachdem Kriege 
sich ins Ausland begeben haben und 
von dort, wenn auch lediglich deshalb, 
weil sie deutsche Reichsangehörige 
s'i n d , q u s g c w i esen worden sind.

Borliegcndenfalls hat B. erst im Februar 1923 
in Neuseeland Aufenthalt genommen und er ist 
im Oktober 1924 von dort ausgcwiesen worden. 
Mag diese Ausweisung immerhin lediglich mit Rück­
sicht auf seine deutsche Reichsangchörigkeit erfolgt 
und sic als eine Kriegswirkung anzusehen sein, 
so fehlt es doch an der Voraussetzung, daß B. 
vor oder während des Krieges in Neuseeland an­
sässig gewesen war.

Es war danach zugunsten des Klägers fest- 
zustcllen, daß ein Tatbestand, der die Anwendung 
der Ausnahmevorschriftcn des § 14 der Bekannt­
machung über die Auflösung der Flüchtlingslager 
vom 17. Dezember 1923 und des Erlasses des Prcuß. 
Ministers für Volkswohlfahrt vom 15. Mai 1924 
rechtfertigen würde, nicht vorlicgt.

Kommen also die allgemeinen Vorschriften des 
§ 12 Abs. 2 FV. und des § 4 Abs. 1 Pr. AusfV. 
vom 17. April 1924 zur Anwendung, so ist der Be­
klagte zur Erstattung der notwendigen Pflege­
kosten verpflichtet.

Gewährt ein Fürsorgeoerband einem Hilfs­
bedürftigen über die Reichsgrundsiitze hinaus Hilfe, 
so sind die Aufwendungen auch gegenüber dem 
Fürsorgeoerbande eines anderen Landes erstattungs­
fähig, sofern die Hilfe nach den landesrechtlichen 
Bestimmungen zulässig war. Dies folgt aus 8 16 
Abs. 1 in Verbindung mit § 6 Albs. 1 und 2 FD. 
und § 35 Abs. 1 RGS. § 35 Abs. 2 RGS- ist 
rechtsungültig.

Nach bayerischem Landesrecht gehört die Unter­
bringung schulentlassener Minderjähriger in Lehr­
stellen und die Aufwendung der hieraus erwachsenden 
Kosten zu den Aufgaben der öffentlichen Fürsorge. 
Ein bayerischer Fürsorgcverband kann daher Er­
stattung dieser Kosten auch von einem nichtbaye­
rischen Fürsorgeverbande fordern.

(Urteil des Bundesamts für das Heimatwescn 
vom 6. März 1926. BFB. Stadt Dinkelsbühl 
gegen BFB. Stadt Frankfurt a. M. — Ber. L.

Nr. 18. 26 —.)

Aus den Gründen:
Die Frage, in welchem Umfange Fürsorge­

kosten erstattungssähig sind, ist in dem tz 16 Abs. 1 
FP. geregelt. Hiernach richtet sich die Höhe der zu 
ersetzenden Kosten nach den Grundsätzen, die am 
Unterstützungsorte für die Unterstützung Hilfsbedürf­
tiger gleicher Art gelten. Diese Grundsätze müssen 
den gemäß § 6 Äbs. 1 FB- von dem Lande er­
lassenen Bestimmungsn über Voraussetzung, Art und 
Maß der zu gewährenden Fürsorge entsprechen 
und diese landesrechtlichen Bestimmungen wiederum 
müssen sich nach der in dem. § 6 Abs. 1 FD. ge­
gebenen Einschränkung im Rahmen der 
rcichsrechtlichen Vorschriften hallen, zu 
denen in erster Linie die gemäß tz 6 Abs. 2 FB. 
von der Reichsregierung aufgestellten Grundsätze 
gehören. Nach Artikel 9 ll der bayerischen 
vorläufigen Ausführungsverordnung zur Fürsorgc- 
verordnung vom 27. März 1924 gelten für die 
Armenpflege einschließlich der Fürsorge für hilfs­
bedürftige Minderjährige entsprechend die Bestim­
mungen des bayerischen Armengesetzes vom 21. August 
1914. Im Artikel 3 Abs. II Nr. 3 dieses 
Gesetzes ist als Pflichtaufgabe der 
öffentlichen Unterstützung die Sorge 
für die erforderliche Erziehung und 
Ausbildung der Kinder v.orgeschrie­
ben. Hierunter fällt nach ständiger 
bayerischer Uebung auch die Unter­
bringung schulentlassener Minder­
jähriger in Lehrstellen und die Auf­
wendung der hieraus erwachsenden 
K o st e n. Da somit die Unterbringung des Hans K. 
in einer Lehrstelle und die Gewährung der deshalb 
erforderlichen Unterstützung durck den Kläger den 
gemäß § 6 Abs. 1 FB. erlassenen bayerischen Be­
stimmungen entsprach, so ist lediglich zu prüfe»!, 
ob diese bayerischen Pestimmnngcn sich im Rahmen 
der reichsrechtlichen Vorschriften halten. Der in­
soweit in Petracht kommende § 6 Abs. 1 der 
Reichsgrundsätze über Voraussetzung, Art und Maß 
der öffentlichen Fürsorge vom 4. Dezember 1924 
rechnet zum notwendigen Lebensbcdarf. den die 
öffentliche Fürsorge dem Hilfsbedürftigen gewähren 
muß. unter 6 bei Minderjährigen Erziehung und 
Erwerbsbcfähigung. Ob die Erwerbsbefähigunq auch 
die Unterbringung schulentlassener Minverjähriger 
in Lehrstellen und die Aufwendung der hieraus er­
wachsenden Kosten umfaßt, ist zweifelhaft. Einer Ent­
scheidung dieser Zweifelsfrage bedarf es jedoch nicht, 
denn nach § 35 Abs. 1 der Reichsgrundsätze sind die

J
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Länder durch die Reichsgrundsätze nicht gehindert, den 
Hilfsbedürftigen über die Reichsgrundsätze hinausHrlfe 
zu gewähren. Nimmt man an, daß Erwerbsbefähi­
gung die Unterbringung schulentlassener Minderjäh­
riger in Lehrstellen und die Aufwendung der hieraus 
erwachsenden Kosten nicht umfaßt, so würde sich gleich 
wohl das bayerische Landesrecht, das diese Art der 
Fürsorge für Minderjährige zuläßt, mit R ü ck - 
sicht auf § 35 Abs. 1 FV. im Rahmen der 
reichsrechtlichen Vorschriften halten. Da somit 
die hier fragliche Bestimmung des 
bayerischen Landesrechts in je. dem 
Falle im Rahmen der reichsrechtlichen 
Vorschriften liegt, so sind die von 
dem Kläger geforderten, nach baye­
rischem Landesrechte aufgewendeten 
Kosten gemäß § 16 Abs. 1 FV. er­
statt u n g s f ä h i g.

§ 35 Abf. 2 der Reichs Grundsätze 
kann außer Betracht bleiben. Er bestimmt, daß 
Ersatz der aufgewendeten Kosten von den Fürsorge- 
verbändcn eines anderen Landes nur verlangt werden 
kann, soweit sich die 5)ilfe im Rahmen der reichs- 
rechtlichcn Grundsätze hält. Diese Bestimmung be­
trifft nicht Voraussetzung, Art und Maß der Für­
sorge. sondern den Umfang derer st attungs- 
fähigen Kosten. Sie überschreitet somit die 
in dem § 6 Abs. 2 FV» der Reichsregierung ge­
gebene. auf Voraussetzung. Art undMaß 
der Fürsorge beschränkte Befugnis zur 
Aufstellung von Grundsätzen und ist daher rechts­
ungültig.

Die Erziehung und Erwerbsbefähigung hilfs­
bedürftiger Blinder und Taubstummer gehört feit 
dem 1. April 1924 nach Reichsrecht zu den Aufgaben 
der öffentlichen Fürsorge. Die Vorschriften des 
8 12 Abf. 4 und 5 des Preußischen Gesetzes vom 
7. August 1911, betreffend die Beschulung blinder 
und taubstummer Kinder, gelten daher seit 1. April 
1924 nicht mehr. Ist ein blindes Kind vor dem 
1. April 1924 auf Grund des Preußischen Gesetzes 
vom 7. August 1911 in einer Blinden-Unterrichts- 
anstalt untergebracht und dort über den 1. April 
1924 hinaus gepflegt worden, so muß der BFB. des 
Ortes, wo das Kjnd vor Unterbringung in der An­
stalt seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte, dem 
LFD., der für die Anstaltspflcge gesorgt hat, die 
Kosten dieser Pflege für die Zeit seit 1. April 1924 
erstatten (Preuß. AusführungsDO. zur FV. 8 7 
Abf. 2).

(Urteil des Bundesamts für das Heimatwesen 
vom 26. Juni 1926, LFV. Nieder- und Ober- 
schlcsien gegen BFV. Oppeln — Der. l,.

Nr. 181. 25 —

Aus den Gründen:
Nach altem Rechte waren die Kosten, welche 

auf Grund des Gesetzes vom 7. August 1911, betr. 
die Beschulung blinder und taubstummer Kinder 
entstanden sind, /reine Armenpflegpkosten (vgl. 
Entsch. BA. 46. 49. 49. 65, Preußisches Verwal- 
tungsblatt Bd. 34 S. 135). Dieser Zustand hat 
sich mit dem 1. April 1924, dem Inkrafttreten der 
Fürsorgeverordnung geändert. Nach Nr. 2 der 
gemäß 8 6 FV. erlassenen Grundsätze über Vor­
aussetzung. Art und Maß der öffentlichen Fürsorge 
vom 27. März 1924 (Reick)sgcsetzbl. I S. 379. 
Baath, FV. 3. Auflage Seite 32) galt für hilfs­
bedürftige Minderjährige zunächst 8 49 Abs. 1

und 2 des Reichsgesetzes für Iugendwohlfahrt vom 
9. Juli 1922 (Reichsgesetzbl. ! S. 633). 8 49
Abs. 1 Iugendwohlfayrtgesetz bestimmt, daß Min­
derjährigen im Falle der tzilfsbedürftigkeit der not­
wendige Lebensbedarf einschließlich der Er­
ziehung und der E r w e r b s b e f ä h i g u n g zu 
gewähren ist. Diese Vorschrift ist in 8 66 der 
jetzt geltenden Reicl>sgrundsätze vom 4. Dezember 
1924 (Reichsgesetzbl. I S. 765. Baath a. a. O. 
S. 44) ausgenommen morden. In Preußen war 
bisher Erziehung und Erwerbsbefähigung Minder­
jähriger nicht Aufgabe der Armenpflege. Dieser 
Standpunkt mußte mit dem Inkrafttreten der reichs­
rechtlichen Fürsorgeverordnung verlassen werden. 
Deshalb bestimmt § 6 der Preuß. Ausführungs­
verordnung zur Fürsorgeverordnung vom 17. April 
1924 (Pr. GS. S. 210. Baath a. a. O. S. 193). 
daß die Landesfürsorgeoerbände für Bewahrung«, 
hilfsbedürftiger Taubstummer und Blinder, soweit 
sie der Anstaltspflege bedürfen, in geeigneten An­
stalten Sorge zu tragen haben und daß bei Minder­
jährigen diese Fürsorge auch die Erziehung und Er- 
wcrbsbefähigung umfaßt. Daß auch volljährigen 
Blinden, Taubstummen und Krüppeln Erwerbs­
befähigung zu gewähren ist, ist inzwischen durck 
das Preuß. Gesetz vom 17. Februar 1926 (Pr. GS. 
S. 79) zum Ausdruck; gebracht worden. Räch 
dem Recht der Fürsorgen erordnung 
sind die hilfsbedürftigen Taubstum­
men und Blinden Gegen st a nd der all­
gemeinen Fürsorge gcivorden und die 
Vorschriften des 8 12 Abs. 4 und5 des 
Gesetzes vom 7. August 1911, welche 
die Erstattung der Anstaltskosten 
für hilfsbedürftige taubstumme und 
blinde Kinder betrafen, insoweit in 
Fortfall gekommen. Die dort in Bezug ge­
nommenen 88 31 a. c des Pr. AusfGes. zum 
Unterstützungswohnsitzgcsetz vom 8. Mürz 1871 
(Pr. GS. S. 130) in der Fassung des Gesetzes vom 
11. Juli 1891 (Pr. GS. S. 300) sind daher durch 
8 33 Pr. AB. zur Fürsorgeoerordnung ausdrücklich 
aufgehoben*) und durch 8 7 Abs. 2 der Pr. AD.

Unbestritten ist Oskar P. hilfsbedürftig im Sinne 
der Fürsorgeverordnung. Wenn es sich nun auch 
nur um Ansprüche aus der Zeit seit dem 1. April 
1924 handelt und für diese grundsätzlich das neue 
Recht gilt, so kann doch zur Feststellung des end­
gültig fürlorgepflichtigen Verbandes auch auf vor 
dem 1. April 1924 liegende Talumstünde, insbe­
sondere Anstaltsaufnahme, zurückgegriffen werden 
(BA. 61. 109)2). Da nun der Knabe vor der 
Aufnahme in die Blindenunterrichtsanstalt Breslau 
vom 18. Juni 1923 den gewöhnlichen Aufenthalt 
im Bezirke des Beklagten hatte, so ist dieser end- 
gültig sürsorgcpflichtig.

*) D. h. 8 33 Abs. 1 Preuß. AusfVO. zur 
FV. hat das Preuß. AusfGes. zum UWG. mit 
Ausnahme der 88 6. 8. 38. 57. 58 und 59 aufge­
hoben. Hieraus folgt, daß auch die oben genann- 
ten 88 33 a und 33 c aufgehoben worden sind, 
zur FV. ersetzt worden. Damit ist die Be.rechti- 
gung des Klägers gegeben, die ihm durch den 
hilfsbedürftigen und anstaltspflcgcbedürftigen Kna- 
ben Oskar P. feit dem I. April 1924 entstandenen 
Anstaltspflegekosten auf Grund der Vorschriften der 
Fürsorgevcrordnung und der dazu ergangenen 
Preuß. AusfVO. gegen den endgültig für- 
sorgcpflichtigcn Bezirksfürsorgevcrband einzüklagen.

2) Die Fürsorge 1925 S. 106.
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Ist einem von der Polizeibehörde aus dem 
Lande ausgemiesenen lästigen Ausländer durch die 
Unterstützung einer Fürsorgebehörde die Reise nach 
einem Orte im Innern des Landes ermöglicht worden 
und muß der Ausländer an diesem Orte alsbald 
wieder öffentliche Fürsorge in Anspruch nehmen, 
so liegt Abschiebung vor: die Fürsorg^ehörde hätte 
bei der Polizei auf die Durchführung der Auswei­
sung des Ausländers oder auf seine Inhaftnahme 
hinwirken müssen.

(Urteil des Bundesamts für das Heimatwesen 
vom 13. März 1926, BFV. Stadt Berlin 
gegen BFB. Stadt Schneidemühl — Ber.

L. Nr. 26. 26 —.)
Aus den Gründen:

Der Erdarbeiter S., der in Attendorn wohnhaft 
war und im Gerichtsgefängnis zu Arnsberg eine 
Freiheitsstrafe verbüßte, ist durch Verfügung der 
Polizei-Verwaltung zu Arnsberg i. Westf. vom 
26. November 1924 als lästiger Ausländer — Pol­
nischer Staatsangehöriger — aus dem preußischen 
Staatsgebiet ausgewiesen worden. Am 23. Dezem­
ber 1924 wurde er aus dem Gefängnis entlassen. 
In Attendorn erhielt er einen Zuschuß zu den 
Reisekosten. Am 14. Januar 1925 beantragte er 
bei dem Beklagten eine Reisebeihilfe nach Berlin 
zum Polnischen Konsulat, da er keine Ernreise- 
erlaubnis nach Polen bekommen habe und mittellos 
sei. Er erhielt darauf einen Gutschein für eine 
Fahrkarte nach Berlin. In Berlin ist er nach 
der Angabe des Klägers in der Jett vom 22» Ia^ 
nuar bis 17. Februar 1925 unterstützt worden. 
Die Kosten dieser Unterstützung und 25 v. H. Zu­
schlag verlangt der Kläger von dem Beklagten mit 
der Behauptung erstattet, der Beklagte habe sich 
einer Abschiebung schuldig gemacht.

Der erste Richter hat die Klage abgewiesen. 
Er führt aus, es liege, keine Abschiebung vor. S. 
sei in Berlin über eine Woche ohne UMerstützung 
ausgekommen. Der Beklagte habe ihn nicht gegen 
seinen Wunsch in Schneidemühl festhalten können.

Mit der Berufung gegen diese Entscheidung 
macht der Kläger geltend, der Beklagte Hube das 
Vorliegen von Hilfsbedürftigkeit durch Gewährung

der Fahrkarte anerkannt. S. habe in Berlin so­
fort öffentliche Fürsorge nachgesucht. In Schneide­
mühl habe er ausdrücklich Beseitigung seiner Hilfs­
bedürftigkeit beantragt, deren Vorliegen der Be­
klagte nicht geprüft habe. Die zur Ausreise er­
forderlichen Papiere hätten auch auf schriftlichem 
Wege beschafft werden können.

Der Beklagte hält die angefoästene Entschei­
dung für zutreffend und bittet um Zurückweisung der 
Berufung.

Dem Rechtsmtttel konnte der Erfolg nicht ver­
sagt werden. Das Bundesamt für das Heimatwescn 
hat sich in dem Bd. 46, S. 199 abgedruckten Urteil 
allerdings dahin ausgesprochen, daß die Auswei­
sung von Ausländern nicht Sache der Armen­
verbände sei. Im vorliegenden Falle war aber 
S. bereits durch rechtskräftige Ausweisungevcrfü- 
gung der Polizeiverwaltung zu Arnsberg vom 
26. November 1924 mit Frist von vier Tagen nach 
seiner Entlassung aus dem Gefängnis, die am 
23. Dezember 1924 erfolgt ist, als lästiger Aus­
länder aus dem Preußischen Staatsgebiet aus­
gewiesen worden. Diese Verfügung beruhte auf 
§ 10 ALR. II, 17 in Verbindung mit den Pr. Ges. 
vom 11. März 1850 über die Polizeiverwaltung 
(GS. S. 265). Als S. dann am 14. Januar 1925 
in Schneidemühl Reisegeld nach Berlin verlangte-, 
hielt er sich bereits geraume Zeit unerlaubterweise 
im Preußischen Staatsgebiet auf. Der Be­
klagtehätte daher nötigenfalls durch 
Anrufen der Polizeibehörde für die 
Durchführung der Ausweisung aus 
Preußen o d >e r Inhaftnahme des S. be­
sorgt sein müssen, durfte ihm aber den 
Aufenthalt in Preußen nicht noch länger ermög­
lichen und ihn sogar mit Reisegeld ver­
sehen. um na 6) Berlin zu gelangen. 
Diese Maßnahme des Beklagten war pflichtwidrig 
und hat dazu geführt, daß S. binnen kurzem (be­
reits am 22. Januar) in Berlin unterstützt werden 
mußte. Der Beklagte ist daher dem Kläger auf 
Grund des § 17 FV. ersatzpflichtig.

Der Beklagte mußte daher unter Abänderung 
der angefochtenen Entscheidung nach dem sonst nicht 
bemängelten und bedcnkenfreien Klageanträge ver­
urteilt werden.

Entscheidungen des Reichsversorgungsgerichtes.
Mitgeteilt von Ober-Rcg.-Rat vr. B e h r e n d, Mitglied des Reichsoersorgungsgerichts.

Ablauf der Antragsfrist bei Hinterbliebenenrenten.
Die Vorschriften der §§ 54 und 111 

Abs. I des Reichsversorgungsgesetzes 
über die Anmeldiing des Anspruchs auf 
Hinterbliebenenrente finden keine 
Anwendung, wenn der Tod vor dem 
1. April 1920 e i ng e 1 ret en ist.

Der Ehemann und Vater der Kläger ist im 
Jahre 1915 gefallen und sein Tod standesamtlich 
beurkundet. Am 30. Mai 1925 erhoben die Kläger 
Anspruch auf Witwen- und Waisenrente. Die Vor­
instanzen haben den Anspruch abgelehnt, weil die 
A n m e l d u n g s f r i st c n der §§ 52, 53. 111 des 
Reichsvcrsorgungsgesetzes nicht gewahrt seien. 
In ihrem rechtzeitig eingelegten Rekurse machen 
die Kläaer geltend, sie seien vom Gemeindevorstchicr 
fall< dr . hrt worden,' dieser habe der Witwe auf 
Be " r-i-. nöffnet, sie könne keine Rente erhalten. 
d< r , bedürftig sei.

Der Rekurs ist begründet. Wenn die Darstel­
lung der Kläger richtig ist, toefre in der seitens 
einer amtlichen Stelle der Witwe zuteil gewordenen 
unrichtigen Rechtsbel-ehrung zweifellos ein außerhalb 
ihres Willens liegender Umstand zu erblicken, der 
sie an der rechtzeitigen Anmeldung ihres Versor­
gungsanspruches gehindert hat (§ 53 Absatz 1 Nr. 4) 
des Reichsverftrgungsgcsetzcs. Es bedurfte jedock 
keiner weiteren Erhebungen in dieser Beziehung, 
da die Entscheidungen der Vorinstanzen schon aus 
allgemeinen rechtlichen Erwägungen nicht aufrecht 
erhalten werden können.

Für die Entstehung des Rcntenanspruchs ist — 
was der Beklagte und der Vorderrichier verkannt 
haben — nicht das Reichsversorgungsgesetz, sondern 
das Militärhinterbliebcnengcsctz vom 17. Mai 1907 
maßgebend, da der Tod des Ehemanns und Vaters 
der Klüger noch unter der Herrschaft dieses Ge­
setzes eingetreten ist. Im Gegensatz zum Mann- 
schaftsvcrsorgungsgesetz, das für Beschädigtenrcnten
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eine besondere Anmeldung oorschreibt und den Be­
ginn der Rentenzahlung vom Zeitpunkt der Anmel- 
oung abhängig macht (vergleiche §§ 2, 32 a. a. O), 
sind nach dem Militärhinterbliebenengesetz die Hin- 
terbliebenengebührnisse von Amts wegen festzustellcn, 
und dir Zahlung dieser Gebührnisse beginnt — ohne 
Rücksicht darauf, ob ein Versorgungsantrag gestellt 
ist oder nicht — mit dem Ablauf der Zeit, für die 
Gnadengebührnifse gewährt sind, oder, wenn fold>c 
nicht gewährt sind, mit dem auf den Sterbetag fol­
genden Tage (§§ 28, 29 a. a. Oi.).

Das Reichsversorgungsgesetz vom 12. Mai 1920 
führte zwar das Erfordernis eines besonderen An­
trages auch für Hinterbliebenenrenten ein. Rach 
§ 101 Absatz 1 a. a. O. gilt dieses Gesetz jedoch 
erst seit dem 1. April 1920. Zu diesem Zeitpunkt 
war aber der Anspruch der Kläger auf Hinterbliebe­
nenversorgung nach § 29 des Mttitärhinterbliebcnen- 
gesetzes bereits entstanden; es bedurfte also keines 
besonderen Antrages mehr, um ihn zur Entstehung 
zu bringen. Der Umstand, daß entgegen den ge­
setzlichen Vorschriften den Klägern kein Witwen- 
und Waifengeld nach dem Militärhrnterbliebenen- 
gesctz gezahlt worden ist, vermag an dieser klaren. 
Rechtslage nichts zu ändern. Auch der § 102 des 
Reichsversorgungsgesetzes schreibt vor, daß die auf 
Grund der bisher geltenden Gesetze „zu zahlenden' 
— nicht „gezahlten" — Versorgungsgebührnisse nach 
dem I. April 1920 so lange weitergezahlt werden, 
bis die Gebührnisse nach dem Reichsversorgungs- 
gesetz festgestellt sind. Zm vorliegenden Falle waren 
daher den Klägern von dem auf den Sterbetag fol­
genden Tage an Hinterbliebenengebührnisse nach 
dem Militärhinterbliebenengesetz vom 17. Mai 1907 
zu zahlen und mit Wirkung vom I. April 1920» 
nach dem Reichsversorgungsgesetz umanzuerkennen. 
Der Beklagte, der dieser Verpflichtung bisher nicht 
genügt hat. wäre an sich zur Nacl^ahlung der gc- 
sanften rückständigen Beträge verpflichtet. Da aber 
nach Artikel 21. IV der Pcrsonal-Abbau-Verord- 
mtng vom 27. Oktober 1923 Nachzahlungen für 
die Zeit vor dem I. Januar 1923 nicht mehr ge- 
währt werden, mar er nur zur Zahlung der Wit­
wen- und Waifenrente von diesem Zeitpunkt an 
zu verurteilen.

(Entsch. des 1. Senats vom 15.Juni 
192 6 — M 18144/251.)

Zur Auslegung der durch Ges. vom 8. Juli 1926 
geänderten Bestimmungen des RDG.

Nr. 3 und 6 des Artikel! des 
Vierten Gesetzes zur Abänderung 
des R e ichs v e r s o rg u n g s g e s-e tz e s vom 
8. Juli 1926 (Retchsgcsctzblatt Teil ! 
Seite 39 8) sind als Legalinterpreta- 
tion der § § 33 und 52 des Reichsver­
sorgungsgesetzes anzusehen.

Der Kläger wurde im Kriege durch Granat- 
splitter am rechten Auge und am rechten Oberarm 
verwundet. Das Auge mußte entfernt werden; 
die Armverwundung hat eine Schwäche des Ober- 
arms zur Folge gelebt. Außerdem ist auch die 
Sehkraft des linken Auges herabgesetzt — eine Ge- 
sundheitsstörung. die jedoch nicht mit der erlittenen 
Dicnstbeschädigung zusammenhängt. Für die Fol­
gen seiner Verwundung erhielt dc,r Kläger zunächst 
eine Rente von 331/3 v. 5). nach dem Mannsä-nsts- 
vcrsorgungsgesetz vom 31. Mai 1906. Durch Um- 
anerkcnnungsbcscheid vom 17. August 1922 wurde 
die Rente nach dem Reichsversorgungsgesetz vom 
I. Februar 1921 an auf 40 v. 5). festgesetzt. Auf

die Berufung des Klägers sprach ihm das Dcrsor- 
gungsaericht mit Wirkung vom 1. Februar 1921 
eine Rente von 50 v. H. zu. Der Kläger ist von 
Beruf Buchbinder; unmittelbar vor seiner Einberu­
fung zum Heeresdienst war er jedoch 41/2 Monate 
als Postaushelfer beschäftigt gewesen. Nach dem 
Kriege versuchte er zunächst wieder als Buchbindsr 
zu arbeiten, war jedoch infolge seines Dienstbeschä- 
digungsleidens hierzu nicht imstande und mußte 
zu Beginn des Jahres 1919 seine Stellung auf­
geben. Er trat dann, wiederum in den Postdilcnst 
ein und bekleidet jetzt die Stelle eines Postschaffners 
beim Postamt II in Halle.

Am 30. Juli 1924 stellte er einen Antrag 
auf Gewährung des Beamtenscheins, 
da er in seinem früheren Beruf als Buchbinder 
nicht mehr wettbewerbsfähig fei. Er gibt an, er 
habe, als er vor dem Kriege aushilfsweise bei der 
Post eintrat, seinen Buchbinderbcruf nicht aufgeben 
wollen; vielmehr sei er damals infolge der schlecht 
ten Wirtschaftslage in der Papierindustrie aus seiner 
Stelle entlassen worden und habe nur vorübergehend 
Beschäftigung als Aushelfer im Postdienst gesucht. 
Das Versorgungsamt lehnte den Antrag ab, da die 
Anmeldefrist der §§ 52 und 111 des Reichs- 
oersorgungsgesetzes versäumt sei. Das Versorgungs­
gericht dagegen verurteilte auf die Berufung des 
Klägers den Beklagten zur Erteilung des Beamtekr- 
fcheins. Es hielt in Uebereinstimmung mft der 
ständigen Rechtsprechung des Reichsversorgungs- 
gerichts die Anmeldefrist für gewahrt und sah auch 
die Voraussetzungen des § 33 des Reichsversorgungs­
gesetzes für die Gewährung des Beamtem'scheins 
als erfüllt an. Gegen dieses Urteil wendet sich 
der Beklagte in seinem Rekurse. Er maclst in 
erster Linie die Versäumung der Anmeldefrist gel­
tend, hält aber die Entscheidung des Versorgungs­
gerichts auch sachlich nicht für gerechtfertigt, da der 
Kläger schon vor dem Kriege im Postdienst tätig 
gewesen sei und diesen Beruf auch jetzt in wett»- 
bewerbsfähiger Wqife weiter ausllbe.

Der Rekurs des Beklagten ist begründet. Nach 
der bisherigen Reästfprechung des Rcichsversorgungs- 
aerichts, die von der Einheitlichkeit des 
Versorgungsanspruchs ausgiiw, konnte 
der Beschädigte, wenn der Anspruch auf Rente recht­
zeitig angemeldet und anerkannt war. später bei 
Geltendmachung eines anderen Verforgunqsanspruchs 
nicht mehr wegen Versäumung der Fristen der 
§§ 52, 53 und 111 des Reichsversorgungsgesetzes 
mit seinem Anspruch ausgeschlossen werden (zu ver- 
gleichen die grundsätzliche Entscheidung des Xlll. Se­
nats vom 2. Mai 1925. Entscheidungen des Reichs­
versorgungsgerichts. Band 5 Seite 38 Nr. 12). 
Diese Rechtslage hat jedoch durch das 
Vierte Gesetz zur Abänderung des 
Neichsversorgungsgesctzcs vom 8. Juli 
1926 (Rc'ichsgesetzblatt Teil I Seite 
3 9 8) eine Acndcrung erfahren, Artikel l Nr. 3 
dieses Gesetzes hat den § 33 Abs. 1 des Reichsoer- 
sorgungsgesctzes dahin abgeändert, daß Schwer­
beschädigte auf besonderen Antrag neben 
der Rente einen Bcamtcnschein erhalten, wenn die 
Voraussetzungen der Nr. I und 2 a. a. O. erfüllt 
sind. Zn Uebereinstimmung hiermit sind durch Ar­
tikel l Nr. 6 des Abänderungsgesetzes im § 52 
des Reichsvcrforgungsgesetzes die 'Worte „den Ver- 
sorgungsanspruch" durch die Worte „feine Vcrsor- 
gungsansprüche" ersetzt worden: der § 52 lautet da- 
her jetzt folgendermaßen: „Der Beschädigte muß 
seine Versorgungsansprüchc zur Ver­
meidung des Ausschlusses innerhalb zweier Jahre
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nach dem Bescheiden aus dem Militärdienst an­
melden." Damit ist der Grundsatz der Einheitlich­
keit des Versorgungsanspruchs durchbrochen: unter 
den ..Versorgungsansprüchen" im Sinne des Ab- 
Lnderungsgcsetzes sind die Ansprüche auf die in 
§ 3 des Neichsversorgungsgesetzes unter Nr. 1 bis 6 
aufgeführten verschiedenen Arten der Versorgung 
(Heilbehandlung, soziale Fürsorge, Rente, Pflege­
zulage, Beamtenschein usw.) zu verstehen, deren 
jeder besonders anzumelden 'ist, unter Wahrung der 
Fristen oer §§ 52, 53 und 111 a. a. O. Ist daher 
der Anspruch auf Rente rechtzeitig angemeldet und 
anerkannt worden, so ist damit die AnmeHefrist 
lediglich bezüglich der Rente gewahrt,- will dür 
Beschädigte einen Anspruch auf Erteilung des Bei- 
anrtenscheins geltend machen, so bedarf eis hierzu 
eines besonderen Antrages innerhalb der vorgeschrie­
benen Frist.

Zweifelhaft ist nur, ob von der Gesetzesänderung 
auch solche Anträge betroffen werden, die vor dem 
Inkrafttreten des Abänderungsgesetzes, das heißt vor 
dem 13. Juli 1926. gestellt sind. Nach Artikel II 
des Gesetzes legt sich dieses bezüglich der hier in 
Frage kommenden Vorschriften keine rückwirkende 
Kraft bei. Aus der Begründung zu Nr. 3 und 4 
des Gesetzentwurfs (Drucksachen des Reichstags. 
III. Wahlperiode 1924/26, Nr. 2138 Seite 2) geht 
jedoch klar hervor, daß vom Gesetzgeber eine 
Legalinterpretation beabsichtigt war. In 
der Begründung wird ausgeführt, die Vcrsorgungs-- 
behörden Hütten bisher den Standpunkt vertreten, 
daß es zur Geltendmachung der in § 3 des Reichs- 
vcrforgungsgesetzes aufgezählten Ansprüche (Heil­
behandlung, Rente. Beamtenschein) je eines beson­
deren Antrags bedürfe und daß jede dieser Lei­
stungen innerhalb der in den 8§ 52 und 53 vor­
gesehenen Fristen beantragt werden müsse: dieser 
früher unbestrittenen Auffassung stehe jedoch die 
obenerwähnte grundsätzliche Entscheidung des Reichs- 
versorgungsgerichts vom 2. Mai 1925 entgegen, die 
den Grundsatz der Einheitlichkeit des Versorgungs­
anspruchs in dem Sinne auslege, daß die Än- 
erkennung des rechtzeitig angcmeldeten Anspruchs 
auf Rente eine Grundlage für „den Versorgungsl-, 
anspruch im allgemeinen" biete: da diese Auffassung 
jedoch nach der Ansicht des Gesetzgebers rechtsirrig 
sei, solle durch die in Nr. 3 und 4 des Entwurfs' 
vorgesehene Aenderung der §§ 33 und 52 des Reichs­
versorgungsgesetzes derdem Gesetze vonjeher 
zugrundeliegende Gedanke der Selb­
ständigkeit der einzelnen Versorgungsansprüche in 
dem obenerwähnten Sinne k l a r g e st e l l t werden. 
Hiernach kann es kejnem Zweifel unterliegen, daß 
der Gesetzgeber eine Legalinterpretation der §§ 33 
und 52 beabsichtigt hat. Diese Absicht, die auch 
durch Nr. II 3 zu 6 Absatz 2 der Durchführungs­
bestimmungen des Reichsarbeitsministers vom 15. Juli 
1926 (Reichsvcrsorgungsblatt Seite 52) bestätigt 
wird, ist zwar dem Wortlaute des Gesetzes nicht 
ohne weiteres zu entnehmen. Der Senat glaubte 
jedoch auf den aus der Begründung des Gesetz­
entwurfs ersichtlichen Willen des Gesetzgebers ent­
scheidendes Gewicht legen zu sollen, zumal da. wenn 
dem Abänderungsgesetz die rückwirkende Kraft ab­
gesprochen würde, der eigentliche Zweck des ganzen 
Gesetzmerks vereitelt werden würde. Das Abände­
rungsgesetz wollte cs in erster Linie den Bersor- 
gungsbehürden ermöglichen, alle verspätet gestellten 
und nach nicht rechtskräftig erledigten Anträge auf 
Erteilung des Beamtenfchcins wegen Fristverjaumnis 
abzulehnen: gegenüber dieser Bestimmung, deren 
große wirtschaftliche Tragweite auf der Hand liegt.

haben die übrigen Vorschriften des Gesetzes eine ver­
hältnismäßig nur untergeordnete Bedeutung.

Der erkennende Senat hat um so weniger Be­
denken getragen, eine Legalinterpretation im Sinne 
der Begründung zu Nr. 3 und 4 des Gesetzentwurfs 
anzunehmen, als der XII. Senat bereits in einem 
gleichliegenden Falle ebenso entschieden hat (zu ver­
gleichen die grundsätzliche Entscheidung vom 15. Ok­
tober 1925, Entscheidungen des Reichsversorgungs­
gerichts. Band 5. Seite 150, Nr. 41). Es handelte 
sich in dem dieser Entscheidung zugrundeliegenden 
Falle um das Dritte Gesetz zur Abänderung des 
Reichsversorgungsgesetzes und anderer Versorgungs­
gesetze vom 28. Juli 1925 (Rcichsgesetzblatt Teil l 
Seite 163), dessen Artikel IV folgendes bestimmt: 
„Das Gesetz über den Ersatz der durch den Krieg 
verursachten Personenschäden (Kriegspersonenschäden­
gesetz) vom 15. Juli 1922 in der Fassung vom 
30. Juni 1923 wird wie folgt geändert: Im § 2 
Nr. 3 wird folgender Satz als neue Vorschrift 
hinzugefügi: „Für die Versorgung der im § 96 
des Reichsversorgungsgesetzes genannten Personen 
gilt jedoch ausschließlich das Reichsversorgu^gs- 
gesetz." Obwohl auch hier das Gesetz sich keine über 
den 1. April 1925 hinausreichende rückwirkende Kraft 
beilegte, hat der XII. Senat aus der Begründung 
des Gesetzentwurfs gefolgert, daß die dem § 2 Nr. 3 
des Kriegspersonenschädengesetzes hinzugefügte neue 
Vorschrift als eine auch für die rückliegende Zeit 
geltende Legalinterpretation des § 2 Nr. 3 auf­
zufassen sei, mit der der Gesetzgeber der ihm bisher 
vom Reichsversorgungsgericht gegebenen Auslegung 
entgegentreten wollte. Dieselben Erwägungen 
müssen aber dazu 'führen, auch die Vorschrift des 
Artikel I Nr. 3 und 6 des Vierten Gesetzes zur 
Abänderung des Reichsversorgüngsgefetzes vom 
8. Juli 1926 als eine Legalinterpretation der §8 33 
und 52 des Neichsversorgungsgesetzes anzusehen und 
sie demgemäß auch auf solche Versorgungsanträge 
anzuwenden, die vor dem Inkrafttreten des Ab- 
ändcrungsgesetzes gestellt sind. Ebensowenig wie 
in dem der Entscheidung des XII. Senats zugrunde­
liegenden entsprechenden Falle bedurfte es hierzu 
einer Verweisung der Sache an den Großen Senat 
gemäß § 130 des Verfahrensgcsetzes vom 10. Ja­
nuar 1922, da die von der bisherigen Rechtsprechung 
abweichende Auslegung der §§ 33 und 52 des 
Reichsversorgungsgcsetzcs auf einer zwingenden ge­
setzlichen Vorschrift beruht.

Es ist zu prüfen, ob der Kläger den Anspruch 
auf den Beamtenschein innerhalb der 
gesetzlichen Frist angemeldet hat. Die 
Frist des § 52 in Verbindung mit § 111 des Reichs­
versorgungsgesetzes ist zwcisellos versäumt. Aber 
auch die Ausnahmcvorschrist des durch das Gesetz 
vom 8. Juli 1926 neu hinzugcsügten dritten 
Absatzes des 8 53 greift nicht Platz. Selbst wenn 
man zugunsten des Klägers annehmen wollte, das; 
er seinen Buchbinderberuf vor dem Eintritt zum 
Heeresdienst noch nicht endgültig aufgegeben hatte 
und daß er jetzt zur Ausübung dieses oder eines 
anderen ihm zumutbaren Berufs in einem Privat­
betriebe nicht mehr imstande sei, so würde es doch 
an jedem Anhalt dafür fehlen, daß die sachlichen 
Voraussetzungen für die Gewährung des Beamten- 
scheins erst nach dem 31. März 1924 cingetreten und 
die sechsmonatige Frist des 8 53 Abs. 3 gewahrt 
wäre. Die Rente des Klägers ist bereits durch Ur­
teil des Versorgungsgerichts vom 23. Januar 1923 
aus 50 vom Hundert erhöht worden: daß er zur 
Wiederaufnahme des Buchbindcrberufs nicht mehr 
imstande ist, hat sich bereits im Jahre 1919 heraus-
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gestellt.' nach dem Inhalt der Akten, der eine Ver­
schlechterung des Gesundheitszustandes des Klägers 
in jüngster Zeit nicht erkennen läßt, ist es auch nicht 
wahrscheinlich, daß seine etwaige Unfähigkeit zur 
Ausübung anderer Berufe erst innerhalb der letzten 
6 Monate vor der Anmeldung des Anspruchs auf 
den Beamtenschein eingetreten wäre.

Aus diesen Gründen mußte dem Rekursantrage 
des Beklagten 'stattgegeben und unter Aufhebung 
des vorinstanzlichen Urteils der angcfochtene Bescheid 
wiederhergestellt werden.

(Grunds. Entsch. des 1. Senats 
v. 2 0. Juli 192 6 — M. 7589/251 —.)

RechtSauSkiinste.
Anfragen unter dieser Rubrik sind zu richten an Direktor Klirske. Berlin-Neukölln, Kaiser-Frlebrich-Etr. 189/90. — Die Auskünfte

werben unverbindlich erteilt.

Ergänzende Fürsorge für Empfänger von Erwerbs­
losenunterstützung.

^Anfrage d»es Magistrats L.
Am hiesigen Orte sind über 300 Personen er­

werbslos. S,ett Dezember 1925 werden diese aus 
städtischen Mitteln mit Brot. Kohlen usw. und di,e 
Kinder unter 6 Jahren mit Milch unterstützt. Nur 
die Bedürftigsten unter ihnen werden berücksichtigt. 
Die Auswahl erfolgte durch einen besonderen Aus­
schuß und die städtische Wohlfahrts-Deputation.

Für dies,e Zwecke hat die Stadt bis jetzt etwa 
11000 Mark zur Verfügung gestellt. Nach ge^- 
'oissenhafter Prüfung der Bedürftigkeit ergab sich 
die Notwendigkeit, Zusatzunterstützungen, wie oben 
angegeben, zu gewähren.

Der zuständige Bezirksfürsorgeverband hat die 
von uns beantragte Erstattung von 70"/». der Auf--. 
Wendungen als Fürsorgeaufwamd auf Grund der 
Fürsorgepflicht-Derordnung vom 12. Februar 1924 
abgelehnt.

Wir fragen ergebenst an. ob der Bezirksfürsorge­
oerband berechtigt ist. eine Erstattung der Auf­
wendungen völlig abzulchnen. Wir vettretcn den 
Standpunkt, daß der Bczirksfürsorgeverband ver­
pflichtet ist, 70°/» des Aufwandes uns zu erstatten.

A n 1 w o r t:
Die Stellungnahme des Kreisausschusscs stützt 

sich anscheinend auf die Erlasse des Reichsarbeits- 
ministers vom 4. Juli 1925 — IV 5485/25 — und 
des Preußischen Ministers für Bolkswohlfahrt vom 
26. Juli 1925 — III 6 2618/25 —. Nach dies.cn 
Erlassen dürfen im Wege der Erwerbslosenfllrsorge 
keine Barunterstützungen in unzulässiger Höhe oder 
auch Ncb-enleistungcn anderer Art gewährt werden, 
die alten Erwerbslosen ohne individuelle Prüfung 
zugute kommen. Aber „das Recht der Gemeinden, 
außerhalb d,er Erwcrbslosenfürsorge für ihre Min­
derbemittelten zu sorgen, bleibt unberührt" und..Bei­
hilfen. di.e nicht für die Erwerbslosen als solche be­
stimmt sind, sondern nach individueller Prüfung der 
Verhältnisse einzelnen besonders bedürftigen Per­
sonen gewährt werden, sind nach wie vor zu« 
gelassen". Auffallend ist hierbei, daß der Erlaß 
des Ncichsarbcitsministers von einem Recht der 
Gc>n,eindcn zur Versorgung Minderbemittelter spricht, 
nicht aber von der Pflicht der Gemeinden, so­
weit sie Fürsorgeverbände sind bzw. soweit ihnen 
Aufgaben der FUrsorgcverbündc übertragen sind, 
für den notwendigen Lebensbcdarf nach Lage des 
Einzelfaltes auf Grund der Verordnung über die 
Fürsorgepflicht Unterstützungen zu gewähren. Ver­
mutlich liegt hier eine ungenaue Fassung vor. denn 
ein Recht der Gemeinden, im Wege der ..all­
gemeinen Fürsorge" Unterstützungen über die, 
Pflicht lciftung.cn hinaus zu gewähren, dürfte auch 
nur im Nahmen des § 3 der Reichswohlfahrts­
grundsätze. d. h. zum Zwecke, der vorbeugenden 
Hilfe. zulässig sein.

.Im vorliegenden Falle hat die dortige Gemeinde 
anscheinend auch im Rahmen der Fürsorgeverordnung 
handeln walten. Sie hat aber, wie-wir annehmen, 
formell gegen die im dortigen Kreise für die Behand­
lung der Unherstützungsanträge getroffene Regelung 
verstoßen. Dadurch geht allerdings die Gemeinde 
nicht des Rechts auf anteilmäßige Kostentragung 
seitens des Kreises verlustig, soweit noch eine nach­
trägliche Prüfung die Notwendigkeit der Unter­
stützungen .ergibt. Ob aber auch in materieller Hin­
sicht die Grundsätze gewahrt sind, die bei Aus­
übung der Fürsorge auf Grund der Fürsorgeverord«- 
nung zu beacht.cn sind — individuelle Hilfe —, 
läßt sich ohne nähere Kenntnis des dortseits ge-- 
übtcn Verfahrens und der im einzelnen Falle ge­
währten Hilfe nicht endgültig beurteilen. Bedenk­
lich würde z. B. sein, wenn etwa die Unterstützungen 
trotz der besonderen Auswahl der Bedürftigen nicht 
je nach Lage des Einzelfalles verschieden, sondern 
in allen Fällen gleichmäßig bemessen worden sind. 
Denn dann würde man, streng genommen, kaum 
von einer wirklich individuellen Behandlung sprechen 
können. Im ganzen dürfte aber gegen eine Unter­
stützung einzelner besonders bedürftiger Erwerbs­
loser, die vielleicht durch Krankheit in der Familie, 
besonders lange Erwerbslosigkeit. Kinderreichtum 
usw. in eine besonders große Notlage geraten sind, 
nichts einzuwenden sein.

Wir würden empfehlen, künftig die fürsorge- 
rechtlichen Vorschriften in jeder Hinsicht zu be­
achten und gegebenenfalls die in Frage kommendem 
Anträge stets dem Krcisausschuß in üblicher Weise 
zur Entscheidung vorzusegen. Wenn dies für die 
Zukunft zugcsagt wird, wird sich vielleicht über die 
rückliegcnden Fälle eine Verständigung mit dem 
Krcisausschuß erreichen lassen, wenn ihm das ge­
samte Material zur Nachprüfung vorgclcgt wird.

Auch in Berlin werden die besonders bedürftigen 
Erwerbslosen z. T. besonders unterstützt — z. B. 
mit Milch für Kinder bis zu 6 Jahren —, ohne 
daß die Aufsichtsbehörden dieses Verfahren bean,- 
ftandet haben. K.
Sind die nach § 19 RFD. zu gemeinnützigen Ar­
beiten herangezogenen Unterstützten oersicherungs- 

pflichtig?
Anfrage des K reis ivohlfahrtsamtcsW.

Wir bitten um Beantwortung nachfolgender 
Fragen:

1. Einzelne Träger der Fürsorge (Gemeinde- 
vcrbände) machen von der ihnen aus tz 19 der Ber- 
ordnung über die Fürsorgepflicht zustchendcn Be- 
fugnis Gebrauch und beschäftigen die arbeitsfähigen 
Armenunterstützungsempfünger (in der Hauptsache 
ausgesteuerte Erwerbslose) mit gemeinnützigen Ar- 
beiten. Sind diese Personen krankcnvcrsicherungs- 
pflichtig? Es handelt sich durchweg um arbeits­
fähige Leute. Die gesamte Wochenunterstützung 
wird durch 0,35 RM. dividiett. Die sich so er-
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gebende Zahl ist maßgebend für die Anzahl der von 
den Unterstützungsempfängern zu leistenden Arbeits­
stunden.

2. Für den Fall, daß Krankenversicherungs­
pflicht besteht, ist es zulässig, diese Personen nach, 
einer dreimonatigen Beschäftigung (§ 4 der Verord­
nung über Erwerbslosenfürsorge) in die Erwerbs­
losenfürsorge aufzunehmen?

- Antwort:
1. § 19 RFV. ist in Anlehnung an die frühere 

Armengesetzgebung geschaffen. § 1 Abs. 2 des preu­
ßischen Ausführungsgesetzes zum UWG. bestimmte, 
daß die „Unterstützung geeignetenfalls mittels An­
weisung der den Kräften des Hilfsbedürftigen ent­
sprechenden Arbeiten außerhalb des Armenhauses 
gewährt werden kann." In solchen Fällen hat sich 
die Rechtsprechung des ReichsversicherungsamteS 
(vgl. Amtl. Nachrichten des NBA. 1893, S. 164) 
auf den Standpunkt gestellt, daß grundsätzlich düö 
für diese Arbeit gewährte Entgelt als Armenunter­
stützung und nicht als Lohnzahlung aufgefaßt werden 
muß. Nur dann kommt eine über die Unterstützung, 
hinausfallende Lohnzahlung ausnahmsweise in Be­
tracht, wenn ..aus dem Maße und der Höhe des 
Entgelts deutlich zu ersehen ist, daß der Empfänger 
nur eines Zuschusses zur Erlangung des im übrigen 
noch aus eigener Kraft erzielbaren Lebensunterhaltes 
bedurfte und daß daher die aus Mitteln der Armen- 
unterstützung bezogenen Leistungen gleichzeitig Unter- 
.stlltzung und Arbeitslohn in sich schließen." Nach 
dieser Entscheidung würde es also im vorliegenden 
Falle darauf ankommen, ob der gezahlte Entgelt 
über den Rahmen der Unterstützungsbeträge hinaus­
gehl, so daß man das, was der Unterstützte erhält, 
als Entgelt für seine Tätigkeit auffassen kann und 
nicht lediglich als eine andere Form der allgemeinen 
Fürsorge. Das ist im einzelnen Tatfrage. Ergibt 
sich, daß die Barzuwendungen gleichzeitig neben 
der Unterstützung noch einen Entgelt und nicht nuv 
„unerhebliche, zur Befriedigung geringfügiger Lebens­
bedürfnisse bestimmte Barzahlungen" darstellen (vgl. 
die Entsch. des RBA. vom 18. Oktober 1902 über 
die Bersicherungspflicht der Insassen einer Arbeiter­
kolonie. Amtl. Nachrichten des RBA. 1903, Ei. 358). 
so ist dieser Entgelt als Lohn anzusehen. Da die 
Versicherung alle Personen umfaßt, die unter irgend­
welchen Verhältnissen einem andern ihre Arveits- 
kraft für eine Gegenleistung zur Verfügung 
stellen (vgl. die vorhin angef. Entsch. vom 18. Ok­
tober 1902), so sind solche Personen auch versicher- 
rungspflichrig (§8 165 und 160 RVO.).

Man wird daher wohl in vielen solchen Fällen 
auch nach Inkrafttreten der Fürsorgeverordnung 
(8 19) zu einer Verficherungspflicht derartiger Per­
sonen kommen. Entschieden 'ist, soweit ermittelt 
werden konnte, von einer höheren Instanz die Frage 
hinsichtlich des 8 19 RFV. noch nicht.

2. Liegt eine Beschäftigung gegen Lohn vor. so 
kommt nach 8 14 der Verordnung über die Er­
werbslosenfürsorge die Aufnahme in die Crwerbs- 
losenfürsorgc nur dann in Frage, wenn die Voraus­
setzungen des 8 3 dieser Verordnung erfüllt', d. h. 
wenn die betr. Personen „arbeitsfähig und arbeits­
willig" sind. Die Voraussetzung wltd im allge­
meinen dargctan sein, wenn der dreimonatige Be­
schäftigungsnachweis nach 8 4 Abs. 1 geführt ist 
(vgl. Reichsarbeitsbl. 1924, S. 358). Doch können, 
wie Lehfeldt (Die Crwerbslosenfürsorge. 2. Aufl., 
Anm. zu 8 3, S. 42) mit Recht erwähnt. Aus­
nahmen Vorkommen: wenn jemand nämlich auf dem 
freien Arbeitsmarkte niemals Aussicht hätte, e.ine 
Beschäftigung zu erlangen, die ihn ernähren kann.

so kann er nicht als „arbeitsfähig" im Sinne des 
8 3 der Erwerbslosenfürsorgeverordnung angesehen 
werden. Grundsätzlich wird man daher wohl die 
Aufnahme derartiger, gegen Lohn beschäftigter Per­
sonen in die Erwerbslosenfürsorge nicht immer ab­
lehnen können. Bhd.

Flüchtlings fürsorge.
Endgültige Fürforgepflicht des Bezirksfürsorgever­
bandes der Zumeßstmgsgemeinde ohne Rücksicht auf 
den tatsächlichen AufenHnlt des Hilfsbedürftigen. 
Endgültige Fürsorgepflicht kann in Preußen nicht 
auf kreisangehörige Gemeinden übertragen werden.

Anfrage des Magistrats S.
Der Optant Z. wird seit 7. August 1925 vorn 

Bezirksfürsorgeverbande Sch. unterstützt. Nachdem 
der Regierungspräsident in Schneidemühl unterm 
20. Oktober 1925 den Z. der Stadt S. zugewiesen 
hat, fordert der Bezirksfürsorgeoerband Sch. Er­
stattung der seit 7. August 1925 entstandenen Kosten.

Z. ist von Schneidemühl aus als Kranker in der 
in S. gelegenen Provinzial-Landesanstalt für Geistes­
kranke untergebracht worden. Durch die Unter­
bringung in der genannten Anstalt ist die Zuweisung 
u. E. in Wirklichkeit nicht vollzogen worden, so 
daß auch der angenommene gewöhnliche Aufenthalt, 
der durch die Zuweisung begründet wird, nicht zur 
Entstehung kommen kann (8 9 Abs. 3 RFV.) Nach 
diesseitiger Ansicht ist der Landesfürsorgeverband, 
in dessen Anstalt der Hilfsbedürftige ausgenommen 
worden ist, endgültig fürsorgepflichtig.

Antwort:
Die Wirkung der Zuweisung eines Optanten zu 

einer Gemeinde hängt nicht davon ab, daß der Zu­
gewiesene tatsächlich den Aufenthalt in dieser Ge­
meinde nimmt. Auch wenn der Zugewiesene sich an 
einem anderen Orte niederläht oder in einer Anstalt 
untergebracht wird und dort innerhalb eines Monats 
nach dem Uebertritt aus dem Auslande hilfsbedürf­
tig wird, verbleibt die endgültige Fürsorge für ihn 
dem Bezirksfürsorgeverband der Gemeinde, welcher 
er zugewiesen war. Da Z. der Stadt S. zugewicsen 
ist. ist somit der Bezirksfürsorgeverband des Kreises 
S. zur endgültigen Fürsorge für ihn und somit auch 
zum Kostenersatz an den Bezirksfürsorgeoerband Sch. 
in tarifmäßiger Höhe verpflichtet (vgl. hierzu auch 
die Entscheidung des Bundesamts für das Heimat­
wesen vom 26. September 1925, abgedruckt in „Die 
Fürsorge" Nr. 24/1925 Seite 398). Eine Ueber- 
tragung dieser endgültigen Fürsorgepflicht auf die 
Stadt S. gemäß §§ 15, 16 der Preuß. Ausfüh» 
rungsoerordnung vom 17. April 1924 kommt nicht 
in Frage, weil nur die unmittelbaren Auf­
gaben gegenüber den Fürsorgcbedürstigen von den 
Bezirksfllrsorgeverbänden auf die kreisangehörigen 
Gemeinden übertragen werden können (Preuß. Aüs- 
führungsbestimmungcn vom 31.. Mai 1924. Ab­
schnitt lll Absatz 7), solche unmittelbaren Fürsorge­
aufgaben gegenüber dem in der Provinziallandes­
anstalt für Geisteskranke befindlichen Z. von dort 
aus aber nicht zu erfüllen sind (vgl. auch „Die 
Fürsorge" 1925, Seite 13).

Verwaltungsdirektor Meißner- Berlin.

Zur Auslegung des 8 7 Abst 3 (Begriff Familien« 
wohnung) und des 8 18 RFV. (fortgesetzte Hilfs« 

bedürftigkeit).
Anfrage des Amtmanns in H.

Die Eheleute E. einerseits und L. andererseits, 
welche gemeinschaftlichen Haushalt führen.
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verzogen am 24. August v. 3. von A. nach Qu. 
Der Ehemann E. bezog infolge von Hilfsbedürftig- 
keit Sozialrentnerunterstützung, die chm hier bis 
cinschl. Monat August o. I. gezahlt wurde. Aus 
Antrag des Hilfsbedürftigen hin hat Qu. vom 
1. September v. I. ab die Zahlung der öffentlichen 
Unterstützung übernommen und verlangt von uns 
Ersatz der Kosten wegen fortgesetzterHilfs- 
bedürftigkeit.

Aus der grundsätzlichen Entscheidung des Bun­
desamts für das Heimatwesen vom 3. Oktober 1925 
— Leute 464 der Deutschen Zeitschrift für Wohlfahrts­
pflege für 1926 — möchten wir nun folgern, daß die Be­
stimmungen des § 7 Absatz 3 und 4? der Fürsorgepflicht- 
verordnung so auszulegen sind, daß der Hilfsbedürf­
tige infolge der bestehenden Familiengemei'nschaft 
mit dem Zuzug in Qu. dort unbeschadet fortgesetz­
ter Hilfsbedürftigkeit ein neues Unterstützungsrecht 
erworben hat. das Qu. die endgültige Fürsorge- 
pflicht auferlegt. Es hat den Anschein, als wenn bei 
Anwendung der Bestimmungen des § 7 Ms. 3 
und 4 FB. der Umstand fortgesetzter Hilfsbedürf­
tigkeit überhaupt keine Rolle spielt. Wollte man 
der gegenteiligen Auffassung beitreten, dann würde

das nach unserer Ansicht mit der Begründung des 
vorgenannten Urteils in Widerspruch stehen.

Antwort:
Die dortige Anfrage scheint uns von einer 

falschen Voraussetzung auszugehen. Daß die Ehe­
leute E. und L. einen gemeinschaftlichen Haushalt 
führen, ist unerheblich. § 7 Abs. 3 RFB. findet 
nur dann Anwendung, wenn es sich bei den Woh­
nung und Haushalt teilenden Personen um Ehe^- 
gcrtten oder Verwandte auf- und absteigender Linie 
hande?t. also um Kinder des Familienhauptss oder 
Enkel oder Eltern, Großeltern ustv. Dies ergibt 
sich aus Abs. 4 des § 7. In diesem Verhältnis 
scheinen die Eheleute L. zu den Eheleuten E- nicht 
zu stehen.

Aber auch wenn dies der Fall wäre, so würde 
u. E- doch hier ein Fall, wie er der Entscheidung des 
Bundesamts in Sachen Stettin gegen Schivelbei-n 
zugrunde lag. nicht vorliegen, da bei der Ueberfted- 
lung nach Qu. nicht der Eintritt in eine bereites 
dort bestehende Familie erfolgte.

Infolged.esscn findet unserer Ansicht nach § 15 
RFB. im vorliegenden Falle Anwendung. K.

Tagungskalender.
21. September: Düsseldorf. Mit­

gliederversammlung des Deutschen Vereins für 
Volksfürsorge in der Gesolei.

21. —2 2. September: Hildesheim. 
Tagung des Hauptausschusses des Deutschen Ver­
eins für öffentliche und private Fürsorge (Ge­
schäftsstelle: Frankfurt a. M-, Stiftstr. 30).

22. —24. September: Montreux. Ta- 
aung der Internationalen Bereinigung für Sozialen 
Sortfdjritt.

2 2.-27. September: Eisenach. Ta­
gung der Fachgruppe für kirchlichen Wohlfahrts- und 
Iugenddienst des Verbandes der ev. Wohlfahrts­
pflegerinnen Deutschlands. (Alles Nähere ist durch 
die Geschäftsstelle: Berlin W. Motzstraße 11. zu 
erfahren.)

2 3.-24. Sepie mb.er: Hildesheim. 
Allgemeiner Fürsorgeerziehungslag im Gildenhaus 
(Gildensaal). Kreuzstraste 11.

2 3. —2 6. September: Bordeaux. Inter­
nationaler Kongreß für weibliche Berufsberatung. 
(Näheres: Sekretariat des Internationalen Kon- 
gresses für weibliche Berufsberatung. Bordeaux» 
Rue de Trois-Eonils 57.)

2 4. — 2 5. September: Düsseldorf. Ta- 
gung über Psychopavhenfürsorge, veranstaltet vom 
Deutschen Verein zur Fürsorge für jugendliche 
Psychopathen. Berlin W 9. Linkstraße 22.

2 5. — 2 6. September: Jena. Bevölke­
rungspolitische Tagung des Hauptausschusses für 
Arbeiterwohlfahrt E. D. rm Volkshaussaal. Berlin, 
Belle-Allrance-Platz 8.

2 6. — 2 7. September: Frankfurt a. O.. 
Herbsttagung des Eoangelifch-Sozialen Kongresses. 
(Näheres zu erfragen bei Oberstudicnrat H. Schlem­
mer. Frankfurt a. O., Kaiferstraße 19.)

2 6. — 2 9. September: Barmen. 37. Jah­
resversammlung des Deutschen Vereins gegen den 
Alkoholismus in Verbindung mit der 13. Konferenz 
für Trinkerfürsorge und der Tagung des Verbandes 
von Trinkerhettstätten des Deutschen Sprachgebiets. 
(Geschäftsstelle: Berlin-Dahlem. Werderstr. 16.)

2 7.-2 8. September: Koblenz. Tagung 
über Fragen der Seelsorgehilfc der Vereinigung für 
Seelsorgehilfe. (Zutritt zu den Verhandlungen 
haben Geistliche und solche Laien, die im katholischen 
Organisattonsleben führend tätig sind. Anmeldungen 
an das Earitassekretariat in Koblenz, Neustadt 20.)

2 7.— 2 9.-September: Cassel. Arbeits­
tagung des Deutschen Fröbelverbandes. (Geschäfts­
stelle: Berlin NW 40. Moltkestr. 7.)

2.-5. Oktober: Berlin-Schöneberg. 
Bundestagung 1926 der Entschiedenen Schulreformer 
..Der Iugendhelfer (Tatsachen und Forderungen)" im 
Bürgersaale des neuen Rathauses am Rudolf-Wilde- 
Platz.

6.-9. Oktober: Berlin. 2. öffentliche 
Bereinstagung des Vereins preußischer Anstaltslehrer 
im Lehrerveremshaus, Berlin. Alexandcrplatz.

9. — 10. Oktober: Berlin. Oeffcntliche 
Tagung „Frau und Wohnung" des Bundes Deut­
scher Frauenvereine. (Geschäftsstelle: Berlin W. 
Lützowstraße 41.)

10. — 16. Oktober: Berlin. 1. Interna­
tionaler Kongreß für Sexualforschung.

15.-16. Oktober: Magdeburg. Tagung 
des Reichsverbandes eo. Kindergärtnerinnen, Hortne­
rinnen und Iugendleiterinnen. (Geschäftsstelle: 
Stadtroda/Thüringen.)

2 5. — 2 7. Oktober: Berlin-Spandau. 
Tagung der Vercinsmänncr für offene Jugendfür­
sorge des Kirchlichen Erziehungs-Verbandes c. V>.. 
rn Spandau. Iohannisstist.

2 8.-29. Oktober: Berlin. Tagung des 
Verbandes der kirchlich-sozialen Frauengruppen im 
Saale des christlichen Vereins Junger Männer. Ber­
lin. Wilhelmstraße 34.

28.—3 0. Oktober: Köln. 34. General­
versammlung des Allgemeinen Deutschen Frauen­
vereins (Deutscher Staatsbürgerinnenverband). (Nä- 
heres ist durch den Vorbereitungsausschuß. Frau 
Dodcnheimer. Köln a. Rh.. Belfottstt. 9. zu er- 
fahren.)
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Zeitschriftenbibliographie.
Allgemeine Fürsorge.
Die neueste Rechtsprechung des Bundesamts für das 

Heimatwesen, Geh. Fustizrat Diefenbach, Heidel­
berg, Zeitschrift für das Heimatwesen, Nr. 14.'. 
15. Juli 1926.

Eine folgenschwere Meinungsverschiedenheit zwischen 
dem Bayerischen Berivallungsgerichtshofe und dem 
Bundesamte für Heimatwesen. Blätter für öffent­
liche Fürsorge, Nr. 14. 15. Fuli 1926.

Das Bundesamt für das Heimatwesen und die Be­
zirksfürsorgeverbände für die Armenfürsorge — 
Ortsfürsorgeverbände — der süddeutschen Staaten. 
Die Zukunft der Sonderfürsorge (gehobene Für­
sorge), Verwaltungsdirektor Bürkert, Blätter der 
Zentralleitung für Wohltätigkeit in Württem­
berg. Nr. 8. August 1926.

Die Rechtsprechung in Fürsorgestreitigkeiten außer­
halb der Armenpflege, Blätter für öffentliche Für­
sorge, Nr. 16. 15. August 1926.

Ende des Streits um das anstaltsgeborene Kind, 
Oberreg.-Rat Ruppert. Zeitschrift für das Heimat­
wesen, Nr. 16. 15. August 1926.

Die Beteiligung der kreisangehörigen Gemeinden 
an den Kosten der Anstaltsfürsorge, Beigeordneter 
Dr. Kottenberg, Soest, Zeitschrift für das Heimat­
wesen. Nr. 14. 15. Fuli 1926.

Grenzgebiete der Fürsorge, Reg.-Assessor Dr. Mix, 
Frankfurt a. O.. Zeitschrift für das Heimatwesen, 
Nr. 12. I. Juli 1926.

Der Anteil der Gesundheitsschädigungen an den Ur­
sachen der Hilfsbedürftigkeit im Hinblick auf das 
Problem der Wirtschaftlichkeit in der Fürsorge, 
Nachrichtendienst des Deutschen Vereins für öffent­
liche und private Fürsorge, Nr. 8. August 1926.

Zerstörende Wirkungen der Wirtschaftsnot auf das 
Familienleben und Hilfsmaßnahmen der Für­
sorge. Stadtrat Dr. Binder, Bielefeld. Deutsche 
Zeitschrift für Wohlfahrtspflege. Nr. 5. August 
1926.

§ 9 der Rcichsgrundsätze über Voraussetzung. Art 
und Maß der öffentlichen Fürsorge. Kommunale 
Rundschau. Nr. 16. 15. August 1926.

Zur Pcrsonalfrage in den Fürsorgeämtern, Stadls 
rat Dr. Muthesius, Berlin, Soziale Praxis, 
Nr. 33. 19. August 1926.

Oeffentliche Fürsorge in Bayern. Min.-Rat Dr. 
Hammer, Bayerische Fürsorgeblättcr, Nr. 2. 
10. August 1926.

Das Badische Wohlfahrtspflegegesetz. Richard Bött- 
ger. Mannheim. Die Gemeinde. Heft 15. August 
1926.

Zur Lage der behördlichen und freien Wohlfahrts­
pflege im Saargcbiet, Nachrichtendienst des Deut­
schen Vereins für öffentliche und private Für­
sorge. Nr. 8. August 1926.

Die Regelung der fürsorgcrcchtlichen Beziehungen 
zum Saargcbiet. Nachrichtendienst des Deutschen 
Pereins für öffentliche und private Fürsorge. 
Nr. 8. August 1926.

Vorbeugende Fürsorge. Wohlfahrtsblätter der Stadt 
Köln. Nr. 4/5. Fuli/August 1926.

Echte und falsche Sparsamkeit in der Wohlfahrts­
pflege. Wohlfahrtsblätter der Stadt Köln. Nr. 4/5. 
Fuli/August 1926.

Die Tätigkeit des Landcswohlfahrtsamts im Haus­
haltsjahre 1925/26, Landesrat Dr. Stange, Stettin. 
Pommcrsche Wohlfahrtsblätter, Nr. 11. August 
1926.

Die Wärme- und Speisehallen in Aachen, Stadt- 
Obersekretär Wunderlich, Die Wohlfahrtspflege 
in der Rhcinprovinz. Nr. 16. 16. August 1926.

Sicherung von Einrichtungen ländlicher Wohlfahrts­
pflege, Das Land, Nr. 8. August 1926.

Wohlfahrtspflege im heutigen Deutschland, Anna 
von Gierke, Soziale Arbeit, Nr. 30. 7. August 
1926.

Die Wohlfahrtspflege in Danzig, Nachrichtendienst 
des Deutschen Pereins für öffentliche und private 
Fürsorge, Nr. 8. August 1926.

Darlehnsgewährung aus Mitteln der Kredit- 
gemeinschaft, Reg.-Rat 1. Klasse Nachreiner. 
'Bayerische Füfforgeblätter, Nr. 2. 10. August
1926.

Allgemeine Fürsorge, Grundsätzliches.
Staat und Wirtschaft, Dr. jur. Heinz Brauwciler, 

Der Arbeitgeber, Nr. 16. 15. August 1926.
Die Selbstverwaltung im sozialen Recht, Reg.- 

Assessor Dr. Dr. Herrnstadt, Berlin, Soziale 
Praxis. Nr. 32. 12. August 1926.

Grundlegung und Geschichte der Sozialpolitik, Dr. 
Ernst Nölting, Wohlfahrts-Woche, Hannover, 
Nr. 3. 29. August 1926.

Beatrice Webbs Lehrjahre. Prof. Dr. Elisabeth 
Alrmann-Gottheimcr, Die Frau, Nr. 10. Juli 
1926.

Internationale Sozialpolitik nach dem Weltkriege, 
Margarete Ehlert, Die christl. Frau, Nu. 7. 
Juli 1926.

Freie Wohlfahrtspflege.
Soziale Pfarrämter in der evangelischen Kirche. 

Pfarrer Menn, Düsseldorf, Deutsche Zeitschrift 
für Wohlfahrtspflege, Nr. 5. August 1926.

Die neuen gesetzlichen Bestimmungen über die 
Krüppelfürsorge und die freie LiebeÄätigkeit. Lan­
desrat Eoeze, Berlin, Nachrichtendienst des Selbst­
hilfebundes der Körperbehinderten. Nr. 8. August 
1926.

Die Caritas in der Ausstellung der Deutschen Liga 
der freien Wohlfahrtspflege. I., Dr. med. Bern­
hard Weltring, Freiburg i. Br., Caritas. Nr. 8. 
August 1926.

Was der Vinzcnzjünger von der öffentlichen Wohl­
fahrtspflege wissen muß. Dr. K. Lücken. Darm­
stadt, Pinzcnz-Plätter, Nr. 7/8. 1926.

Der geistige Gehalt der jüdischen Wohlfahrtspflege. 
Rabbiner Dr. Leo Baeck, Berlin. Freie Wohl- 
fahrtspflege. Nr. 5. August 1926.

Finanzfragen.
Grundsätzliches zum Finanzausgleich. Abgeordneter 

Ncg.-Dir. Dr. Heß, Koblenz. Kvmmunalpolitischc 
Blätter. Nr. 15. 10. August 1926.

Die Ablösung der öffentlichen Anleihen, L. Lcth- 
mair. Amtsblatt der Stadt Augsburg. Nr. 28. 
10. Juli 1926.

Die Aufwertung der Gcmeindcanlcihen, — Die neuen 
preußischen Durchführungsbestimmungen. Kommii- 
nalpolitischc Blätter. Nr. 15. 10. 'August 1926.

Die Ablösung der Markan'.erhen der Gemeinden. 
Gemeindeverbändc und anderer Körperschaften des 
öffentlichen Rechts. Reg.-Rat I. Klasse Dr. Paul 
Stumpf, München. Bayerische Berwaltungsblättcr. 
Nr. 16. August 1926.
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Der Stand der Hypothekenaufwertung in Lübeck, 
Lübeckische Blätter, Nr. 35. 22. August 1926.

Die gegenwärtige und zukünftige Gestaltung der 
Gemeindefinanzen. Stadtrat a. D. Dr. Schmoll. 
Berlin, Preußische Gemeinde-Zeitung. Nr. 20. 
11. Juli 1926.

Erläuterungsbericht zum Hausl>altsplan 1926/1927 
der Gemeinde Hermsdorf i. Thür-., Gemeinde­
verwaltung. Die Gemeinde. Heft 13. Juli 1926. 

Betrachtungen zur Finanzwirtschaft der Wohlfahrts- 
anstalten, Direktor Bücking, Marburg a. d. L., 
Freie Wohilfahrtspflege, Nr. 5. August 1926.

Die Gegenwartsfragen der Gemeindepolftik. Dr.; 
Haekel, Kommunale Rundschau. Nr. 16. 15. August 
1926.

OrganisaüonSfragen.
Wirtschaftliche Ausgestaltung der kommunalen 

Wohlfahrtspflege durch Kommunalarzt und Für­
sorgerin, Beigeordneter Dr. Langendörfer, Das 
Wohlfahrtswesen der Industriestadt Frcital, Nr. 8. 
1. August 1926.

Remscheid, ein Beitrag zum Gestaltungsproblem 
einer Industriestadt von Beigeordn. Lemmer, 
Dr. mg. Düttmann, Rheinische Blätter für Woh­
nungswesen und Bauberatung, Nr. 8. August 
1926.

Die Bedeutung der Arbeitsgemeinschaften in der 
Entwicklung der Gesundheitsfürsorge. Stadtmed.-, 
Rat Dr. Wilhelm Hagen, Frankfurt a. M.. 
Soziale Praxis. Nr. 31. 5. August 1926.

Arbeitsgemeinschaften in der Gesundheitsfürsorge, 
Landeshauptmann Dr. Caspar!, Soziale Praxis. 
Nr. 33. 19. August 1926.

Die Zusammenarbeit von freier und öffcntlicheir 
Wohlfahrtspflege im Pflegekinderwcscn, Line 
Koob, Frankfurt a. M.. Mutter und Kind, Aus­
gabe A, Nr. 8. August 1926.

Die Zuständigkeit der freien Organisationen in der 
praktischen Jugendfürsorge, Landesrat Dr. Karl 
Bossen, Düsseldorf, Caritas. Nr. 8. August 1926.

Die Arbeitsgemeinschaft der Amtsvormünder auf 
der Gesolei in Düsseldorf, Wohlfahrts-Woche, 
Nr. 2. 22. August 1926.

BevölkerungSpolilik.
Ergebnisse der Volkszählung 1925, Oberreg.-Rat Dr. 

Burgdörfer. Der Heimatdienst. Nr. 16. 15. August 
1926.

Die Frau auf der Gefolei, Margret Witt, Jugend-, 
und Volkswohl, Hamburg. Nr. 5. August '1926.

Die Stellung der Eugenik in der Sozialhygiene, 
Dr. Oskar Aust. Churlottenburg. Reichsgesund- 
heitsblatt. Nr. 33. 18. August 1926.

Blutgruppenuntersuchung bei strittiger Vaterschaft, 
Landgerichtsdir. Dr. Albert Hcllwrg. Potsdam. 
Zcntralblatt für Iugcndrecht und Iugendwohil- 
fahrt, Nr. 5. August 1926.

Die Stuttgarter Mütterschule. Luise Lampert. Mlvtter 
und Klnd, Ausgabe B, Nr. 8. Mgust 1926.

Die Säuglingssterblichkeit nach Nationalitäten und 
Ortsgrößenklasscn in den Bereinigten Staaten von 
Amerika, Archiv für Soziale Hygiene und Demo­
graphie, Nr. 5. Juli 1926.

Ueber die Wertigkeit unel>elicher Mütter. R. Borster. 
Mannheim. Archiv für Soziale Hygiene und 
Demographie, Nr. 5. Juli 1926.

Ueber den Geburtenrückgang und die Zunahme der 
Fruchtabtrüibung in Deutschland. Prof. Dr. Karl 
Reifferscheid, Zeitschrift des deütfch.-eoang. Ber-

eins zur Förderung der Sittlichkeit und dev 
Rettungsarbciit, Nr. 7/8. Iuli/August 1926.

Der Reichsbund der Kinderreichen auf der Gesolei, 
Med.-Rat Dr. Egelsmann, Kiel. Bundesblatt der 
Kinderreichen Deutschlands, Nr. 8. August 1926.

Holländischer Bundestag, Hans Konras. Düsseldorf, 
Bundesblatt der Kinderreichen Deutschlands, Nr. 8. 
August 1926.

Me Bewahrung asozialer Personen vom ärztlichen 
Standpunkt. Prof. Dr. Wetzel. Stuttgart. Blätter 
der Zentralleitung für Wohltätigkeit in Württem­
berg. Nr. 7. Juli 1926.

Me Bewahrung asozialer Personen vom fürsorgei­
rischen Standpunkt, Blätter der Zeitralleitung für 
Wohltätigkeit in Württemberg, Nr. 7. Juli 1926.

Ein Beitrag zur Behandlung Minderwertiger. Erich 
Deetjen, Nachrichten des Fachverbandcs der deut!- 
schen Gefängnis- und Strafanstalts-Oberbeamten 
und -beamtinnen, Nr. 8. August 1926.

Jugendfürsorge.
Gefahren in der gegenwärtigen Entwicklung der 

Kinder- und Jugendfürsorge, Schlesische Wohl­
fahrt. Nr. 16. 20. August 1926.

Geschichtliches und Gegenwärtiges aus der freiwilli­
gen Iugendwohlfahrtspflege. AmtsgerÜchtsdircktor 
Drewes, Stettin, Pommerfche Wohlfahrtspflege. 
Nr. 11. August 1926.

Die Vereinbarungen der Länder zur Durchführung 
des § 28 RIWG., Stadtinspcktor Willi Boelter. 
Berlin. Zeitschrift für das Heimatmescn. Nr. 12!. 
1. Iul'i 1926.

Zum Problem des unehelichen Kindes, Wohlfahrts- 
inspektor Nicstroj. Glatz. Zeitschrift für das Hei­
matwesen, Nr. 16. 15. August 1926.

Die gesetzliche Regelung der Unterbringung und 
Versorgung des Pflegekindes, Stadtrat Walter' 
Friedländer. Berlin. Mutter und Kind, Aus­
gabe A, Nr. 8. August 1926.

Ueber Familienpfl-ege für fremde Kinder. Dr. Josef 
Beeking, Freiburg i. Br.. Caritas Nr. 8. August 
1926.

Kinderarbeit in der deutschen Samenzucht. Dr. 
S. Klewitz, Quedlinburg. Soziale Praxis. Nr. 31. 
5. August 1926.

Die Verpflanzung großstädtischer Jugendlicher aufs 
Land. Helene Weber. Mädchenschutz Nr. 9/10, 
Iuiti/Iuli 1926.

Jugendheime auf der Gesolei, Margret Witt. Ju­
gend- und Volkswohl. Hamburg. Nr. 5. August 
1926.

Die Jugendherberge und die Iugendherbergsausstel- 
lung auf der Gesolei. Landesrat Dr. Kitz. Ju­
gend- und Bolkswohl, Hamburg. Nr. 5. August 
1926.

Ueber Unterstützung von psychopathischen Kindern, 
Martha Burkhnrdt, Niedcr-Schreibcrhau. Schle­
sische Wohlfahrt, Nr. 15. 5. August 1926.

Die Novelle zum Preußischen Ausführungsgcsetz 
zum Rcichsgesctz für Iugendwohlfahrt und ihre 
Auswirkung auf die Durchführung der Fürsorge­
erziehung. insbesondere des § 69 Abs. 2 RIWG'.. 
Amtsgcrichtsrat Dr. Paul Blumenthal. Alt«na. 
Zcntralblatt für Iugcndrecht und Iugendwohlfahrt, 
Nr. 5. August 1926.

25 Jahre Fürsorgeerziehung in der Rheinprovmz. 
Dr. Karl Vossen, Düsseldorf. Die Wohlfahrts­
pflege in der Rheinprooinz. Nr. 16. 16. August 
1926.

Warum hat die Fürsorgeerziehung keinen Erfolg? 
Eberhard Giese, Sprottau. Die Gemeinde. Nr. 16. 
August 1926.
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Vortermine in Iugendstrafsachen, Amtsgerichtsrat 
Dr. E. Levi, Zentralblatt für Iugendrecht und Zu­
gendwohlfahrt. Nr. 5. August 1926.

Ein italienisches Mutter- und Kinderschutzgesetz, vr. 
Käthe Mende, Berlin, Zentralblatt für Iugendrecht 
und Iugendwohlfahrt, Nr. 5. August 1926.

Gefähröelenfürsorge.
Der Internationale Kongreß der katholischen Mäd- 

chcnschutzoereine in Luxemburg vom 6. bis 10. Mai 
1926, Helene Hoffmann, Freiburg i. Br., Mäd­
chenschutz, Nr. 9/10. Iuni/Iuli 1926.

Pflegeamt und weibliche Polizei, Iosefine Erkens, 
Frankfurt a. M.. Mitteilungen der Deutschen 
Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrank­
heiten, Nr. 8. 1. August 1926.

Was bringt die 4. Novelle, Axel Bischofs, Der 
Kriegsblinde, Nr. 8. August 1926.

Abänderungen des Reichsversorgungsgesetzes, des 
Schwerbeschädigtengesetzes sowie Entschließungen 
des Reichstages. Major a. D. Rudolf Heye. Deut­
scher Offizier-Bund, Nr. 22 u. 23 vom 5. und 
15. August 1926.

Das Ruhen der Versorgungsgebührnisse bei Ein­
kommen aus öffentlichen Mitteln, Oberreg.-Rcrl 
vr. Behrend, Zentralblatt für Kb. und Kh., 
Nr. 16. 16. August 1926.

Versorgung im Königreich der Serben, Kroaten 
und Slowenen, vr. E. Elaessens. Der Kriegs- 
Iblinde, Nr. 8. August 1926.

Darlehensgcwährung aus Mitteln der Kreditgemein- 
schast, Reg.-Rat Nachreiner. Bayerische Fürsorgc- 
'blätter, Nr. 2. 10. August 1926.

Strafgefangenenfürsorge.
Strafrecht und Strafvollzug, Nachrichten des Fach­

oerbandes der deutschen Gefängnis- und Straf- 
anstakts-Oberbeamten und -beamtimien, Heft 7. 
Iutt 1926.

Betrachtungen über den modernen Strafvollzug und 
Anregungen, Nachrichten des Fachverbandes der 
deutschen Gefängnis- und Strafanstalts-Oberbeam- 
ten und -beamtmnen, Nr. 8. August 1926.

Der Sinn der Strafe. Monatsblätter des Deutschen 
Reichsverbandes für Gerichtshilfe, Gefangenen- 
und Entlassenenfürsorge, Nr. 8/9. August/Sep- 
tember 1926.

Gerichtshilfe, Oberstaatsanwalt vr. Noetzcl, Cassel, 
Monatsblätter des Deutschen Reichsverbandes für 
Gerichtshilfe. Gefangenen- und Entlassenenfür­
sorge, Nr. 8/9. August/September 1926.

Die neue Frankfurter Gerichtshilfe für Erwachsene, 
von Magistralsrat vr. Michel, Frankfurt a. M., 
Frankfurter Wohlfahrtsblätter, Nr. 5. August 
1926.

Hinter Mauern, Max Rupprecht. Nachrichten des 
Fachverbandes der deutschen Gefängnis- und Straf- 
anstalts-Oberbeamten und -beamtinnen, Heft 7. 
Juki 1926.

Mutier- und Säuglingsfürsorge
Wie können sich die Krankenkassen gegen unberech­

tigte Wochengelderhebunaen schützen? Geschäfts­
führer Stein, Köln-Mülheim. Die Krankenver­
sicherung. Nr. 16. 25. August 1926.

Die Anrechnung des Wochengeldes zur Hälfte auf 
die Erwerbslosen-Hauptunterstützung. Soziale 
Praxis. Nr. 34. 26. August 1926.

Warum ist es notwendig, den SäuglingspflegcuNter- 
richt in die Volksschule einzuführen und welches 
sind die geeigneten Stoffe für denselben? 
E. Licssau. Die Wohlfahrt. Nr. 15/16. 15. August 
1926.

Zur Säuglingsfürsorge der Krankenkassen in Wien, 
Prof. vr. L. Moli, Arbeiterschutz. Wien, Nr. 16. 
15. August 1926.

Kriegsbeschädigten- und -Hinterbliebenen-
fürsorge.

Vereinfachung und Beschleunigung des Kapitalatrfin- 
dungsverfahrens. Reg.-Rat Fürnrohr. Regensburq. 
Zentralblatt für Kb. und Kh.. Nr. 15. I. August 
1926. !

Wohnungsfürsorge.
Der Stand des Wohnungswesens i,n Preußen im 

Jahre 1925. Bolkswohlfahrt. Nr. 16. 15. August 
1926.

Die Novelle zum Mieterschutzgesetz, Der Helfer. 
Nr. 1/2. Iuli/August 1926.

Die Mielberechtigungskarte, Mitteilungen des Deut­
schen Städtetages. Nr. 8. 1. August 1926.

Deutsches Wohnungselcnd, vr. Oskar Aust. Reichs- 
Gcsundheitsblatt. Nr. 29. 21. Juli 1926.

Wohnungsnot ohne Ende. Pfarrer Müller. Duis­
burg. Evangelisch-Sozial. Nr. 3. Iuli/Septem- 
ber 1926.

Bekämpfung der Wohnungsnot im Landkreise 
Hagen, Landrat vr. o. Rasse. Hagen. Zeitschrift 
für Selbstverwaltung. Nr. 10. 15. August 1926.

Ersatz der Hauszinssteu.er durch eine erhöhte Ein­
kommensteuer auf das Einkommen aus Mielhäu­
sern. Reg.-Rat Ott. Handwerkszeitung, Nr. 31. 
1. August 1926.

Der Anteil der gemeinnützigen Bautättgkett an, 
Wohnungsbau — Die Zahl der in Preußen und 
Sachsen im letzten Jahre erstellten Neuwohnungen, 
der Erfolg der Beamtensiedlungsverordnung, Mar 
Harteck, Allgemeine Deutsche Bcamtenzeitung. 
Nr. 99. 31. August 1926.

Anleihequellen für den Wohnungsbau, Rechnungs- 
revifor Brückenhaus. Preußische Gemeindezeitung. 
Nr. 23. 11. August 1926.

Wohnungsbau und Hausfrauen, Gertrud Linckc. 
Die Frau, Nr. 10. Juli 1926.

Wohnungsbau. Gertrud Lincke. Die Frau, Nr. II. 
August 1926.

Das Wohnungs- und Siedlungswesen im Regie­
rungsbezirk Minden im Jahre 1925, Oberreg.- 
und Baurat Blinke, Minden, Westfälisches Woh­
nungsblatt. Nr. 8. August 1926.

Grllnflächenpolitik und Wohnungsbau, Ernst Wil­
helm Neumann. Die Gemeinde. Nr. 16. August 
1926.

Das Wohnungs- und Siedlungsmcscn, Reg.-Rat 
vr. Guba. Dresden. Zeitschrift für Selbstverwal­
tung Nr. 10/11. 15./30. August 1926.

Grundstücks- und Wohnungsinocntur einer Stadt- 
qcmeinde, Ernst Menge. Der Behörden-Angesteilte. 
Nr. 8. 15. August 1926.

Arbeitsbeschaffung und Wohnungsbau, Reichs- 
arbritsblatt, Nr. 30. 9. August 1926.

Landarbeiterwobnungsbau und Arbeitsbefä-affung, 
Reichsarbeitsolatt. Nr. 32. 24. August 1926.

Zur Aufwettung kommunaler Baukostenzuschüsse, 
vr. Marg. v. Wandel, Preußische Gemeinde- 
zeitung, Nr. 24. 21. August 1926.
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Was können wir von der holländischen Wohnungs­
not lernen? Or. W. Spickernagel. Der Heimat- 
dicnst. Nr. 16. 15. Angust 1926.

Die Wohnungsbaufinanzierung in Wien und deren 
Lehren für Deutschland. Or. Julius Fleischmann, 
Wohnungswirtschaft Nr. 15. 1. August 1926.

Lebenshaltung.
Ueber Lebens- nnd Arbeitsverhältnifse der erwerbs­

tätigen weiblichen Jugend, Elsbeth Krukenbtzrg- 
Conze, Die Frau. Nr. 10. Juli 1926.

Das soziale Existenzminimum einer Familie in Bern 
und in 31 Schweizer Gemeinden unter 10 000 
Einwohnern. Pro Iuventute, Nr. 8. August 1926.

NechlSfürsorge.
Der Wiederaufbau der Gemeinnützigen Rechtsaus­

kunft, Soziale Praxis. Nr. 31. 5. August 1926.

Jugendpflege an Erwerbslosen in Mittelstädten, De- 
rufsschüldirektor Justus Hallström, Das funge 
Deutschland, Nr. 8. August 1926.

Was geschieht für die ausgesteuerten Erwerbslosen? 
Gewerkschaftszeiitung, Nr. 32. 7. August 1926.

Gie Verwaltung der Arbeitslosenversicherung. Her­
mann Iül'i.ch, Gewerkschaftszeitung. Nr. 33. 
14. August 1926.

ArDeitslosenverttcherung und Krankenkassen, Ar­
beiterschutz, Wien. Nr. 16. 15. August 1926.

Die Reform der Arbeitslosenversicherung, Aribeiter- 
schutz, Wien. Nr. 16. 15. August 1926.

Die Reform der österreichischen Arbeitslosenversiche­
rung, Or. Otto Siegel. Rttchsarbeitsblatt, Nr. 28. 
24. Iutt 1926.

Die Reform der Arbeitslosenversicherung in Oester­
reich. Mtn.-Rat Or. Forchheimer. Reichsaribeits- 
blatt. Nr. 28. 24. Juki 1926.

Allgemeine Gesundheitsfürsorge.
Arbeitsfürsorge.
Die Arbeitsoerhältnisse in Preußen im Jahre 1925, 

Gustav Hartmann, Wirtschaftliche Selbstverwal­
tung, Nr. 7. Fuli 1926.

Gesetz über die Fristen für die Kündigung von An­
gestellten vom 9. Juli 1926, Stadtrat Or. Fischer, 
Nürnberg, Bücherei des öffentlichen Arbeitsnach­
weises, Stuttgart. Heft 4. 1926.

Zum Gesetz über die Fristen für die Kündigung der 
Angestellten, Reichsarbeitsblatt, Nr. 28. 24. Juli 
1926.

Die Nachteile eines übermäßigen Schutzes gegen 
Kündigungen von Privatangestellten, Ewald Bote. 
Soziale Praxis, Nr. 33. 19. August 1926.

Die Kündigungsfrist der Angestellten, Or. Georg 
Baum. Berlin, Juristische Wochenschrift, Nr. 16. 
15. August 1926.

Die rechtliche Bedeutung des „Gesetzes über die 
Fristen für die Kündigung von Angestellten". 
Or. jur. Hans Georg Anthes, Der Arbeitgeber, 
Nr. 15. 1. August 1926.

Lriverbslofenfürsorge.
Zur Arbeitslosigkeit in einigen Hauptgcwerben, 

Reichsarbeitsolatt, Nr. 32. 24. August 1926.
Dte Arbeitslosigkeit und die Gemeinden, E. Reis. 

Würzburg. Die Gemeinde. Heft 13. Fuli 1926.
Die Arbeitslosigkeit und ihre Bekämpfung, Reichs- 

zentrale für Heimatdienst. Nr. 127. August 1926.
Die Wirkung der Neuregelung der Erwerbslosen­

fürsorge vom finanziellen, organisatorischen und 
fürsorge-sozialen Srandpunkt, Stadlamtmann 
Sasse, Hagen i. W.. Zeitschrift für das Heimat- 
wescn, Nr. 16. 15. August 1926.

Die Ängehör ^nfürsorge in der Reichserwerbslofen- 
ocrordnung, Stadtrat H. Burghart. Soziale 
.Praxis, Nr. 34. 26. August 1926.

Das Programm der Reichsregkerung gegenüber der 
langfristigen Arbeitslosigkeit, Nachrichtendienst des 
Deutschen Vereins für öffentliche und private Für­
sorge. Nr. 8. August 1926.

Arbeitslose Fugend. Or. Or. Herrenstadt. Preu­
ßische Gemsindezeitung. Nr. 22. 1. August 1926.

Die Erwerbslosigkeit der Jugendlichen vom Stand­
punkt der Gesetzgebung, Or. Hans Strunden. Das 
junge Deutschland, Nr. 8. August 1926.

Die Erwerbslosigkeit der Jugendlichen als ein 
Problem der Berufsfürsorge und Jugendpflege, 
G. Kasteleiner, Das junge Deutschland. Nr. 8. 
August 1926.

Das ReHchsgesundlMsamt und sein Programm, Der 
Kassenarzt, Nr. 34. 28. August 1926.

Wachsendes Bolksinteresfe an gesundheitlicher Auf­
klärung, Or. mect. Sie^inq, Wohlfachrtsblätter für 
die Proüinz Hannover, Är. 8. August 1926.

Bedeutung und Nutzen der Gefundheitspflejge. Med.- 
Rat Or. Prang, Kreisarzt. Calau. Me Nachbar­
schaft, Nr. 4/5. Fuli/August 1926.

Erfahrungen in der Gesundheitsfürsorge, Or. Ruh- 
baum, Calau. Die Nachbarschaft, Nr. 4/5. 
Fuli/August 1926.

Alters-, Geschlechts- und Konfesfionsunterfchreda in 
der geschlossenen Kindergesundheitsfürsorge. Maria 
Kiene, Fre!iburg r. Br., Freie Wohlfahrtspflege, 
Nr. 5. August 1926.

Körpererziehung der Jugendlichen als Voraussetzung 
und Ergänzung der Gesundheitsfürsorge, Stadt- 
arzt Or. H. Braubach, Köln. Zeitschrift für Schul- 
gesundheitspflege. Nr. 9. 1926.

Schulgesundheftsfürsorge. Med.-Rat Or. Kempa, 
Die Wohlfahrt, Nr. 15/16. 15. August 1926.

Schulgesundheitsoerhältnisse in Linden, Kinder* 
fürsorgearzt Or. Max Hatzig, Wohlfahrtswoche. 
Nr. 2. 22. August 1926.

Schulkinderpflege und Familienfürsorge. Emmy Geß. 
Berlin, Zentralblatt für Fugendrecht und Iugend- 
wohlfahrt, Nr. 5. August 1926.

Die Ausdehnung der schulärztlichen Tätigkeit auf 
die berufsschulpflichtige Fugend. Or. Ilse Szagunn, 
Das junge Deutschland. Hr. 8. August 1926.

Erwerbsbefähigung der Jugendlichen in gesundheit­
licher Beziehung, Stadtmed.-Rat Or. Wendenburg. 
Gelsenkirchen, Soziale Berufsarbeit. Nr. 7/8. 
Fuli/August 1926.

Ueber die körperliche Entwicklung der Lehrlinge, 
Or. meci. Fritz Hoppe, Zeitschrift für Schul­
gesundheilspflege. Nr. 8. August 1926.

Soziale Fürsorge in d.en Polikliniken, Anni Tüll- 
mann. Zeitschrift für Schulgesundheitspflege. Nr. 8. 
August 1926.

Die „Hauspflege" in Deutschland nach einer Um­
frage in größeren Städten Anfang 1926, Clara 
Schloßmann. Düsseldorf. Deutsche Zeitschrift für 
Wohlfahrtspflege. Nr. 5. August 1926.

Ein Rundgang durch die Gesolei. Jugend- un!d 
Volkswohl, Hamburg. Nr. 5. August 1926.

Erholungsfürsorge.
Das erholungsbedürftige Kind und seine Versorgung, 

Stadtschularzt Or. W. Stephan. Mannheijm, 
Wohlfahrtswoche, Nr. 2. 22. August 1926.
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Erholungs- und Heilfürsorge für Jugendliche, Or. 
A. Wolters, Münster i. 'W-. Iugendwohl. Frei­
burg i. Br.. Nr. 4. Juli,August 1926.

Forderungen und Wünsche der Entsendestcllen an die 
Heime der Kindergesundheitsfürsorge, Stadtarzt 
l)r. Vonessen, Köln, Iugendwohl. Freiburg i. Dr., 
Nr. 4. Iuli/August 1926.

Wünsche und Forderungen der Heime der Kinder­
gesundheitsfürsorge an die Entsendestellen. Privat­
dozent Or. R. Gralka. Marienruhe. Iugendwohl, 
Freiburg i. Br., Nr. 4. Iuli/August 1926.

Gesundheitsfürsorge für fortbildungsschulpflichtige 
Mädchen auf dem Heuberg, Blätter der Zentral­
leitung für Wohltätigkeit in Württemberg, Nr. 7. 
Juli 1926.

Alkoholfürsorge.
Die Beratungsstelle für Allroholkranke in der städti­

schen Trinkerfürsorge, Wohlfahrtsblatt der Stadt 
Breslau. Nr. 277. Iuli/August 1926.

Die Trinkerfürsorge und die Verordnung über die 
Fürsorgepflicht vom 13. Februar 1924, Reat- 
Assessor Or. Pusch, Merseburg. Soziale Praxis. 
Nr. 31. 5. August 1926.

Der alkoholisierte Mensch. Ueberblick über den der­
zeitigen Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse 
von der Alkoholeinwirkung auf den menschlichen 
Körper, von Stadtarzt Or. Reinheimer. Frank­
furter Wohlfahrtsblätter, Nr. 5. August 1926.

GeschlechlSkrankenfürforge.
Aerztliche Beratung vor der Che, Prof. Or. von 

Seuffevt, München. Die Nachbarschaft, Nr. 4/5. 
Iuli/August 1926.

Ueber den Austausch von Gesundheitszeugnissen vor 
der Ehe, Privatdozent Or. Fischer. Dresden, 
für Wohlfahrtspflege, Sachsen. Nr. 8. August 
1926.

Tuberkulosefürsorge.
Ein sächsisches Tubcrkuloscgesetz. Nachrichtendienst 

des Deutschen Vereins für öffentliche und private 
Fürsorge. Nr. 8. August 1926.

Ueber Erfahrungen bei der Besichtigung der Tuber­
kuloseabwehreinrichtungen in ländlichen Kreisen, 
Die Wohlfahrt. Nr. 15/16. 15. August 1926. 

Tuberkulosebekämpfung in Augsbiurg. Amtsblatt der 
Stadt Augsburg, Nr. 29. 17. Juli 1926.

Die Mängel der Tuberkulosebekämpfung in den 
Luftkurorten, Or. Eduard Schulz. Schreiberhgu 
i. Riesengebirge. Tuberkulosefürsorgeblatt. Nr. 8. 
28. August 1926.

Die Bekämpfung der Kindertubcrkulose. Or. mecl. 
R. Kochmann. Chemnitz, Erwacht, Nr. 7/8. 
28. August 1926.

Die Lebensdauer und Zahl der Offcntubcrkulösen. 
Or. Bracuning, Stettin. Tuberkulosefürsorgeblatt, 
Rr. 8. 28. August 1926.

Wohnungsbeschaffung für Tuberkulöse, Hans Langer. 
Berlin. Archiv für Soziale Hygiene und Demo­
graphie, Nr. 5. Juli 1926.

Die Perhandlungen der Tuberkuloseärzte in Düssel­
dorf am 28.—30. Juni 1926, Or. Denker. Berlin. 
Tuberkulosefürsorgeblatt, Nr. 8. 28. August 1926.

Erwerböbefchränktenfürsorge.
Die rechtliche Bedeutung der Acnderung des § 1 

des Schwerbeschädigtcngesetzes durch das Gesetz 
vom 8. Juli 1926 (RGBl, l S. 398). Or. jur.

Hans-^Georg Anthes, Der Artbeitgeber. Nr. 16 
15. August 1926.

Die Berufslage der Ostern entlassenen Hilfsschiiler, 
Der Helfer, Nr. 1/2. Iuli/August 1926.

Eine Arbertslehrstätte für schulentlassene Hilfsschul- 
Kinder, Or. Pappevt. Frankfurter Wohlfahrts- 
blätter, Nr. 5. August 1926.

Die neuen gesetzlichen Bestimmungen über die 
Krüppelfürsorge und die freie Liebestätigkeit, Lan­
desrat Goeze. Berlin, Nachrichtendienst des Selbst­
hilfebundes der Körperbehinderten, Nr. 8. August 
1926.

Krüppelfürsorgc auf der Gesolei, Or. Helmuth Eck­
hardt, Jugend- und Volkswohl. Hamburg, Nr. 5. 
August 1926.

Wanbererfürsorge.
Ein Plan zur reichsgesetzlichen Regelung der Wan­

dererfürsorge, Min.-Dir. von Meyeren. Rekhs- 
arbeitsblatt. Nr. 32. 24. August 1926.

Zur Psychologie der Wanderer, Sanitätsrat Or. 
Blümcke, Bethel. Der Wanderer, Nr. 7. Juli 
1926.

Die Fürsorge für männliche Wanderer, Der Helfer. 
Nr. 1/2. Iuli/August 1926.

Die kommende Wanderwelle, Der Wanderer, Nr. 7. 
Juli 1926.

Die wachsende Wanderernot und die Maßnahmen 
zu ihrer Bekämpfung. Der Wanderer. Nr. 7. 
Juli 1926.

Wandercrfürsorge und öffentliche Arbeitsnachweise. 
Der Wanderer. Nr. 7. Juli 1926.

Die Fürsorge für jugendliche Wanderer, Der Helfer. 
Nr. 1/2. Iuli/August 1926.

Die Obdachlosenheime in Württemberg, Reg.-Ral 
Mailänder. Blätter der Zentralleitung für Wohl­
tätigkeit 'in Württemberg, Nr. 8. August 1926.

Aerztliche Fürsorge für die Obdachlosen in Ham­
burg, Or. G. Marr. Soziale Praxis, Nr. 31/32. 
5./I2. August 1926.

Ueber die Einrichtung von Vorasylen, Frau Landcs- 
verwaltungsrat E. Hopmann, Die Wohlfahrts­
pflege in der Rheinprovinz. Nr. 15. 1. August
1926.

Fachkenntnis für Leiter von Hospizen, Herbergen 
und verwandten Einrichtungen. Diakon Chr. AHI- 
mann, Der Wanderer. Nr. 7/8. Iuli/August 1926.

Bettlermarken. Or. Volkhard!. Blätter für öffent­
liche Fürsorge. Nr. 15. 1. August 1926.

Auswandererfürsorge.
Die Auswanderungsbewegung in Augsbiurg. Amts­

blatt der Stadt Augsburg, Nr. 30. 24. Juli 1926.
Auswanderung zur Linderung der Arbeitslosigkeit 

in Dcutschöftcrrcich, Or. Erwin Paneth, Soziale 
Praxis. Nr. 33. 19. August 1926.

BetriebSwohlfahrlSpflege.
Soziale Spaltung, Prof. Or. M. I. Wolff. Der Al 

bcitgvber, Nr. 16. 15. August 1926.
Die Macht des Unternehmers in soziologischer Be­

leuchtung. Alfred Vicrkandt. Der Arbeitgeber. 
Nr. 16. 15. August 1926.

Ein Beitrag zur sozialen Frage der industriellen 
Großstadt. Die Wohlfahrtspflege in der Rhein- 
provinz. Nr. 15. 1. August 1926.

Psychische Wirkungen der Rationalisierung auf die 
Arbeiterschaft. Prof. Or. Waldemar Zimmermann. 
Hamburg. Reichsarbertsblatt. Nr. 28. 24. Juli
1926.
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Die Gewinnbeteiligung, Prof. Dr. V. Totomianz, 
Soziale Praxis, Nr. 32. 12. August 1926.

Die Werkspenslonskassen-Aufwertung. GDA., Nr. 15. 
1. August 1926. >

Die 8. Internationale Arbeitskonfcrenz. Reichs- 
arbcitsblatt, Nr. 28. 24. Juli 1926.

Die 9. Internationale Arbeitskonferenz, Reichs- 
arbcitsblatt, Nr. 28. 24. Juli 1926.

Eewerbeaufsicht und Arbeiterschutz in Württemberg, 
im Jahre 1925. Gewerkschafts-Zeitung, Nr. 33. 
14. August 1926.

Aus den Berichten her Gewerbeaufsichtsbeamt,eiv 
(Preußen, Bayern, Sachsen, Baden, Württem­
berg, Braunschweig. Hamburg) für das Jahr 1925, 
Or. Frida Wunderlich, Berlin. Soziale Praxis, 
Nr. 31. 5. August 1926.

Der Bericht der deutsch-östexreichijlchen Gewerche- 
inspcktoren für das Jahr 1924, Or. Frida Wun­
derlich, Soziale Praxis, Nr. 31. 5. August 1926.

Sozialversicherung. (Allgemeines)
Sozialversicherung und Volksgesundheil. Abg. Erke­

lenz, Düsseldorf. Wirtschaftliche Selbstverwaltung. 
Nr. 7. Juli 1926.

Die wirtschaftliche und soziale Bedeutung des Ver­
sicherungswesens, Volksfürsorge, Nr. 7. August 
1926.

Richtlinien des Reichsarbeitsmrnistcrs über Durch­
führung der Gesundheitsfürsorge in der Rcichs- 
vcrsicherung. Der Kassenarzt. Nr. 30. 31. Iull
1926.

Die geistigen Grundlagen der Sozialversicherung, 
Or. med. Lewy. Der Kassenarzt. Nr. 33. 
21. August 1926.

Der Kampf um die Sozialversicherung, Helmut Leh­
mann, Berlin-Charlottenburg. Deutsche Kranken­
kasse. Nr. 31. 5. August 1926.

Der Friedensvertrag von Versailles und die 
Kranken-, Unfall- und Angestelftenversichcrung, 
Rcg.-Rat Wahl. Amtsblatt des Vorstandes der 
Landesvcrsichcrungsanstalt Württemberg, Nr. 8. 
18. August 1926.

Zum Gesetz zur Aenderung der Reichsversicherungs- 
ordnung und des Angestelltenversichcrungsgesetzes 
vom 25. Juni 1926, Oberreg.-Rat Seitz. Amts­
blatt des Vorstandes der Landesversicherungs­
anstalt Württemberg. Nr. 8. 18. August 1926.

Die Landesversicherungsanstalten und die Reichsver­
sicherungsanstalt für Angestellte auf der Gesolei, 
Reg.-Rat Karl Mayer, Amtsblatt des Vorstandes 
der Landesversicherungsanstalt Württemberg, Nr. 8. 
18. August 1926.

Kann für die nächste Zeit die Aenderung der RVO. 
abgeschlossen werden? Gustav Hoch, Hanau a.M. 
Deutsche Krankenkasse, Nr. 34. 26. August 1926.

Unstetigkeit in der Sozialversicherung, Gertrud 
Israel, Berlin, Soziale Praxis, Nr. 34. 26. August

Die Krankenversicherung nach der Ncichsverstche- 
rungsordnung. Or. S. Nothse, Soziale Fürsorge, 
Nr. 5. August 1926.

Rückwirkung der Wirtschaftskrise auf die In­
anspruchnahme der Krankenkassen. Nachrichten­
dienst des Deutschen Vereins. Nr. 8. August 1926. 
dienst des Deutschen Vereins für öffentliche und 
private Fürsorge, Nr. 8. August 1926.

Regel- und Mehrleistungen der Krankenkassen und 
ihr Verhältnis zu der Fürsorgepflichtverordnung. 
Bezirksamtssckretär Beck, Bayerische Fürsorg'e- 
blätter. Nr. 2. 10. August 1926.

Dieie Krankenkassen vor und nach dem Kriege — 
Krankenkassenstatistik 1924 —. Zentra'.blatt der 
christl. Gewerkschaften Deutschlands. Nr. 17. 
23. August 1926.

Gefahrenzuschläge in der Krankenversicherung, Or. 
Hofmann, Berlin-Grunewald. Die Krankenver­
sicherung. Nr. 16. 25. August 1926.

Beitrags- und Krankengeldpolitik im Jahre 1924 
und 1925, Deutsche Krankenkasse, Nr. 32;. 
12. August 1926.

Die Mitarbeit der weiblichen Versicherten in den 
Krankenkassen. Deutsche Krankenkasse, Nr. 31. 
5. August 1926.

Die Familienhilfe der Ortskrankenkassen, F. Schwa- 
lowsky, Deutsche Krankenkasse, Nr. 32. 12. August 
1926.

Die Aufgaben der dermatologischen Vertrauens­
ärzte. Prof. Or. Wichmann. Hamburg, Deutsche 
Krankenkasse, Nr. 34. 26. August 1926.

Notwendige Reformen des Rechtes der Aerzte und 
Krankenkassen, F. Okras;. Charlottcnburg. Blätter 
für öffentliche Fürsorge. Nr. 16. 15. August 1926.

Beiträge und Leistungen der Ortskrankenkassen und 
Ersatzkassen. F. O'kraß, Charlottenburg, Deutsche 
Krankenkasse, Nr. 33. 19. August 1926.

Die Krankenkassen in der Wirtschaftskrise. Helmut 
Lehmann, Deutsche Krankenkasse. Nr. 32. 12. August 
1926.

Die Krankenversicherung in Bayern im Jahre 1925, 
Blätter für öffentliche Fürsorge, Nr. 15. 1. August 
1926.

Das Verbleilren Arbeitsunfähiger in der Kasse. 
Stadtrat H. o. Frankenberg, Braunschweig, Die 
Krankenversicherung, Nr. 16. 25. August 1926. 

Neuerungen in der Invalidenversicherung, Wohl­
fahrtsblätter für die Provinz Hannover. Nr. 8. 
August 1926.

Das Heilverfahren der Landesversicherungsanstatt 
Hannover, Wohlfahrtsblättcr für die Provinz 
Hannover, Nr. 8. August 1926.

Sind Pfarrhaushälterinnen angestellten- oder inva- 
lidenversicherungspflichtiq? Plätter für öffentliche 
Fürsorge. Nr. 14. 15. Äuli 1926.

Die Vcrsicherungspflicht der Hausangestellten nach 
dem Angcstelltenversicherungsgesetz. Hermann Axt. 
Blätter für öffentliche Fürsorge. Nr. 15. 1. August 
1926.

Das Frühheilverfahren in der Unfallversicherung, 
Berwalt.-Dir. Kühn, Der Kassenarzt. Nr. 33. 
21. August 1926.

Die Leistungen der neuen Unfallversicherung und der 
Krankenversicherung bei Unfällen und die Ersatz­
ansprüche der Fürsorgcverbände, Rcg.-Rat Or. 
Manfred Hoffmeister. Berlin, Zeitschrift für das 
Heimatwesen, Nr. 12. 1. Juli 1926.

Ucberblick über die Neuregelung der Sozialver­
sicherung in verschiedenen' Ländern. Or. Minna 
Büttel, Charlottenburg. Soziale Praxis. Nr. 34. 
26. August 1926.

Das dtmtfch-österreichische Ucbereinkommen über 
Sozialversicherung, Reichsarbeitsblatt. Nr. 29. 
1. August 1926.

Die Sozialversicherung in der Tschechoslowakei, 
Franz Benes, Freidurg, Arbciterschutz. Wien, 
Nr. 15. I. August 1926.

Die englische Hinterbliebenen- und Altersvcrsiche- 
rung. Or. Lippmann, Rcichsarbeitsblatt. Nr. 30. 
9. August 1926.

Die Krankenversicherung in England. Die Deutsche 
Innungskrankcnkasse, Nr. 8.' August 1926.
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AusbilbungS- und Berufsfragen.
Grundsätzliche Fragen zur Ausgestaltung der staatlich 

anerkannten Wohlfahrtsschulen, Soziale Praxis, 
Nr. 33. 19. August 1926.

Die Wohlfahrtspflegerymenausbildung in Bayern, 
M. Bi-rnbach, München, Soziale Berufsarbeit, 
Nr. 7/8. Iuli/August 1926.

Die Ausbildung männlicher Sozialbeamten, Carl 
Mennige, Frankfurter Wohlfahrtsblätter. Nr. 5. 
August 1926.

Grundsätzliches über die Berufslage der Fürsorge­
rinnen, Mm.-Rat Helene Weber, Berlin. Baye­
rische Fürsorgeblätter, Nr. 2. 10. August 1926.

Die Tätigkeit des Sozialpflegers, vr. Purinell^ 
Blätter für öffentliche Fürsorge, Nr. 16. 15. August 
1926.

Die Verschiedenartigkeit der Ausbildung der Säug- 
lmgspflegerinnen in Deutschland. Nachrichten­
dienst des Deutschen Vereins für öffentliche und 
private Fürsorge, Nr. 8. August 1926.

Wie gewinnen wir die Männerwelt für die länd-, 
liche Wohlfahrtsarbeit? Dieing, Freiburg i. Br., 
Rheinisches Land, Nr. 3/4. Iuni/Iuli 1926.

Der „akademische Wohlfahrtspfleger", vr. Franz 
Kloidt, Berlin, Freie Wohlfahrtspflege, Nr. 5. 
August 1926.

Arbeitsgemeinschaft der württ. Wohlfahrtsbeamten. 
Blätter der Zentralleitung für Wohltätigkeit in 
Württemberg, Nr. 8. August 1926.

Ueber -die soziale Ausbildung in England, Amerika 
und der Schweiz, Soziale Praxis. Nr. 33> 
19. August 1926.

Büchereingänge.
Verhandlungen des 19. ordentlichen Verbandstages 

des preußischen Landgemeindeverbandes West am 
25. und 26. Iunr 1926 in Dortmund, Selbstverlag, 
11 Seiten. 1926.

Gesundheitszustand und Gesundheitspflege, Obermed.- 
Rat Prof. vr. Tjaden, Halem Export- und Ber- 
lagsbuchhandlung. Bremen 1926, 32 Seiten.

Die Arbeit in und nach dem Strafvollzug (Jahr­
buch), Gefängnisgesellschaft für die Provinz Sach- 
sen und Anhalt, Selbstverlag 1926, 79 Seiten.

Jahrbuch der Bodenreformer. Verlag: Gustav 
Fischer, Jena 1926, 196 Seiten.

XVIII. Internationaler Kongreß zur Bekämpfung 
des Alkoholismus in Tartu, 21. bis 29. Juli 1926, 
herausgegeben vom Organisationskomitee, Selbst­
verlag 1926. 98 Seiten.

Die Sachbcarbeitung im Vormundschaftswesen nach 
dem Reichs-Iugendwohlfahrtsgesetz, Albert Graf.

Verlag: I. Bensheimer, Mannheim 1926, 178 
Seiten. Preis: M. 4,50.

Der 3. Deutsche Angestellten-Tag zur Wirtschafts­
und Sozial-Politik, Hamburg 1926, Heft 34 der 
Schriften des GDA., Sieben-Stäbe-Verlag. Berlin- 
Zeylendorf 1926, 36 Seiten.

Zehn Jahre Kinderfürsorge der Reichsanstalt für 
Mutier- und Säuglmgsfürsorge in Wien 1915 
bis 1925, Hofrat Prof. vr. Leopold Moll. Selbst­
verlag, Wien 1926, 162 Seiten.

Monatsschrift für Kinderheilkunde, Festschrift, Ver­
lag: F. C. W. Vogel. Leipzig 1926. 73 Seiten.

Vorlesungs-Verzeichnis für Wintersemester 1926/27, 
15. Semester, Verwaltungs-Akademie. Berlin 1926, 
118 Seiten.

Zwangsfürsorgerische Maßnahmen gegenüber erwach­
senen Personen, Georg Steigertahl. Carl Hey­
manns Verlag. Berlin 1926, 76 Seiten. Preis: 
M. 4,-.

Bücherbesprechungen.
Berichtigung. Durch ein Versehen sind leider 

die Bücherbesprerhungen auf Seite 279/80 der August- 
nummcr 1926 dieser Zeitschrift ohne Zeichnung des 
Referenten. Herrn Stadtrat vr. Muthesius, 
Berlin-Schöneberg, veröffentlicht worden.

The Philosophy of Labour. By Delisle Burns.
Verl. George Allen & Union Ltd. London 1925.
126 Seiten. 6/—.

Aufgebaut auf der Lebensauffassung des Arbei- 
ters wird eine Philosophie der Arbeit entwickelt.

Arbeit, vor allem Handarbeit ist das Auswirken 
der schlummernden menschlichen Kräfte. Im Ent- 
wickeln dieser Kräfte erreicht der Mensch Erhaben­
heit und erhebt sich gleichzeitig zum Bezwinger des 
Lebens.

Zu allen Zeiten ist Zivilisation und Kultur 
nur durch Arbeit erreicht worden. Diese Erkennt­
nis läßt den Arbeiter sich stolz behaupten, selbst 
gegenüber denen, die glauben, daß Reichtum be- 
rechtlgt, die Arbeit als Ware käuflich zu erwnben 
und vergessen, daß dahinter ein Schöpfer steht. 
Der Kampf um die Rechte des Arbeiters wird zu 
Unrecht auf der Basis des Klassenkämpfcs geführt, 
denn der Arbeiter als Glied einer Gemeinschaft 
weiß, daß jeder einzelne leistungsfähiger ist, wenn 
er'.sich vereinigt; da die Menschheit eine Einheit ist. 
nicht, wie manche annehmen, ein Gegenüberstehen 
von Einzelwesen. Leistungsfähiger und darum freier

ist der. der sich der ergänzenden Kraft des anderen 
bedient.

Eine hohe Wertung der Arbeit und naturgemäß 
des Arbeiters selbst, eine geringere Einschätzung des 
Reichstums. der nicht durch Arbeit entstanden ist 
und darum eine größere kulturelle Förderung des 
Arbeiters zugunsten einer höheren Entwicklung, 
höherer Zivilisation, höherer Menschheit ist die For­
derung. die Burns stellt. B. L.

Hoffa-Latrille. Die halboffenen Anstalten für 
Kleinkinder. Berlin 1026. Verlag Julius Sprin­
ger. Preis: M. 4,50.

Die Fürsorge für das Kleinkinderaltcr gehört 
noch immer zu den vernachlässigten Gebieten, ob­
wohl für zahlreiche Kleinkinder die äußeren Bedin­
gungen zur körperlichen und geistigen Entwicklung 
durchaus nicht in dem notwendigen Maße vorhanden 
find. Um so mehr kann cs begrüßt werden, wenn 
Arzt und Sozialbeamtin aus der praktischen Er­
fahrung heraus gemeinsam gerade die für eine zweck­
mäßige Organisation wesentlich technischen Fragen 
der halboffenen Fürsorge darstellen, so wie es im 
vorliegenden Buche klar und kritisch geschehen ist. 
Die mit zahlreichen Abbildungen ausgestattete Vcr 
ösfentlichung bedeutet für das Gebiet der 
Kinderfürsorge einen Schritt vorwärts.

Klein-

vr. G o l d m a n n - Berlin.

DeranttvorNlch: Für den rebaklioncNen Teil: oNinlsterialrat vr. O. Karfiebt. St-giltz. ßtlnöcfir. 4. — Für v.n Anzeigenteil: Paul 
Wolfs. Berlin W 6. SNauersir. 44. — acvrucki bei Julius Sittenfeld. Berlin W a.


